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I. Einladung
zum

z e h n t e n we st p reuß ischen S t ä d t e t a g e .

Zu dem am M o n t a g , den 26. und Dienstag, den 27. August d. I s . zu W o r n stattfindenden
zehnten westprcnßischen Städtetage beehren wir uus ganz ergebenst einzuladen.

Dsldrüok-Tanzig, Oberbürgermeister. Hlskrloin-Graudenz, TtadtUerordneteu-Vorsteher.
^lün^tordor^-Tünziss, Stadtverordneter. ^lln<1fnetl8-Maricnburg, Bürgermeister. Niäitt-Elbing, Oberbürgermeister.
^iirtx-Marienwerder, Bürgermeister. Nart^iclt-Culmsce, Bürgermeister. Dr . Xyl^ton-Thurn, Erster Bürgermeister.

Tageso rdnung
für den zehnten weftpreußischen Ktädtetag.

1. Eröffnung des Städtetages.
2. Geschäftsbericht (Druckexemplar liegt bei) uud geschäftliche Mitteilungen.
3. Rechnungslegung uud Entlastungserteiluug
4. Befprcchung der Gründung eines Ruhegchaltskassenverbandes für die Kommunalbeamten.

Berichterstatter: Büracrmeister M ü l l e r -Dt . Krone.
5. Besprechung der Grüuduug eines Kasscnrevisionsvcrbandcs.

Berichterstatter: Stadtrat Dr. Mayer -Danz ig .

— «̂< Schluß des ersten Sihuugstage«. ««^—

6. Alters- und Hinterbliebenen-Versorgung der in den städtischen Betrieben beschäftigten Arbeiter.*)
Berichterstatter: Herr Stadtrat Meckbach.

7. Mitteilungen.
3. Wahl des Vorstandes.
9. Bcschlnßfassung über Ort und Zeit des nächsten Städtetages.

10. Schluß des Städtetages.

5) Es war ursprünglich auf die Tagesordnung gesetzt ein „Vortrag des Ersten Bürgermeisters
Kühnast-Graudcnz als Berichterstatter und Stadtrates Dr . Nckcrmann-Danzig als Mitberichterstatter über den
Erlaß ortsstatutarischer Anordnungen auf Grund der Z§ 12 und 15 des Baustuchtliiiiengesetzes und betreffs
Unterhaltung uud Herstellung der Bürgcrsteige". Wegen Behinderung des Herrn Referenten hat dieser Gegen-
stand abgesetzt werden müssen.

P r o g r a m m
des zehnten weftpreußischen Städtetages.

Tonntag, den 25. August. ^ "
6 Uhr abcuds Vorstaudssitzung un! ArtnWvfe.
Von 8 Uhr abends ab: Zwangsl'oses Beisammensein der schon anwesenden Mitglieder
des Städtetagcs mit ihren Damen im Speisesaal des Artushofes.

Montaq, den 26. August.
8 Uhr vormittags: Zusammentreffen vor dem Artushofe behufs gemeinschaftlicher Besichtignng

der Stadt, insbefondere der Kirchen, der ncuerbauten Knaben - Mittelfchnle, der nenen
Feuerwache, des Rathauses uud des Museums.

10 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages in dem Mittelsaale des Artushofes.

Schluß gegen 2V^ Ahr nachmittags.



3 Uhr nachmittags: Gemeinschaftliches Mittagessen mit Damen im großen Saale des Artns-
hofes, Gedeck 3 Mark otme Wein.

6 Uhr nachmittags: Wagenfahrt zum Wasserwerk. Besichtigung desselben nnd Weiterfahrt
nach dem Ziegeleigasthausc. Rückfahrt mit der elektrischen Straßenbahn.

Tienstag, den 27. August.
8 Uhr vormittags: Versammlung vor dem Artushofe, Besichtigung des städtischen Klärwerks,

der städtischen Ufcrbahn und Uferanlagen und der Honigkuchen-Fabrik von Gustav Weese.
10 Uhr vormittags: Sitzung des Städtctages in dem Mittelsaale des Artnshofcs.

Schluß 1 Uhr.

Mittagessen 5 In enrtß im Artushofe und anderen Restaurants nach B e l i e b e n der
T e i l n e h m e r .

3 Uhr nachmittags: Dampferfahrt nach der russischen Grenze nnd Landung in Soolbad
Czernewitz.

7^2 Uhr nachmittags: Rückkehr nach Thorn, Danach zwangloses Beisammensein im Artnshofe.

An Hotels znr Untertnnft der Teilnehmer nnd Gäste des Städtetages werden in Hhorn
empfohlen:

„Schwarzer Adler", „Thorner Hof",
„Viktoria Hotel", „Hotel Drei Kronen",
„Hotel du Nord", „Dybowski's Hotel".

Für diejenigen Teilnehmer, welche ihre Teilnahme bis zum 19. Augnst dem Wagistrate in Ahorn an-
melden, werden Zimmer in den einzelnen Hotels besorgt nnd den Angemeldeten die ihnen zugewiesenen
Hotels noch rechtzeitig vor ihrer Zureise mitgeteilt werden.

Die Drucksachen und Teilnehmerkarten für das Efsen und die Wagenfahrt werden am Sonntag,
den 25. August er. abends und an dem darauf folgenden Tage von dem im ltrtushofe in Dorn errichteten
Sü'reau abgegeben.



I I . Verzeichnis der Teilnehmer
ail dein

zehnten Ktädtetage der Movinz Meltpreußen in Thorn 1901.

Nr. Name der Stadt.
Vertreten durch

Name.

Amtliche Stellung

bezw.

Stand des Vertreters.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

Berent . . .

Bischofswcrder

Briefen . . .

Culm . . .

Cnlmsee . .

Danzig . . .

Tirschan . .

Elbing . . .

Tt. M a u .

Freystadt . .

Pr. Friedlalld

Garnsee . .

Gollnb . . .

Grandenz . .

Hamlnersteitt.

Partikel . .

Mey . . . .
Kvhh . . .

von Gostomski
Kamwwski .
Tahmer . .

Stcinberg . .
Alberty.' . .

Hartwich . .
lUmer . . .
Sachs . . .

Telbrück . .
Claassen . .
Dr. Mayer .
Meckbach . .
Schneider . .
Bauer . . .
Kernt!) . . .
N a b e . . . .

Dembski . .
Naabe . . .

Elditt . . .
Lehmann . .
Löwenstein .
Hörn . . .
Di-. Bleyer .

Grzywacz . .

Seefeldt . .

Naumann . .

Bcrndt . . .

Nicolai . . .

Menchardt .
Aronsohn . .
Tettenborn .
Brann . . .
Viehrleill . .

Kyser . . .

Biron . . .

Dr. Büttner.

Bürgermeister.

Bürgermeister.
Beigeordneter.

Bürgermeister.
Stadtkämmercr.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
stcllv. Stadtverordneten-Vor-

steher.

Bürgermeister.
Ratsherr. ,
Stadtverordneter.

Oberbürgermeister.
Stadtrat.
Stadtrat.
Stadtrat.
Stadtrat.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtverordneten-Vorsteher.

Oberbürgermeister.
Stadtbaurat.
Kaufmann, Stadtrat.
Stadtverordneten-Vorsteher.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtverordneten-Vorsteher.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.
Beigeordneter.

Stadtrat lind Kämmerer.
Stadtrat.
Stadtverordneten-Vorsteher,
stellv. Stadtverordneten-Vor-

steher.
Ztaotverordneter.

Bürgermeister.
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Nr. Name der Stadt.

Amtliche Stellung

bezw.

Stand des Vertreters.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

Iastrow . .

Nt. Krone .

Lanttznbnrg .

Lcsscu . . .

Löbau . .. .

Maricnburg .

Marienwcrder

Mcwe . . .

Ncnmark . .

Nencnbnrg .

Nenstadt . .

Nenteich . .

Rehden . . .

Nosenberg

Schlochau . .

Schöneck . .

Schönsee . .

Schwctz. . .

Pr. Stargard

Tiegenhof . .

Thorn . . .

Hempcl

Müller
Garms

Jung

Chroszcielewski

K u d e . . . .

Sandfuchs
Ianke .

Voehnke
Knhn

Twiste l
Ansvach

Liedke
(lohn

Bucht) orn
Engelien
Lan . .

Trauthnn
Block .

Iacoby .

Lehmann

Hcrmsdorff

K la t t . . .

Sooft . .

Wcisscrt .

Geißler .
Bntofzer
Brandt .

Gambke .
Münchan .
Hildebrandt

Fo erster .
^chönwald

Kersten .
Kelch. .
Aronsohn
Hartmann
Hcnsel .

Bürgermeister.

Bürgermeister.
Stadtverordneten-Vorsteher.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.
Stadtverordneten-Vorsteher.

Stadtverordneten-Vorsteher,
stellv. Stadtverordneten-Vor-

steher.

Bürgermeister.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Ratmann.

Bürgermeister.
Stadtverordneten-Vorsteher,
stellv. Stadtverordneten-Vor-

steher.

Bürgermeister.
Stadtverordneten-Vorsteher.

Stadtverordneten-Vorsteher.

stcllv. Stadtverordneten-Vor-
steher.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.-

Bürgermeister.
Stadtverordneten-Vorsteher.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtverordneten-Vorsteher.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtverordneter.

Erster Bürgermeister.
Stadtsynditus.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.



Nr.

37.

39.

Name der T tad t .

Tolkcmit

Vandsbnrg

Zempclburg

Vertreten durch

Name.

Wippich
Wichmann

Pieper

Saalmann

Amtliche Etel luug

bezw.

T^tand des Vertreters.

Bürgermeister.
Beigeordneter.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Ehrengäste.

Herr Regiernngspräsident von I agow - Marienwerder.
Herr Landrat von Schwerin-Thorn.



I I I . Verhandlungen

z e h n t e n w e l t p r e u ß i s c h e n K t ä d t e t a g e s z u U h o r n
am

H«. und 2 7 . August 1»<N.

?c a ch st c u o gr ap h i sch e r ' A u s z c i ch n n n g.

Erster Sitzungstag
M o n t a g , den 26. August 1901. — Mi t te l saa l des Artushofes in Ehorn.

vormittags.

wie ich fagte, sehr begreiflich, weil ich heute zum ersten
Male nach Antritt meiues Amtes deu Vorzug habe,
iumitten der Vertreter der gesamten Städte der Provinz
und darunter der meines Regierungsbezirkes zn weilen..
Ich habe ja wiederholt schon Gelegenheit gehabt, in
verschiedenen Städten meines Bezirks meine Anffassnng
über die Thätigkeit der kommnnalen Vcrwaltnngen nnd-
meiue Auffaffuug über die Pflichten der Aufsichts-
behörde auszusprechen. Ich glaube, daß im wesent-
lichen den Herren des von mir verwalteten Bezirks
das bekannt sein wird uud ich möchte daher auf folche
Einzelheiten hente nicht mehr eingehen. Ich habe Ihren
Herrn Vorsitzenden nur um das Wort gebeteu, um iu
erster Liuic Ihrem Herrn Vorsitzenden uud Ihneu
Dauk zu sageu für die freundlichen Worte, mit denen
Sie durch den Muud Ihres Herru Vorsitzenden mich
hier begrüßt haben, nm Ihnen die Versichernng auszu-
sprechen, daß ich wie an dein Gedeihen der gesamten
Städte des von mir verwalteten Bezirks, so insbe-
sondere auch au dem Wirkcu Ihres Stä'dtetages das
lebhafteste Interefse habe nnd nur deu Wuusch aus-
spreche» kauu, daß auch die hentigen Bcratuugeu uuter
Ihnen wieder mit dazu dieueu mögeu, die fortschreitende
Entwickclnng der Städte der Provinz Westprenßen zu
fördern. M i t diefem Wnnfche möchte ich Sie namens
der Königlichen Staatsregicrung auf das herzlichste
begrüßeu. (Beifall).

Vorsitzender, Oberbürgermeister Velurücki Ich habe
uoch mitzuteilen, daß vou Seitcu des Herru Laudes-
haupnuauu folgendes Telegramm eingegangen ist:

Den Veratnngen des in der altehrwürdigcn
Stadt Thorn versammelten zehnten westprenßischen
Städtetages wünscht gedeihlichen Fortgang uud
reichen Erfolg, leider dnrch Krankheit behindert.

Landeshauptmann H i n z e.
Erster Bürgermeister Di'. Kersten-Thorn i Meine

sehr verchrteu Herreu! Die mir obliegende Pflicht,
im Nameu der Stadt Thoru Sie heute hier zu be-
grüßen, erfülle ich gern, da ich mich in meinen Ge-
fühlen dabei eins weiß mit der gesamten Bürgerschaft.
Wir empfinden es als eine befondere Ehre und Freude,
mit unferm hochverehrten Herrn Regierungspräsidenten
die berufenen Vertreter der Städte der Provinz bei
uns zn wichtigen Beratungen versammelt zu scheu.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück-Dauzig:
Meine Herren! Ich erkläre den zehnten westpreußischen
Etädtetag für eröffnet. Ich bitte zunächst die Mi t -
glieder des Vorstandes hier an diesem Tische Platz zn
nehmeil. — Es ist geschehen. Damit ist das Bürean
des Städtctages konstituiert. Die Rednerliste wird zn
meiner Rechten Herr Bürgermeister Hartwich-Enlmsee
und das Protokoll zn meiner Linken Herr Bürger-
meister S a u d s n ch s-Marienbnrg führen. Den steno-
graphischen Bericht erstattet wie in früheren Jahren
Herr Parlamcntsberichterstatter D a n i e l . — Ich bitte
diejenigen Herren, die sich zum Worte zn melden
Wünschen, sich der Zettel zn bedienen, die hier liegen,
denn es kann sonst immer einmal vorkommen, daß
man den einen oder anderen Herrn, wenn man ihn
anch kennt, doch verwechselt.

Meine Herren! Ehe wir in nnsere Beratungen
eintreten, gedenken wir nach guter, alter Sitte in
Treue, Dankbarkeit nnd Liebe nnscrs erhabenen Landes-
herrn. Seine Majestät, uuser Allerguädigstcr Kaiser
uud Köuig Wilhelm I I lebe hoch! hoch! hoch! (Die
Auweseudeu habeu sich erhoben uud stimmen dreimal
lebhaft in deu Ruf ein).

Wir haben, wie es üblich ist, zn nnserer hentigen
Tagnng eingeladen den Herrn Obcrpräsidenten, die
beiden Herren Negicruugspräsidenteu, den Herrn Landes-
hauptmann uud deu Herru Laudrat des Kreises, iu
dessen unmittelbarer Nähe wir tagen. Der Herr Ober-
präsideut ist leider durch eine Dienstreise verhindert,
hier zu erscheine« nnd hat mich beauftragt, persönlich
dem Städtetage sein Bedauern darüber nnszusprecheu.
Der Herr Regieruugspräsideut iu Dauzig ist cbeufalls
durch dienstliche Angelegenheiten verhiudcrt, hier zu
erscheinen; dagegen haben wir die große Ehre nnd
Freude, deu Herrn Regierungspräsidenten ans Marien-
werder nnd den Herrn Landrat des Kreises Thorn in
unserer Mitte begrüßen zu dürfen. Ich thue dies
hiermit im Namen des Städtctages uud dauke den
Herren herzlich für ihr Erfcheiueu.

Regierungspräsident von Ingow: Meine Herren!
Sie werden es begreifen, daß ich doppelt den Wnnfch
habe, zu Bcgiun Ihrer Verhandlungen als anwesender
Vertreter der Königlichen Staatsregicrung Sie mit
einigen wenigen Worten zn begrüßen. Es ist das,



Wir hoffen, daß Ihre Verhandlungen mit dazu bei-
tragen werden, das Band der Intcreffengemeinfchaft
der Kommunen fester zn knüpfen nnd daraus für die
Allgemeinheit und für deu einzelnen Nutzen zu ziehen.
Wir wünfchen aber auch, daß es Ihnen hier wohl ge-
falle, uud daß Sie mit nicht uugünstigen Eindrücken
von hier weggehen möchten. Viel zu bieten vermögen
wir Ihnen nicht, das wenige bieten wir Ihnen aber
aufrichtig, freudig und herzlich, uud derart ist auch
das Willkommen, das ich Ihnen namens der Stadt
Thorn hiermit zuzurufeu die Ehre habe. (Beifall.)

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Ich
danke dem Herrn Ersten Bürgermeister der Stadt
Thorn herzlich für die freundlichen Worte der Begrüßung
nnd für die Wünsche, mit denen er nus hier bei Begiun
der Tagesordnung im Nameu der Stadt Thoru auge-
sprochcu hat. Ich hoffe, diese Wünsche werden in
Erfüllung gehen. Wir haben schon vor Beginn uuscrer
Arbeiten soviel Interessantes und aus der Geschichte
der Stadt Thoru Bemerkenswertes gesehen, wir haben
schon, ehe wir noch an unsere eigentlichen Aufgaben
herangetreten sind, foviel von der Gastfreundschaft der
Stadt Thorn zu fühlen uud zu fchmecken bekomme«,
daß wir tief beschämt dauken müssen für alles, was
uns hier zuteil wird.

Meine Herren! Es ist üblich gewesen, im An-
schluß an das Kaiserhoch ein Huldigungstelegramm au
Se. Majestät abznsenden. Das Bureau schlägt Ihueu
folgeude Fassung vor:

An Se. Majestät den Kaiser und König.

Die in der altehrwürdigen Stadt Thorn
versammelten Vertreter der westprenßischen Städte
senden Euer Majestät in Treue uud Liebe
ehrerbietigeu Gruß uud Tegensruf.

Der westpreußische Städtetag.

Ich darf annehmen, daß der Städtetag mit der
Absendung dieses Telegramms einverstanden ist. —
Das Bureau wird für die Abfcuduug Sorge tragen.')

Wir kommen nun zur eigeutlichen Tagesordnung,
und zwar handelt es sich zuuächst um den

Geschäftsbericht.
Er ist gedruckt in Ihren Händen. Ich nehme

an, daß Sie eine Verlesuug uicht wüuscheu uud frage,
ob dazu das Wort verlangt wird. — Das ist nicht der
Fall , ein Widerspruch erhebt sich uicht, der Geschäfts-
bericht ist genehmigt.

Aus dem Gefchäftsbericht ist ersichtlich, was der
Vorstand zur Ausführung der im vorigen Jahre gefaßten
Beschlüsse gethan hat, ich habe also dem nichts hinzu-
zufügen.

i) Auf dieses Huldigungstelegramm ist nach» Schluß des
Ctädtetages folgende Antwort eingegangen:

Westpreußischer Städtctag
Thoru.

Eeiiic Majestät der Kaiser uud König lassen für
den freuudlicheu Huldigungsgruß herzlich danken.

Auf Allerhöchsten Befehl
Ter Geheime Kabiuctsrat

von L u c a n u s .

Bezüglich der Gestaltung der Tagesordnung find
einige Wünfchc an den Vorstand herangetreten, denen
er nicht gcglanbt hat, entfprechcn zu dürfeu. Erstens
ist von der Stadt Pil lau iu Ostprcußeu die Aurcguug
au uns ergangen, die Beseitigung des Stenerprivilegs
der Beamten bei der Kommunalbcsteuerung erneut zu
erörtern. Der Vorstand vermochte diesem Vorschlage
nicht zu folgen, denn einmal hat nns die Sache bereits
befchäftigt, uud zweitens würde eine nochmalige Er-
örterung gegenstandslos fein, denn wir können uicht
darauf rechnen, daß jetzt eine Aendcruug in dein
Verhalten der gefetzgcbendeu Körpcrfchafteu zu diefcm
Punkte eintreten wird. — Von Dirschau ist der Wunsch
geäußert wordeu, gewisse Frageu zur Abänderung der
Ausführung des Kommunalabgabengefetzes zu erörtern.
Es handelt sich hier nm Spezialfrageu, hinsichtlich deren
man zweifelhaft sein kann, ob sie überhanpt hier znr
Beratuug geeignet sind uud über die vor allem der
Fiuauzminister noch keine Entscheidung getroffen hat.
Wir werden es nns vorbehalten, eventuell fpäter auf
die Sache zurückzukommen.

Damit ist dieser Teil der Tagesordnung erledigt,
wenn nicht etwa zu meinen letzten Ausführuugeu noch
das Wort gewünfcht wird. — Das ist nicht der Fall.

Wir kommen zn Punkt A der Tagesordnung:

Rechnungslegung uud Gntlastungserteilung.

Die nötigen Anschlüsse über die Rechnung sind
im Geschäftsbericht enthalten. Der Vorstand hat die
Rcchnuug revidiert uud für richtig befunden; er empfiehlt
der Verfammluug, dem Rcchuuugslcger Entlastung zu
erteilen. M i t dem Amte der Rechuungsrevisoren würde
ich Sie bitten, die Herren Iustizrat H ö r n und
Stadtrat T c t t e n b o r n zu betrauen. Die Herren sind
anwesend: ich nehme an, daß die Vcrsammluug mit
meinem Vorschlage einverstanden ist, nnd daß die
Herren bereit sind, die Prüfung vorzunehmen. — Es
ist üblich gewefeu, die Vefchlußfaffung über diefen
Punkt anszufetzen, bis die Herren Nechnungsreviforen
ihres Amtes gewaltet haben. Ich würde Ihnen
empfehlen, den Bericht der beiden Herren am Schlusfe
der heutigen Sitzuug cutgegeuzuuehmeu.

Ehe wir zn den Vorträgen übergehen, erinnere
ich an die Präfenzliste nnd bitte diejenigen Herren,
die hier als Vertreter einer Stadt anwefend sind, sich
darin einzntragen.

Der erste unserer Vorträge ist die

Besprechung der Gründung eines Muijegeljalts-
kassenverliandes für die AommunalVeamten.

Ich erteile das Wort dem Referenten Herrn
Bürgermeister M ü l l e r - D t . Krouc.

Berichterstatter, Bürgermeister Wüller-Dt. Krone:
Meine Herren! Als ich auf dem letzten Städtetage die
Frage anregte, ob es nicht angebracht fei, an die
Bildung einer gemcinfainen Ruhcgehaltskaffe für die
Beamten der Stadtgemeindcn zu gehen, that ich es, weil
mich die Bildung der Ruhegehaltskaffen für Lehrer
auf die Möglichkeit gebracht hatte uud gleichzeitig die
durch das Kommuualbeamtengefetz hervorgerufene

3
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bedeutende Vermehrung der ruhcgehaltsbcrechtigtcn
Beamten der Stadtgemeinden in mir die Befürchtung
erweckte, daß diese ihrer Natnr nach schwankende Last
geeignet sei, den Haushalt namentlich kleinerer Stadt-
gemeinden nicht nur starken Schwankuugeu auszusetzen,
sondern daß sie anch zeitweise über das Maß der
Leistungsfähigkeit solcher Gemeinden hinaus gehen könnte.

Ich machte mir damals unter Zugruudcleguug
des Etats meiner Stadtgemeinde ein Bi ld davon, wie
sich für sie die Belastung im gewöhnlichen Laufe der
Dinge voraussichtlich stellen werde und wie sie sich
stellen könne, wenn nicht gerade mit Sicherheit zn er-
wartende, aber doch anch nicht uumöglichc Versetzuugeu
in den Ruhestand unter ihren Beamten vorkämen.
Das so gewonnene Bild hatte in mir die Uebcrzengung
hervorgerufen, daß eiue gemeinsame Ruhegehaltskasse
durchaus erstrebenswert sei.

Ich wußte damals noch nicht, daß man auch
anderswo nicht nur auf denselben Gedanken gekommen,
sondern schon sogar an seine Realisierung gegangen
war, uämlich in der Nheinprovinz.

Dort war es der Proviuzial-Ausschuß gewesen,
der, angeregt durch die in Gemäßheit des H 27 Abs. 2
der Kreisordnung für die Nheiuprovinz, für die Land-
bürgcrmeistercien nnd Landgemeinden der Rhcinprovinz
bereits seit 1888 geschaffenen Nuhegehaltskasse und durch
die dort seit dem 1. Iannar 1892 gemeiusam für dicLaud-
bürgermeistereien, die Landgemeinden, die Städte uud die
Kreiskommunalverbänoe ins Leben getretene Witwen-
und Waisenkasse zn der Ueberzeugnng gekommen war,
daß eine geneinsame Rnhegehaltskasse für die Kreis-
Kommnnalvcrbände nnd namentlich für die kleineren
Stadtgemcinden der Provinz mit je einer verhältnis-
mäßig nur geringen Beamtenschaft ebenso notwendig
sei. I n Ausführung eiues Beschlusses dieser Behörde
richtete der Landeshauptmann der Rheinprovinz an die
Stadtgemeinden nnd die Kommnnalvcrbände Anfragen
über ihre Bereitwilligkeit, der geplanten Einrichtnug
beizutreten, uud andererseits an den Herrn Ober-
Präsidenten über die Stellung der Königlichen Staats-
regierung zn der von dieser Zn erteilenden Genchmignng.

Von den befragten Kommunalverbänden ant-
worteten vou 64 Landkreisen 34, von den befragten
15 Stadtkreisen 1 nnd von den Städten, deren Zahl
mir nicht bekannt ist, 56, also im Ganzen 91 Kommnnal-
verbände mit 896 Beamten und rund 1940000 Mk.
Gehältern im zustimmenden Sinne. Die Lebensfähig-
keit des Verbandes erschien damit gesichert, da der
gleiche Verband der Landgemeinden nnd Landbürgcr-
mciftcreien nnr 1400000 Mk. Gehälter bei seiner Er-
öffnung umfaßt hatte. Der letzte Provinziallandtag
der Rheinftrovinz nahm die von dem Provinzialans-
schuß sür den Rnhegehaltskassenverband der Städte
und Kreis-Kommunaluerbände der Rheinprovinz ent-
worfenen Satzungen an, die Herrn Minister des
Innern nnd der geistlichen, Unterrichts- nnd Medizinal-
Angelegenheiten bestätigten dieselben unter dem
28. März d. I s . , uud bereits am 1. Ju l i d. I s . trat
die Ruhegehaltskasse, als eiu Teil der Kasscnverwaltung
des Provinzialvcrbandcs ins Leben..

Wenn bereits die Herren Minister des Innern nnd
der geistlichen, Unterrichts- nnd Medizinal-Angclegen-
heiten durch die Bestätigung der Satzungen der
rheinischen Ruhegehaltskasse, die Vertretung der Nhein-
provinz aber dnrch die Anregung zur Gründung der
Kasse nnd die Uebernahme ihrer Verwaltung uud eine
so große Anzahl von Kreisen und Städten dnrch ihren
Anschluß an die Kasse ihre Ueberzeugung von der
Nützlichkeit und Notwendigkeit der Kasse dnrgethan
haben, so erleichtert mir das die Beweisführung für
die Nichtigkeit meiner ersten These in der erheblichsten
Weise., Dieselbe lautet:

Nachdem durch das Gesetz vom 30. Ju l i 1899,
betreffend die Anstellung uud Vcrsorguug der
Kommunalbcamtcn, die Zahl der ruhegehaltsbc-
rcchtigtcn Beamten der Kommunen erheblich ver-
mehrt worden ist, erscheint es geboten, eine
Einrichtung zn treffen, welche eine Verteilnng der
Rnhegehaltslasten der einzelnen Kommunen ans
die breiteren Schnltern einer möglichst großen
Gesamtheit nnd die Fernlialtuug von schwanken-
den und unter Umständen anch starken Belastungen
der einzel>cn Kommnnalhaushalte herbeiführt.
Ich erlanbe mir zn ihrer Begründung noch

folgende Ausführungen, und zwar zunächst bezüglich
der Möglichkeit der Durchführung meines Planes in
unserer Provinz.

Für eine Nuhcgehaltskassc kann nnr eine Form
von Uml gen in Betracht kommen, nämlich die von
Prozenten der ruhegehaltsberechtigtcn Gehälter, nnd
ebenso kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die
Umlagen, geringeren Schwankungen unterworfen,
stetiger sein werden, je größer die Snmmc der rnhe-
gehaltsberechtigten Gehälter ist, welche den Umlagen
zn Gruude gelegt wird.

Daß es sich auch bei uns bezüglich der in Be-
tracht kommenden Gehälter um keine Kleinigkeit handelt,
geht darans hervor, daß nach den von mir bei den
einzelnen Stadtverwaltungen eingeholten Informationen
von den 55 Städten dcr Provinz 54 an Magistrats^
nnd Polizeibcamte, Lehrer höherer Lehranstalten nnd
Betriebsbeamte jährlich an ruhcgchaltsberechtigten Ge-
hältern zusammen 2780307 Mk. zahlen:^ uud rechnen
wir, daß von den vorhandenen 34 Landkreisen jeder
25000 Mk. im Durchschnitt an solchen Gehältern
jährlich zahlt, so crgiebt das jährlich weitere rund
850000 Mk. mehr, also eine Snmme von ruud drei
und einer halben Mi l l ion jährlich.

Die Zahlen, welche ich bezüglich der Städte an»
geführt habe, beruhen, wie erwähnt, auf den Mi t -
teilungen der betr. Magistrate, siud alfo feststehend.

Die für dieKreiskommnnalverbände angenommenen
Zahlen beruhen auf Schätzung. M i r stand nnr der
Etat des Kreises Dt. Krone znr Verfügung nnd dieser
Kreis verbraucht zu Besoldungen jährlich rund 29000
Mark. Wenn ich aber die verschiedenen Beamten ins
Auge fasse, welche heute fast jeder Kreis befchüftigt,
so erscheint mir die Annahme von 25000 Mk. durch-
schnittlich pro Kreis einigermaßen zutreffend. Da sind

Vergl. die Anlage, Aktenstück VI .
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zu besolden 1 bis 2 Kreis-Ausschußsckrctärc, 1 bis 2
Rcgistratoren oder Bnrean-Assistenten, der Rendant
der Kommnnalkasse, der Rendant der Sparkasse, der
Kontrolleur, der Krcisbaumcister, dieEhausseeausschcr:c.,
also keine gar so kleine Bcamtenzahl.

Man würde übrigens auch noch, wie es in
unserer Provinz bei der Witwen- nnd Waisenkasse der
Fall ist, den Amts- nnd den Teichverbäudcu nnd der
Landwirthschaftskammer das Recht des Beitritts für
ihre Beamten gewähren nnd dadurch die Zahl der
Gehälter noch um eine nicht unerhebliche Summe ver-
mehren können.

Sie wollen hieraus, meine geehrten Herreu, ent-
nehmen, daß die Summen, welche in der Rhcinprouinz
für die Lebensfähigkeit der Kasse als ausreichend erachtet
'worden sind, 1400 000 Mark, für uus nicht uner-
reichbar sind nud somit die Möglichkeit, einen gleichen
Verband ins Lcbcu zu rufen, anch für Westpreußen
gegeben ist.

Ist so die Möglichkeit der Durchführung des
Vorschlages erwiesen, so wil l ich zur Prüfling seiuer
Nützlichkeit übergehen.

Ich habe mich zu diesem Zwecke bemüht, zu
ermitteln, wie hoch sich die Gehaltsprozcute belanfen
würden, welche bei Einrichtung eiuer provinziellen Nuhe-
yehaltskasse etwa aufzubringen sein würden. Ich habe
aber leider sehr wenig Material beschaffen können,
weil meines Wiffens bis jetzt fehr wenige Kassen dieser
Art bestehen.

Die Ruhegchaltskassc der Laudgcmeinden und
Landbürgermcistereien der Nheinprovinz besteht seit
1888, Sie hat bis einschließlich 1899, also in 12
Jahren zusammen 60,40"/« der rnhegehaltsbcrcchtigtcn
Gehälter, also durchschnittlich pro Jahr 5,3 "/<, der-
selben aufgebracht.

Die Ruhegchaltskasse der Lehrer des Regierungs-
bezirks Marieuwcrdcr besteht seit 1894 uud hat bis
einschließlich 1900 gebraucht 67,75 <V(, derjenigen berech-
tigten Gehälter, welche übrig bleiben, wenn man 800
Mk. von jedem Einzelgehaltc vorweg abzieht, wie es
das Gesetz vorschreibt. Von diesen Rcstgehältern be-
rechnet, ergiebt das pro Jahr zwar durchschnittlich
9M<Vy, zn den vollen Gehältern berechnet aber nur
6,20«/« pro Jahr im Durchschuitt.

Die Berechnung der Zuschlags-Prozente erfolgt
<lbcr bei dieser Kasse in eigentümlicher, von der anderer
Kassen abweichender Art. Bei der Einführung des
Gesetzes ist vielleicht auch iu Bezug auf die Peusio-
nieruugeu etwas wohlwollend verfahren worden, denn
die Zahl der pensionierten Lehrer, welche noch recht
munter und verhältnismäßig frifch sich ihres Daseins
erfreuen, ist keine unerhebliche. Dazu kommt, daß
man in den ersten 6 Jahren des Bestehens der Kasse
die Mittel zn einem Betriebsfonds ausschrieb, von dein
man später absah, weil er nicht mit dem Gesetze in
Einklang stand, was eine sofortige Ermäßigung der
Beiträge um 2 "/o Zur Folge hatte. Die Verhältnisse
dieser Kasse köunen deshalb für die Bcnrteilung der
Höhe der Umlagen nicht maßgebend sein, welche die
von mir vorgeschlagene Kasse aufzubringen haben würde.

Von privaten Pensionskassen ist mir nur diejenige
der deutschen Privat-Eisenbahngesellschaften bekannt
geworden. Diese erhebt jährlich 7,6 "/<, der ruhegehalts-
berechtigten Gehälter und anßerdem bei dem Eintritte
eine Monatsrate des Gehalts als Eiutrittsgeld, sowie
ein Zwölftel jeder Gehaltserhöhung als außerordent-
lichen Veitrag.

Ich glanbe, nach den bisherigen Verwaltnngs-
Ncsultatcu der Kafse derLaudbürgermeistereien annehmen
zn dürfen, daß da, wo die Kassenverwaltung keiue
erheblichen Kosten verursacht und es sich nicht nm Er-
zielung von Gewinn für eine Versicherungsgesellschaft
handelt, 7 ^ bis höchstens 8'!z °!o der ruhegehaltsbc-
rechtigten Gehälter den Beharrnngsstandpuukt bezw.
den Durchschnittsbeitrag darstellen werden. Ich
komme zu dieser deu Durchschuitt übersteigenden
Zahl, weil auch auf diese Kasse das Kommunal-
bcamtcngesetz seinen Einfluß ausgeübt nud ein
Steigen der Ruhegehälter Zur Folge gehabt hat.
Fragen wir uus uun weiter, wie sich denn
heute das Verhältnis der von den einzelnen Gemeinden
gezahlten Ruhegehälter zu deu gezahlten ruhegehalts-
berechtigten Gehältern stellt, so werden wir der Be-
rechnung keine der kleineren Gemeinden zn Grunde
legen dürfeu, welche erst iu der ncncsten Zeit dnrch
ruhegehaltsberechtigtc Anstellnng von Magistrats- und
Polizeibeamtcn nnd dnrch die Beamten ihrer neu errich-
teten Schlachthäuser, Gas- uud Elektrizitätswerke und
anderen Einrichtungen über ein jüngeres Beamten-
personal verfügcu und deshalb erst in späteren Jahren
die volle Last werden zn tragen haben, sondern wir
müssen die Zahlen größerer Stadtgemeinden zn Grnnde
legen, welche schon lange Jahre hindurch ihre Magistrats-
und Polizei-Beamten mit Rnhegchaltsberechtignng an-
gestellt haben. Anch bei ihnen werden wir die Gehälter
nnd Ruhegehälter der Betriebsbeamten uud sogar die
der Lehrer an höhereu Lehraustalteu nicht bei allen in
Berechnung ziehen können, weil es sich auch bei einigen
von ihnen nm nen geschaffene Betriebe nnd ueue höhere
Lehranstalten handelt. I n Westpreußcu kommen
namentlich in Betracht: Danzig, Elbiug, Thoru und
vielleicht auch Grandenz.

An Magistrats- und Gemcindcbcamtcn zahlt zur
Zeit

Danzig 507356 Mk. Gehälter uud 56250 Mk.
Ruhegehälter, also 11 "/<,,

Elbing zahlt an dieselben Beamten 218585 Mk.
Gehälter nnd 15349 Mk. Nnhegehälter,
also 7 <V„

Thorn zahlt 122780 Mk. Gehälter nnd 16066
Mk. Rnhegehälter, also 13,8 "/o,

Graudeuz zahlt 74944 Mk. Gehälter und 8768
, Mk. Pensionen, also 11,70"/«.

Betrachten wir nns aber auch die Verhältnis-
zahlen bezüglich der höheren Lehranstalten, deren Zahl
sich in Danzig, Thorn nnd Elbing seit einer Reihe von
Jahren, soviel ich weiß, nicht erheblich verändert hat,
so zahlt an deren Lehrpersonal:

Danzig 414303 Mk. Gehälter nnd 40886 Mk.
Ruhegehälter, also 9,87 "/<>,
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Elbing 84772 Mk. Gehälter und 9668 Mk.
Ruhegehälter, also 11,4 "/o,

Thorn 124640 Mk. Gehälter nnd 11488 Mk.
Ruhegehälter, also 9,20°/«,

Ich glaube aus diesen Zahlen:
11 und 9,87«/« bei Dauzig,
7 und 11,4«/« bei Elbing,
13,8 uud 9,20«/« bei Thorn und
11,70 "/o bei Graudenz

den richtigen Schluß zieheu zu dürfen, daß auch sie
nicht schlecht fahren werden, wenn sie sich einer größeren
Gemeinsamkeit anschließen.

I n Bezug auf die tleiucreu Städte kann dies
m. E. garnicht zweifelhaft fein. Bei ihnen handelt es
sich z. Z. infolge des Kommnnalbeamtengefetzcs und
der von ihnen nen eingerichteten Betriebe um eiu ver-
jüugtes Veamtenpersonal, das z. Z. noch keine Pensionen
bezieht. Gerade sie handeln deshalb m. E. weise,
wenn sie sich durch Anschlnß an eine gemeinsame Ruhe-
gehaltskasse gegen die Lasten versichern, welche ihnen
die Zuknnft bringen muß, und die um fo drückender
werden, je mehr gleichaltrig die Beamten z. Z. sind.
Ich wi l l als Beispiel nnr meine Stadtgemeinde heraus-
greifen.

Dt. Kroue z. B. zahlte bis vor 3 Iahrcu gar
keilte Pensionen. Der laufende Etat enthält z. Z. auch
uur 1030 Mk. I n diefem Jahre treten aber bereits
vom 1. Oktober ab 1410 Mk. und sehr wahrscheinlich
auch noch iu diesem Jahre audere 550 Mk. hinzn.
Das macht bereits rund 3000 Mk. aus. Träte dem
etwa der Bürgermeister, der anch scholl 26 Jahre im
Amte ist, niit rund 4000 Mk. hinzu, so ergäbe das die
für den Hanshalt der Stadt recht bedeutende Snmme
von 7000 Mk., und da ruud 27000 Mk. Gehälter
überhaupt gezahlt werden, rund 26 "><, der ganzen
Gehälter.

Dies Beispiel, das einzige, welches ich heraus-
greifen konnte, weil mir die betr. Personen und Einzel-
gehälter anderer Städte nicht bekannt sind, ist, meine
Herren, doch gewiß überzeugend. Es beweist klar und
unbestreitbar, daß die Lasten, welche die zu zahlenden
Ruhegehälter mit sich bringen, in kleinen Städten zeit-
weise ganz unverhältnismäßige uud ich fürchte, auch
manchmal unerschwingliche werden können.

Durch diese meine Exemplifizierung glaube ich die
Nichtigkeit meiner erstell These bezüglich der Stadtge-
meinden überzeugend dargethan zn haben. Wo aber
die Nützlichkeit nachgewiesen ist, bedarf es keines be-
fondcren Beweifes für die Notwendigkeit.

Betrachten wir uns aber anch einmal die andere
Seite der Medaille. Verfetzen wir uns in die Lage
eines Rnhegehalts-Empfängers in einer kleineren oder
mittleren Stadt.

Meine Herren, dem Manne kann es wirklich
unter Umständen genierlich werden, daß er noch immer
lebt. Glückwünsche zu seiner langen Lebensdaner be-
kommt er sicher nnr von den Leuten zu hören, denen
die kommunalen Finanz-Verhältnisse unbekaunt oder
gleichgültig sind. Dagegen wird es leider an rohen
Gemütern nicht fehlen, welche, wenn sie sich zart cms-

drücken, ihre Verwuuderuug darüber äußeru, daß dieser
arme Mann noch immer lebt. Ich glaube nicht zu
weit zu gehen, wenn ich das behaupte. M i r sind
leider solche Fälle ans eigener Erfahrnng bekannt.

Daß das uuwürdige Zustände siud, dercu Be-
seitigung doch immerhin erstrebenswert ist, werden Sie,
daran zweifle ich nicht, einmütig zugeben, uud diese Zustände
sie kommen in Wegfall, fobald an die Stelle der einzelnen
Gemeinden eine möglichst große Gesamtheit tritt, welche
die nötigen Zahlungen leistet.

Gehen wir nnn zu meiner zweiten These über,
welche lautet:

Zu dein Zwecke ist für die Proviuz Weft-
preußeu die Einrichtung einer Ruhegehaltskasse
nach dem Mnstcr der in der Rheinprouinz für
die Stadtgcmeinden und Kreis-Kommuualverbände
errichteten nnter Beteiligung der Krciskommunal-
verbände an derselben zn erstreben und an die
Provinzialverwaltnng mit dem Gefnchc nm Neber-
nahme der Kassengeschäfte zu treteu.

Die einzigen beiden mir bekannten Vorbilder sind,
wie vorerwähnt, abgefehen von der Ruhegehaltskaffe
der Volksschullehrcr, diejenige der Landbürgerineiftcreien
und der Landgemeinden uud diejenige der Kreis-
kommunalverbände und Stadtgemeinden der Rhein-
provinz. Beide bringen ihren Bedarf durch Prozent-
umlagcu auf die ruhegehaltsberechtigten Gehälter auf.
Die erstcre ist mit rund 1400000 Mk, mit Beginn des
Rechnungsjahres 1888, die letztere mit rnnd 1940000
Mark ruhegehaltsberechtigten Gehältern am 1. Ju l i d. I s .
in das Leben getreten. Beide unterscheiden sich dadurch,
daß die Ruhcgehaltskassc der Landbürgermeistereien
uud Laudgemeinden von vorne Heren: alle Ruhegehälter
überuommeu hat, welche von den Bürgermeistereien
und Landgemeinden gezahlt wnrden, als sie ins Leben
trat, während die letztere nur diejenigen Rnhegehälter
übernimmt, welche nach ihrer Eröffnung festgesetzt
werden, und die Kasse der Krciskommunalverbäude und
Städte unterscheidet sich weiterhin voll derjenigen der
Landbürgermeistereien und Landgemeinden dadnrch,
daß sie einen Reservefonds bildet und sich die Be-
rechtigung wahrt, den Komniunalverbänden die Be-
teiligung all der Kasse sechs Monate vor Ablauf eines
Rechnnngsjahres zn kündigen. Eine solche Kündignng
hat die Wirkung, daß von den gekündigten Kommnnal-
verbänden in Zukunft keine Beiträge mehr erhoben
werden, daß sie aber auch die Weiterzahlung der Rnhe-
gehälter ihrer Beamten in Znknnft felbst übernehmen
müssen.

Das ist eine Schutzmaßregel von einschneidender
Wirkung gegen etwaige Mogeleien. Jede Gemeinde,
die sich eines ihr nicht passenden Beamten auf Kosten
der Kasse entledigen wi l l , mntz sich sagen, daß sie selbst
in die Grnbe fallen wird, welche sie der Kasse graben
wil l , daß sie sich der Gefahr ausfetzt, felbst das Ruhe-
gehalt zahlen zu müssen, welches sie zu Uurecht der
Kasse aufhalsen wollte, nnd diese Bestimmung wird
vor solchen Machenschaften größereil Schutz gewähren^
als alle möglichen anderen Kautelen.



Bei Gesprächen über die Errichtung einer west-
prcnßischen Ruhegehaltskasse für die Städte und Kreise ist
mir gerade das als ein Hindernis vorgehalten worden,
daß man sich garnicht recht dagegen sichern könne, daß
dieKommunaloerbände der Kasse ihre unfähigen Beamten
durch vorzeitige Pensionierung derselben aufhalsten. Ich
glanbe, daß man mit dieser Bestimmung in den Satzungen
diese Gefahr nicht mehr zu fürchten hat und daß die
Herren, welche mir gegenüber diefe Befürchtung hegten,
sie mit Rücksicht auf diefe Schutzmaßregel falleu lasfcn
werden.

Für den Bürgermeister bringt solche Kasse freilich
eine gewisse Gefahr mit sich, nämlich die, daß man
viel leichter sich entschließen wird, uon seiner Wiederwahl
Abstand zu nehmen, wenn sein Ruhegehalt nicht mehr
der Stadt allein zur Last fällt. So weit ich meine
Herrn Kollegen zu kennen glanbe, wird das aber für
sie ciu Grund nicht'sein, der Eiurichtuug eiuer west-
prcußischcu Nuhegehaltskasse zu widerstreben. Und
wenn schließlich ein untüchtiger Bürgermeister bei Ein-
richtung der Kasse nicht wiedergewählt wird, so hat er
das eben seiner Untüchtigkeit zuzuschreiben, uud es liegt
im Interesse der Stadt, daß an seine Stelle eine tüchtigere
Kraft tritt. Dem etwa ans Unverstand nicht wieder-
gewählten tüchtigen Bürgermeister wird es aber nicht
schwer fallen, in einer verständigeren Gemeinde Stellung
zu finden.

Das, meine Herrn, waren zwei nicht unwichtige
Bedenken gegen die Errichtung der von nur erstrebten
Kasse, Bedenken, die ich durch meiue bezüglichen Aus-
führungen für beseitigt halte. I n Bezug auf die
Bürgermeister-Wiederwahl wi l l ich aber noch anführen,
daß die Kasse auch da die Mitgliedschaft küudigen
könnte, wo sie zu der Ueberzeugung kommt, daß ihr
in frivoler Weife Bürgermeister-Ruhegehälter aufge-
halst werdeu.

Die Eiuzelberatuug der Satzungen der Ruhege-
haltskasse kann füglich nicht Sache des heutigen Etädte-
tages uud des Städtetages überhaupt sein. Ich wi l l
mich deshalb bezüglich derselben auf das augeführte
befchränken, indem ich meine, daß es genügt, die Ueber-
zeuguug hervorzurufen, daß, weun für die hiesige
Provinz eine gleiche Kasse errichtet wird, ihre Satzungen
denen der rheinischen Kasse gleich oder doch wenigstens
ähnlich sein müssen.

Wenn ich nun nach Besprechnng der Art der zn
errichtenden Kasse zu der Beteiligung der Kreiskom-
munalverbände übergehe, so hege ich die Hoffnung, daß
die Vertreter derfelben sich der Nützlichkeit solcher Kassen
nicht verschließen und deshalb hier ebenso, wie im
Rheinlande bereit sein werden, derselben beizutreten.
Leider sind ja in uuserer Provinz fast alle Kreise eben-
sowenig in günstiger finanzieller Lage wie die übergroße
Zahl der Etadtgemeinden, und schon aus diesem Grunde
werden nach meiner Ueberzeugung ihre Vertreter es
nicht ablehnen, der Kasse beizutreten, sobald sie deren
Nützlichkeit erkannt haben.

Darüber, wie in Bezug auf die Beteiligung der
Kreise vorzugehen ist, enthalte ich mich spezieller Vor-
schläge. Ich meine, daß wenn Sie, geehrte Herren,

meine Thesen annehmen, die Wahl einer Kommission
die notwendige Folge ist, deren Arbeit es sein wird,
die richtigen Mittel nnd Wege zn finden.

Aber nicht nur, wcuu es geluugeu ist, die uötigcn
Teilnehmer Znr Errichtung der von mir erstrebten Ruhe-
gehaltskassc zu finden, sonderu auch, weuu es über-
haupt gelingen soll, sie namentlich in den Kreiskom-
mnnalverbänden und, soweit sie ruhegehaltsbcrechtigte
Beamte haben, auch in den Amtsbezirken und Land-
gemeinden, den Deichverbänden u. s. w. zu fiudeu, ist
es uubedingt erforderlich, die Unterstützung der Ver-
trctuug der Provinz nnd in erster Linie deren Landcs-
hanptmanns uud Ausschusses zu erlangen.

Ich habe bisher noch nicht die Gelegenheit nehmen
wollen, nnd, um uicht vorzugreifen, auch nicht nehmen
können, hierüber Informationen einzuziehen. Da aber
die Vertretung der Provinz in die Provinzial-Witwen-
uud Waisenkasse die Krciskommuualverbäude, Städte
und Landgemeinden mit größter Bereitwilligkeit aufge-
nommen hat, fo halte ich es mit Rücksicht auch auf
das gute Beispiel der Nheiuproviuz und das lebhafte
Interesse, das die Provinzialverwaltung stets für die
einzelnen Kommnnalverbände bethätigt hat, für im
höchsten Grade wahrscheinlich, daß der Herr Landes-
hauptmann und der Prouinzial-Ausschuß es nicht
ablehnen würden, die Verwaltung der Rnhegehaltskasse'
gegen Erstattung der Selbstkosten bezw. gegen ein zu
vereinbarendes Panschquantum zu übernehmen, und da
ich überzeugt bin, daß der Behanfttuug nicht wider-
sprochen werden kann, daß die Ruhegchaltskassc nirgend
als bei der Provinz zweckmäßiger, billiger und besser
untergebracht sein würde, nehme ich au, daß ich mich
jeder weiteren Begründung der Schlußworte meiner
zweiten These enthalten kann.

Ich habe mich bemüht. Ihnen, meine geehrten
Herren, in kurzen Zügen, ein Bild zu geben, von der
Wichtigkeit, der Nützlichkeit nnd der Notwendigkeit einer
Provinziellen Ruhegehaltskasse der Städte uud der
Kreiskommnnalverbände, sowie uon der Art , wie sie
zu errichteu uud zu verwalten sein dürfte. Wenn es
mir nicht in vollem Maße gelungen ist, so nehmen
Sie den gutcu Willen für die That.

Sollten sie meiue Theseu annehmen, so würde
ich mir das Wort erbitten, um die Wahl einer Kom-
mission zu beantragen und zu begründen. (Beifall).

VorNtzender, Oberbürgermeister Dellirücki Meine
Herren! Ich eröffne die Debatte über den soeben ge-
hörten Vortrag nnd frage, ob das Wort gewünscht
wird.

Bürgermeister Zteinberg-Eulm: Meine Herreu!
Ich habe mir nnr das Wort erbeten, weil ich mich
mit der Materie ebenfalls beschäftigt habe nnd weil
ich nicht wollte, daß der Vortrag mit einigen Dankes-
worten des Vorsitzenden für die Öffentlichkeit gewißer-
maßen begraben werde. Die Dankesworte gönne ich
dem Vortrage gern, das ehrenvolle Begräbnis möchte
ich aber vermieden wifsen. Wenn ich den Referenten
recht verstanden habe, so hat er unter der Zahl der
Beamten, die anzuschließen wären an die Kasse, auch
die Beamten der Provinzialverwaltung selbst verstanden.

4
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(Widerspruch.) So, danu ist das ciu I r r tum von mir,
den ich zu entschuldigeu bitte. Nun möchte ich auf eins
aufmerksam machen, auf die Mifere der Pensionierungen
in den kleinen Städten. Hat eine kleine Stadt einen
Pensionär, dem sie 1000, 2000 Mark Pension geben
muß, so müssen alle Beamten warten mit Gehaltser-
höhnngcn, denn es heißt i Solange dieser Mann nicht
gestorben ist, können wir keine Gehaltserhöhnngen ein-
treten lassen. Infolgedessen wünschen ihm die Leute
einen sanstscligen Tod, und ist der Tod eingetreten, so
stürzt alles auf deu Bürgermeister nnd sagt: Jetzt ist
er tot, nnd jeder wi l l daraus etwas für sich gewiuuen.
Und die Stadtverordneten haben ein mildes Herz nnd
sagen: Jetzt ist er wirklich tot, jetzt köuucn wir von
den 2000 Mark die wir an Pension sparen, 1800 Mark
zu Gehaltsaufbesserungen aufwendeu. Wir verdienen
dabei noch 200 Mark. Groß ist ja der Verdienst nicht,
aber es ist doch etwas nnd wir thuu eiu gutes Werk.
I m uächsteu Jahre finden sich dann wieder 2 Beamte
die pensioniert werden sollen. Das ist für die kleiucu
Städte eine Echranbe ohne Ende und ein unwürdiger
Zustand. Ich glanbc, viele von Ihnen, meine Herren
Bürgermeister, werden das schon durchgemacht habcu.

Nuu mache ich aber uoch auf ciu weiteres auf-
merksam. Ich weiß uicht, ob es dem Herru Referen-
ten angenehm sein wird, aber selbst auf die Gefahr
hin, ihn zn erzürnen, muß ich darauf eingehen. Näm-
lich die Belastung, die durch das Kapitaldeckungsver-
fahren eintritt, ist so sehr gering, wie er annimmt, bei
den rheinischen Landbürgerin eistereien doch nicht. Sie
haben dreijährige Rcvisionsperioden. Da ist der Gc-
haltsprozentsatz, der erhoben wurde an Umlagen von
je 100 Mark, vom Jahre 1888 bis 1896 gestiegen von
0,74 Mark ans 8,27 Mark. Jetzt fcheint allerdings
ein Beharrnngszustand eingetreten zu sein, uämlich
1897 betrug die Ziffer 8,21 Mark, 1898 9,12 Mark
uud 1899 8,27 Mark. Man würde also rechnen können,
wenn wir die Verhältnisse der Rheinprovinz ohne
weiteres auf die unfrigcn übertragen, ob das geht weiß
ich nicht, daß etwa 9">y der gefammten Gehälter an
die Rnhegehnltstasse zn zahlen wären. Aber immer-
hin würde auch das uoch eiu Profit sein, oder wenn
es kein Prosit ist, so würde doch der große Vorteil
erreicht werden, daß, obwohl die großen Städte nicht
mehr belastet würden, dennoch die kleinen Städte die
Möglichkeit erhielten, ihre Beamten anständig zu pen-
sionieren bezw. pensionieren zu lassen, ohne daß der
Geldbeutel wesentlich darunter litte. Wenn der Gesetz-
geber, als er anordnete, daß sür die Witwen uud
Waiscu gesorgt werdeu müsse, glaubte, daß die Gc-
meindcn mit Rücksicht ans Stcnertrast und Vermögen
fähig fein würden, die dadurch entstehenden Lasten zu
tragen, daß sie nicht vor die Notwendigkeit gestellt
sein würden, eine solche Kasse zn gründen, so mag
das im Sinne des Gesetzgebers gelegen haben, in praxi
stellt sich aber die Sache anders, nnd ich pflichte dem
Referenten in vollem Umfange bei: Diefe Kasse würde
ein Segen sein sowohl für die beteiligten Verbände,
wie für die einzelnen Beamten, die dann nicht mehr
die Notwendigkeit hätten, darauf zu lauern daß einer

ihrer geehrten Amtsvorgänger oder ein Kollege eher
ins Gras beißt, als es unbedingt nötig ist.

Oberbürgermeister Delbrück-Danzig: Es ist mir
vielleicht gestattet, über das was gestern in der Vor-
standssitznng zu diesem Puukte ausgeführt ist, einige
Worte zn äußern. Man hat im Vorstande ohne
weiteres anerkannt, daß die Ausführung der These 1
zweifellos eine gewisse Beachtung verdient. Der Ge-
danke der These 1 ist nicht neu; es ist derselbe Gedanke,
der anderen Rnhegehaltskassen, zum Beispiel derjenigen
der Elemcntarlehrcr zugrunde liegt. Es ist au sich
selbstverständlich, wenn die kleineren Städte das Be-
streben haben, durch Zusammenschluß zu gemeinschaft-
lichen Kassen nicht eine Verschiebung, wohl aber eine
gleichmäßigere Verteiluug der durch die Pensionierung der
Beamten entstehenden Aufwendungen zn erreichen: es
ist jedoch darauf aufmcrkfam zn machen, daß die
anderen Kafscn znm Teil aus Mitteln des Staates
gespeist werden, daß man also aus der Verglcichung
kein ganz zutreffendes Bild gewinnt. Es ist auch
daranf hinzuweisen, daß gegenüber dem Wuufche der
kleineren Städte voni Standpunkte der größeren Kom-
munen doch nicht ganz zurückzuweisende Einwenduugcn
erhoben werden können. Das Gesetz stellt znnächst
einmal nicht eine bindende Regel für die Höhe nnd
Art der Ruhegehälter der Kommnualbeamten fest,
sondern es sagt nur: Wcun nichts anderes bestimmt
ist, so sind die Kommunalbeamten nach den für die
Staatsbeamten geltenden Gruudsätzeu in deu Ruhe-
staud zu vcrsctzeu. Es ist also deu Kommuuen nicht
benommen, für den einzelnen Fall oder für bestimmte
Beamtenkategorien günstigere Grundsätze aufzustellen,
als sie das Gesetz für die Staatsbeamten vorschreibt.
Derartige Neigungen werden namentlich bei den
größeren Kommnncn oft auftreten ans Gründen ihrer
eigenen Wohlfahrt. Sobald man aber eine große
Kasse gründet, der alle angehören, ist das Individuali-
sieren der einzelnen Stadt benommen, denn es mutz
natürlich dann das Rnhcgehalt in der einen Stadt so
festgesetzt werden wie in der andern. Außerdem ist
jetzt den Kommnnen die Möglichkeit gegeben, einen
Beamten, den man nicht im Wege des Disziplinarver-
fahrens bcfcitigen kann, dessen Entfernung aus dem
Amte aber wünfchcnswcrt ist, im Wege der Pensionierung
der Stelle zu euthebeu, iu die er zu Ungunsten der
Stadt gekommen ist. Auch diese Möglichkeit, einen
Beamten zu pensionieren ohne den strikten Nachweis
seiner Dicnstuufähigkeit, wird der Kommune genommen
in dem Augenblicke, wo sie in ciuem folchen Kassenver-
band einbezogcn ist. Wir sind ferner im Vorstande
darüber einig geworden, daß die Zahlen, die der
Referent angicbt, einer Revision bedürfen werden. Ich
würde davor warnen, die günstigen Schlüsse, die er
aus dem Zahlenmaterial zieht, ohne weiteres zu
acceptieren. Die höchsten Zahlen werden angegeben für
Danzig und Thorn hinsichtlich der Prozente, die der
pensionsberechtigte Gehaltsetat aufweist. Ich möchte
bemerken, daß in Danzig wohl am längsten die
Peusionsbcrechtignng eines großen Teils der Beamten
besteht, daß ich aber auch für Dauzig bezweifele, ob
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der Beharrungsznstand schon erreicht ist, weil eine
Reihe von Beamtenkatcgoricn inzwischen pennonsbe-
rechtigt werden oder geworden sind, die es früher nicht
waren. M i r ist von einer Korrespondenz der Provinzial-
verwaltnng mit dem Staate wegen Stellung von
Kriminalkommissaren folgendes bekannt: Der Staat
war bereit, die Kommissare zu stellen unter der Vor-
aussetzung, daß die Kommnne 30 "^ als Zuschnß zu
den Rnhcgehaltskosten zahlen würde. Da würden mit-
einbegriffen sein die Reliktenbeiträge; wenn man aber
die Höhe der Beiträge der Provinzial-Witwcn- nnd
Waisenkasse anch berücksichtigt, so würde immer noch
?ine Belastung von 20—22 "^ herauskommen. Ich
habe das hier nur anführen wollen, damit es nicht bei
der cventl. bevorstehenden Befchlnßfassnng zn einem
falschen Bilde dadnrch kommt, daß die Bedenken, die
sich gegen die Einrichtung eines Rnhegehaltskassenvcr-
bandes erheben lassen nnd die wahrscheinlich dnrch die
großen Kommunen werden erhoben werden, hier über-
haupt nicht znm Ansdrnck gebracht sind. Hinsichtlich
der zweiten These möchte ich den Herren Referenten
fragen, wie er sich die geschäftliche Behandlung der
Sache deukt. Sol l ein Antrag an die Provinz gestellt
Werden wegen Uebcrnahme der Kassengeschäfte? Dieser
Antrag würde evcntl. zu stellen sein dnrch den Vorstand
des Städtetages, ich habe aber dasselbe Bedenken be-
züglich der Fassung gehabt wie der Herr Redner, der
soeben gesprochen hat. Man kann aus der These 2
heraus lesen, daß eigentlich die Absicht besteht, die
Provinz nur zur Kasscnführerin dieses Verbandes zu
machen, während doch an sich die Betrachtung nahe
liegt, ob es dann nicht zweckmäßiger wäre, sie mit
ihrem erheblichen Beamtenkörpcr an der Kasse teil-
nehmen zu lassen, denn das unterliegt keinem Zweifel:
Je größer die Kafse desto leistungsfähiger ist sie!
Nenn die Provinz eintritt, dann würden vielleicht anch
die Kreis-Kommnnalverbände mit eintreten, und dann
Würde schließlich vielleicht auch für die größeren Stadt-
gemeinden der Einschluß zum Beitritt ein leichterer sein.

Der Herr Referent hat dann eine Kommission in
Aussicht genommen. Ich übersehe es nicht, welche
Aufgaben diefe Kommifsiou haben soll. Sol l die
Kommission gewählt werden um das Statut auszu-
arbeiten und mit bestimmteil Anträgen an die
Provinzialverwaltung heranzutretcu, oder soll sie nnr
gewählt werden, nm mit der Proviuzialvcrwaltuug auf
Grund der heutigen Beschlüsse Verhandlungen zu
Pflegen? Ich würde dem Herrn Referenten dankbar
sein, wenn er in dieser Beziehung dem Vorstande einige
Wcisnngen gäbe.

Berichterstatter, Bürgermeister Wüller-Tt. Krone:
Ich werde mir gestatten, auf die Einwendungen, die
ich gehört habe, einige knrze Worte zu erwidern. Was
znnächst die von den beiden Herren Vorrednern berührte
Frage aulaugt, weshalb nicht der Provinzialverband
selbst für die Kasse als Mitglied in Rechnung gezogen
sei, so gebe ich dahin Auskunft, daß es sich auch in
der Rhcinprovinz nnr nm eine Ruhegehaltskasse der
Stadtgemeinden und der Kreis-Kommuualverbände
handelt, nnd daß die Provinz ihr fern steht. Nach

den Informationen, die mir zntcil geworden sind, besitzt
auch die hiesige Proviuzial-Verwaltung, das heißt, der
Herr Landeshanvtmann znnächst keine Neigung, einer
solchen Kasse beizntceten. Ich hätte aber natürlich
nichts dagegen, wenn Sie den Beschlnß darauf aus-
dehutcu, daß auch die Provinz ersucht werden soll,
mit ihren Beamten der Kasse beizutreten, denn
ich verkeuue es nicht: Je größer der Verband ist, desto
besser. Es würde der Sache nicht schaden,
wenn meine zweite These in dem genannten Sinne
erweitert würde.

Nun hat Herr Oberbürgermeister De lbrück
gemeint, daß nnter den Kassen, die ich zum Vergleich
heranzog, sich auch solche befänden, die Staatsznschüsse
erhielten. Dazu sollen insbesondere dieLehrerruhegehalts-
kassen gehören. Ich habe das Gesetz über die Errichtung
von Lchrcrruhcgehaltskasseu nicht gcnan im Kopfe und
entsinne mich augenblicklich nicht, etwas von einem
Staatszuschuß darin gefunden zu haben. Ich stelle
das Gcfctz znr Verfügung, ich habe es hier. (Zuruf:
Aber das Ncliktcugefetz!) Auf das Miktcngesetz habe
ich überhaupt nicht Bezug genommen. Was die Kasse
der Landbürgermeistere ien anbelangt, so stellt freilich
die rheinische Kreisordnuug fest, daß die Dotierung dieser
Kassen auch zu den Aufgabcu des Provinzialverbandes
gerechnet werden könne, daß das aber seitens der Provinz
wirklich geschehen ist, das habe ich nicht ermitteln können.
Er kann es thnn, aber er thnt es nicht, nach dem,
was ich weiß. Nun wandte Herr Oberbürgermeister
De lb rück ein, daß die Stadtgemcinden in der freien
Verfügung über ihr Beamtenmaterial infofern beschränkt
werden würden, als sie nicht mehr Beamte, deren Ent-
fernung ans dem Dienste der Stadt im Wege der
Pensioniernng ihnen nützlich scheine, so bequem entfernen
tonnten, wie jetzt. Ja, da frage ich: Wenn Sie jetzt
einen solchen unbeqnemen Beamten entfernen, dann
thun Sie es doch anf Ihre Kosten. Wenn Sie jemandem,
ohne die Verpflichtung zu haben, ein Rnhegehalt geben
wollen, so können Sie sich das ja auch iu Zuknnft
leisten; daran hindert Sie die Nnhegehaltskasse gar nicht.
Und, meine Herren, wenn der Staat für die Kriminal-
kommissare 30 «/o fordert, fo beweist das wenig. Ich habe
alle Hochachtnng vor der Finanzverwaltnng unseres
Staates, aber znm größten Teile aus dem Grunde, weil sie
gewöhnlich nicht zn wenig fordert. Wenn sie 30 °/a
fordert, dann kann man überzengt sein, daß sie nicht
schlecht dabei wegkommt, daß sie nnter keinen Umständen
etwas zusetzt, sondern daß die Wahrscheinlichkeit ganz
erheblich zu gewinnen für sie sehr viel größer ist, als
die Wahrscheinlichkeit, etwas zn verlieren. Durchschlagende
Gründe gegen mein Projekt sind, meine ich, nicht
vorgebracht worden. Was die von mir gegebenen
Zahlen anbelangt, so machte der erste Herr Vorredner
aufmcrkfam anf den anscheinenden Mangel an Ueber-
einstimmnng zwischen dem von mir bezüglich der Laud-
bürgcrmeistereien angeführten Zahlen mit denen, die
ihm über dieselben bekannt sind. M i r liegt die Vorlage
des rheinischen Prooinziallandtages, betreffend die
Gründung der Kasse, vor, nnd aus ihr sind mir di>
Zahlen bekannt. Diese Zahlen ergeben für 12 Jahre



zusammen 60,40 "!<, der ruhegehaltsberechtiqteu Gehälter;
das ergiebt, durch 12 dividiert, genau die Summe, die
ich genannt habe. Ich habe ebenso recht, wie Herr
Bürgermeister S t e i n b e r g ; ich habe nur den Durch-
schnitt der gesamten 12 Jahre genommen, während er
einzelne Jahre herausgegriffen hat.

Dann möchte ich noch auf die Anfrage des Herrn
Vorsitzenden antworten. Ich würde ja dem Vorstande
durchaus dankbar sein, wenn er sich bereit erklärte,
nach der Annahme der Thesen das Weitere selbst zu
veranlassen uud damit die Wahl eiuer besonderen Kom-
mission uunötig machte. Ich bin nnr auf den Wunsch,
eine Kommission zu wählen, deshalb gekommen, weil
mir die Stellung des Vorstandes zu meiuem Antrage
keine so günstige zu sein schien, daß ich die Hoffnnng
hegen durfte, der Vorstand wolle sich dieser Mühe
unterziehen. Wenn aber der Vorstand dazn bereit ist,
in Ausführung dieser Thesen das Erforderliche zu ver-
anlassen, dann würde ich sehr damit zufrieden fein,
denn mit der Annahme der Thesen wird der einzu-
schlagende Weg hinreichend festgelegt, uud wir würden
nnr noch in der zweiten These den Kreiskommuualvcr-
bänden den Provinzialverbaud /hinzuzufügen haben.

Erster Bürgermeister Dr. Kerstcn-Thoru: Der
Herr Berichterstatter wollte es gegenüber Herrn Ober-
bürgermeister De lbrück nicht zugeben, daß für die
Lehrerpensionskassen Etaatszuschüsse gezahlt werden,
er räumte das nur hiusichtlich der Relikteukasseu ein.
Ich stelle dem gegenüber fest, daß der § 26 des be-
treffenden Gesetzes ausdrücklich bestimmt, daß der Staat
bis zur Höhe von Mark 600, einen Zuschuß zu jeder
Peusiou gewährt. Es ist damit erwiesen, daß der
Staat zn diesen Pensionskassen ganz erheblich beisteuert
und daß deshalb die Zahlen, die der Vorredner an-
führte, nicht maßgebend sein können für die Kasse, die
er gründen wil l . Die Kasse der rheinischen Landbür-
germeistereien ist so neu, daß mau daraus bestimmte
Schlußfolgerungen für die Zukunft uicht mit Sicher-
heit ziehen kann.

I m Allgemeinen hat schon unser Herr Vorsitzen-
der die Bedenken zum Ausdruck gebracht, die gesteru
im Vorstande laut geworden sind, nnd die auch von
anderen Seiten erhoben werden. Ich möchte nur uoch
weuiges hinzufügen. Der Herr Referent ist, meine ich, doch
nicht scharf genug auf die Mängel eingegangen, die
sich aus der Gründung eines solchen Ruhegehaltskassen-
verbandes ergeben können. Meines Erachtens würde
dadurch auf der einen Seite den einzelnen Kommnnen
eine zu große Freiheit gegeben werden, ihre Beamten
zur Unzeit zu pensiouieren, und andererseits würde
wieder die Freiheit der Bewegung, die sich die Kom-
muueu doch wahren sollen und müssen, sehr gehemmt
werden. Der Herr Kollege M ü l l e r hat vorhin er-
klärt, gegen ein solches, frühzeitiges und unrechtmäßiges
Pensionieren nicht gefallender nnd nicht recht brauch-
barer Kräfte köune ja der Kasse eiu Mittel gegeben
werden dadurch, daß sie sich das Kündigungsrecht
vorbehält. Das ist doch ein zweischneidiges Schwert.

Wenn ich so und solange Beiträge gezahlt habe zu
der Kasse, und der Vorstand dieser allgemeinen Kasse
kommt, im Falle sich einmal die Peusiouieruugen in
einer Kommune häufen, zu der Ueberzeugung, daß die
betreffende Kommnne, wie der Herr Referent sich aus-
drückte, frivol gehandelt habe uud dann ebenso, wie
das jetzt die Unfallvcrsicheruugsgesellschaften so oft
thun, wenn sie ein, zweimal Prämien zahlen müssen,
sagt: wir danken für deiue Beiträge, du bist aus der
Kasse ausgeschlossen, dann ist das doch ein so unsicherer
Standpunkt, daß sich wohl kaum eiue Kommuue darauf
wird begeben wollen. Es sind doch auch uur Meuschen,
die darüber zu eutschcideu habcu sollen, ob eine Kom-
muue koirekt gehandelt hat oder uicht mit der Pen-
sionierung, und da kann es sehr leicht vorkommen,
wenn sie das Unglück hat, einmal mehrere Pensionicruugen
hinter einander vornehmen zn müssen, daß ihr da zu
Unrecht eine frivole Handlnngsweife zugeschoben und
von der Kündigung Gebrauch gemacht wird.

Die Bewegungsfreiheit wird auch wesentlich ge-
hemmt. Der Herr Vorsitzende hat seine bezüglichen Ans-
führungen auf die größereu Städte eingeschränkt, ich
glaube aber, es kann ebenso gnt auch in einer kleinen
Kommune vorkommen, daß es im Interesse der Stadt
liegt, einen Beamten im Wege der Pensionierung ans
seiner Stelle zu eutfernen, der im Wege des Diszipli-
narverfahrens nicht beseitigt werden kann, daß sich die
Kommuue sagt: ich zahle gern etwas dafür, wenn ich
den Mauu los werde und eiue bessere Kraft bekomme.
Das würde in Zukunft wegfallen, es würde sich keine
allgemeine Kasse gefallen lassen, daß Sie solche Ab-
machungen treffen. Wenn Sie sich mit einem solchen
Mann einigen, so wird die Pensionskasse sagen: M i t
Nichten, wollt ihr das, so zahlt auch die volle Pension
selber, wir treten mit keinem Pfennig für ihn ein. Es wird
das namentlich vorkommen bei dem Wechfcl der Bürger-
meister. Es wird oft der Versuch gemacht werdeu, die
Wiederwahl eines Bürgermeisters, nach dem er 12 Jahre
im Amt gewesen ist, zu hiutertrcibcu. Persönliche
Rücksichten werden oft dazu führen, daß man sich leichten
Herzens sagt: Wir wollen den Bürgermeister nicht
mehr wählen, wir können einen bekommen der uns
besser paßt, die Pension zahlt ja der allgemeine Ver-
band. Das Moment, daß der Kasse ein Kündigungs-
recht zusteht, kaun gegenüber dem Schaden, den ich
eben erwähnt habe, nicht als Aequivalent augesehen
werden. Es ist eiu Schade, der ebenso die betreffen-
den Bürgermeister, wie die Städte selbst angeht.
Wenn Sie sich z. V . einen Bürgermeister wählen wollen,
so wird es sehr oft vorkommen, daß der betreffende
Herr bestimmte Ansprüche auf Regelung feiner Pensions-
Verhältnisse stellt. Es handelt sich doch oft nm ältere
Herren, die nun nicht mehr von der Pieke auf sich
ihre Pension' erdienen wollen. Dann wird Ihnen
auch da das Recht genommen, mit solchen Herren Verträge
abzuschließen. Das fällt weg. Die Kasse kann so
etwas nicht übernehmen und wird es nicht thun. Sie
werden also auch in dieser Beziehung in Ihrer Be-
wegungsfreiheit gehemmt, nnd es wird leicht vorkommen,
'daß Ihnen infolgedessen tüchtige Kräfte entgehen. Nuu
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Wird Herr M ü l l e r sagen: Ja , das können wir doch
nebenbei thun. — Ja , meine Herren, wenn ich schon
immer die Beiträge zahlen soll, dann wil l ich auch voll
und ganz gedeckt sein nnd nicht für jeden Ausnahmefall,
der sehr leicht eintreten kann, wieder in meine Tasche
greifen.

Es sind also schwerwiegende Bedenken, die gegen
den Antrag des Referenten sprechen, uud ich wollte auf
diese Bedenken nur hinweisen, um nicht die Meinung
aufkommen zu lassen, daß die zu Gunsten des An-
trages angeführten Thatfacheu und Urteile so maß-
gebend seien, daß ihnen außer vom Vorstande nicht
Widersprochen werde. Ich würde mich nicht in der
Lage befinden, für eine solche Pensionskasse einzutreten,
und würde deshalb auch nicht dafür sein, eine Kom-
mission zu wählen, sondern dafür, es beim alten zu
belassen, daß jede Stadt selbst für ihre Beamten forgt.
Ich meine auch uicht, daß das zu erheblichen Miß-
ständen führen kann. Wenn die Stadt wi l l , kann sie
sich ja selbst einen Pensionsfonds zurücklegen, nnd daß
die Pensionsempfänger sich getroffen fühlen, wenn sie
sich von der Stadt ihr Ruhegehalt auszahlen lassen,
das kann ich anch nicht zugeben. Was ich mir ehrlich
verdient habe durch meinen Dienst, das nehme ich auch
an, und es ist mir gleichartig, ob jemand darüber
schmollt oder nicht. Ich bin überzengt, daß die Kom-
munen dem Beamten das Ruhegehalt, das er sich
verdient hat, auch gönnen, uud daß einzelne Redens-
arten nicht so niederdrückend auf den Pensionsempfänger
Wirken dürfeu, wie Herr M ü l l e r es geschildert hat.

Berichterstatter, Bürgermeister Wüller-Dt. Krone:
Das letzterwähnte ist ja lediglich Gefühlssache. Ich
bin nicht so veranlagt wie der Herr Vorredner und
würde es sehr schmerzlich empfinden, wenn ich dieser
Pensionsempfänger wäre. Dann meine Herren, schwimmt
Herr Erster Bürgermeister Kersten mit dem Wider-
spruche, den er geäußert hat, gauz gegen den Strom
der Zeit. Wir leben doch im Zeitalter der Genossen-
schaften, und es ist doch allseitig anerkannt, daß gerade
durch das Genossenschaftswefen Gelegenheit geboten
Wird, wichtige Dinge zu erreichen oder zu verbesseru,
die der einzelne allein nicht erreichen oder verbessern kann.
Auch mit der Gründung eines Ruhegehaltsverbandes
wird nichts anderes erstrebt, als die Vereinigung
der Städte uud anderen Verbände zu eiuer Genossen-
schaft. Daß die Verbandskasse der Lehrer für uns
uicht in Betracht kommen kann, habe ich von vornherein
betont; sie kann es nicht, weil sie in eigenartiger Weise
ihre Mit tel aufbringt, weil sie Teile des Gehalts außer
Rechnung läßt, während andererseits wieder Teile der
Pension vom Staate übernommen werden. Ich habe
auch vou vornherein nur gesagt: „ S o v i e l ich mich
e n t s i n n e , leistet der Staat keinen Zuschuß; ich habe
es nicht definitiv in Abrede gestellt." Das möchte ich
feststellen. Ich habe ferner gebeten, nicht in eine Be-
ratung der Satzung einzutreten; ich verkenne aber nicht
daß es sich in mancher Beziehuug nicht vermeiden lassen
wird, ihren Inhal t zu berühren. Nun ist ja leider in
dieser Welt nichts vollkommen, und es ist mir darüb'

kein Zweifel, daß auch der geplanten Kasse ebenso
Mängel anhaften werden, wie allen irdischen Dingen;
ich kann es abec nicht als richtig anerkennen, daß man
die Ausnahme als die Regel aufstellt. Wir peusiouieren
doch nicht alle Tage einen Beamten, blos deshalb, weil
wir ihn im Disziplinarverfahren nicht entfernen können.
Ich glaube, daß das selbst in großen Kommuueu, wie
Thorn höchst selten vorkommt. Nnd wenn es vorkommt,
wenn sich eine Gemeinde so etwas außergewöhnliches
leisten wi l l , dann muß sie natürlich in Zukuuft cbeuso
die Lasteu trage::, wie heute. Ich möchte nun noch
einen Widerspruch feststelleu in den Ausführungen des
Vorredners. Er tadelte es einmal, daß den Städten
die Freiheit, ungeeignete Beamte vorzeitig zu peusiouicren
beschränkt werde, während er andererseits diese Bewegungs-
freiheit doch beschränkt wissen wi l l bei der Bürger-
meisterwahl. Einmal wünscht er, daß die Städte zu
einer gewissen Marschroute gezwungen bleiben durch
die Furcht, die Peusiou bezahlen zu müssen, daß sie es
sich uicht gestatten sollten, leichten Herzeus, weil die
Pflicht der Pensionszahlung auf die Kasse übergeht,
eiuen Bürgermeister nicht wieder zu wählen, das ist
doch ein Widerspruch in sich uud dann wieder wi l l er
ihnen das Recht wahren, beliebich zu pensionieren.

I u der Hauptsache aber betone, ich, man darf
das, was hier uud da eimual als seltene Ausnahme
vorkommt, nicht als Regel aufstellen. Ich halte mich
in keiner Weife durch die Ausführungen des Herrn
Dr. K ersten widerlegt. Wenn die Vertretung
der Rheinprovinz, die Städte der Rheinprovinz, die
Kreiskommnnalverbäudc der Nheinprovinz, wenn ferner
der Minister des Innern und der Kultusmiuister in der
gleichen Sache hinsichtlich der Rhcinprovinz gesagt
haben: Jawohl die Sache ist von Nutzen, wir erkennen
das an, wir, die Minister, indem wir die Satzungen
genehmigen, so spricht das so stark für meinen Antrag,
daß ich mich jeder weiteren Ausführung enthalten
darf. (Beifall).

Bürgermeister Sandfuchs-Marieuburg: Bevor wir
uicht eine ungefähre Gleichmäßigkeit in den Gehältern
haben, wird sich eine ungerechte Form der Beitrags-
erhebnng schwer vermeiden lassen. Bei den Lehrern
haben wir doch ziemlich gleichmäßige Gebälter. Sehen
Sie sich einmal darauf hm deu Befolduugsplau au,
Sie müssen doch wenigstens eine Einteilung nach Ter-
visklassen schassen; ohne das wären Ungerechtigkeiten
nicht zu verhiuderu. Bevor wir eiue ähnliche Gleich-
mäßigkeit nicht haben, halte ich eine solche Kasse für
verfrüht. Ich bitte daher dem Antrage nicht zu zustimmen.

Bürgermeister Hnrtwich-Eulmsee: Der Referent
hat zahlenmäßig ausgeführt, daß der Verbaud der
Rheinprovinz für die Pensionierung ungefähr 6"/« des
Pensionspflichtigen Gehalts als Veitrag erhebt, nnd er
hat weiter ausgeführt, daß die großeu Städte unserer
Provinz 9 bis 13 "!<, des Pensionspflichtigen Gehalts
zuPensionieruugeu aufweudeu. Er sagte dann: Diese
großen Städte werden, wenn der Verband für die
'ganze Provinz Westprenßen ins Leben tritt, sich
günstiger stehen, als es bisher der Fall war. Ja ,
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ans wessen Kosten würde das geschehen? Doch nnr ans
Kosten der kleineren Städte! Bei nns sind die Gehälter
wesentlich kleiner als in den großen Städten, dem-
entsprechend anch die Pensionen, und wir würden
lediglich dazu beitragen müssen, daß sich die Pensions-
verhältnisse der großen Städte günstiger gestalten.
Deshalb halte ich von meinem Standpunkte ans die
Sache durchaus nicht für aufgeklärt genug, um so weit-
gehende Beschlüsse zu fassen, wie es in der zweiten
These verlangt wird. Wir sollen beschließen, daß wir
nach dem Vorbilde der Rheinprovinz hier eine Kasse
gründen. Ich würde mich für eine solche nur daun
aussprechen können, wenn die Gewißheit besteht, daß
sämtliche Kommunalverbändc der Provinz und auch
die Provinz selbst sowie alle Kreisvcrbände zum Bei-
tritt bereit wären. Da es aber nicht anzunehmen ist,
daß das schnell geschehen wird, so beantrage ich die
These 2 abzulehnen.

Erster Bürgermeister Di ' . ßcrstcn-Thorn: Gegen-
über Herrn S a n d f n c h s möchte ich bemerken, daß es
auf die Gleichmäßigkeit der Gehaltszahlung nicht an-
käme, denn der Veitrag wird ja nach den Prozenten
des Gehalts erhoben. I n der Hauptsache wi l l ich mich
aber gegen Herrn M ü l l e r wenden und möchte zu-
nächst nur erklären, daß ich, was Zartgefühl anlangt,
hinter ihm nicht zurückstehe. Trotzdem muß ich an
meiner früheren Erklärung festhalten, daß ich das, was
ich mir redlich uud ehrlich im Staatsdienst oder Kom-
mnnaldienst verdient habe, daß ich das anch ohne
jeden Hintergedanken uud Schmerzgefühl anzunehmen
berechtigt bin uud jederzeit anuehmen werde. Ich
glaube, daß ein Zartgefühl, das darüber hinausgeht,
zu weit führt. Herr Kollege M ü l l e r führte dann
aus, daß ich gegen den Strom schwimme, insofern, als
ich dem Genossenschaftswesen entgegen wäre. Das ist
nicht der Fal l , ich bin sehr für Genossenschaften, uud
habe das in früheren amtlichen Stellen bewiesen. Ich
glaube aber, daß hier der Vergleich mit deu Genossen-
schaften nicht zutrifft. Die Genossenschaften sollen
verbilligen und besseres schaffen. Das wird hier nicht
eintreten. Die Verwaltung wird sehr verteuert
werden. Die einzelne Gemeinde braucht jetzt gar keine
Aufwendungen zn machen für die Vcrwaltuug ihrer
Pensionskasse, die allgemeine Kasse aber wird viele
Beamte umfassen müssen, sie wird eines großen Ver-
waltungsapparats bedürfen, der ganz gehörige Kosten
verursachen wird. Den zu erhoffenden Vorteilen
werden also anch nach dieser Richtung wesentliche
Nachteile gegenüberstehen, und ich bin noch in keinem
Punkte durch die Gcgcnansführungen des Referenten
überzeugt worden.

Herr Kollege M ü l l e r fagte daun, daß ich in
Widerstreit geraten sei mit meinen Bemerkungen über
die Bewegungsfreiheit. Ich glaube, daß das nicht der
Fall ist. Herr M ü l l e r erklärte, ich wollte die Stadt-
verordneten-Versammlungen hindern, ungeeignete Kräfte
auszumerzen, ich wollte fie zwingen, mit Rücksicht auf
die drohenden Pensionszahlungen diese ungeeigneten
Kräfte zu behalten. Ich habe aber nnr erklärt, es
könne sehr oft vorkommen, daß auch geeignete und

tüchtige Kräfte aus persönlichen oder anderen Rück-
sichten nicht zur Wiederwahl gelangen würden, sobald
eine solche allgemeine Pensionskasse da ist.

Wenn Sie einen Bürgermeister haben, der nichts
thut, dann werden Sie ihn ohnehin nicht wiederwählen,
aber die Befürchtnng liegt uahe, daß auch geeignete
Kräfte durch die Kasse herausgedrängt werden.

Professor Zaethkc-Thorn: Von dem Vortrage
des Referenten ist noch immer ein Puukt stehen ge-
blieben, der in den Erwidernngen nicht angefochten
werden konnte, nämlich der Uebelstand, daß besonders
in den kleineren Städten dnrch ein plötzliches Anschwellen
der Pensionszahlungen sowohl finanzielle Verlegenheiten
als auch unangenehme Mißstimmungen hervorgerufen
werden. Es handelt fich hier also, genau genommen,
um dieselbe Sache, die auch zur Begründung von
Fener- und Lebensversichernngsgesellschaften Anlaß ge-
geben hat. Daß alfo die Gründung einer folchcn
Kasse wünschenswert ist, würde dnrch diesen Punkt
doch immer noch bewiesen sein. Die Erwiderungen,
die bis jetzt erfolgt sind, lassen sich vielleicht doch dnrch
eine angemessene Gestaltung der Statuten beseitigen.
Nun kennen wir aber die Statuten der Verbände,
von denen der Herr Referent gesprochen hat, nicht,
und wir würden anch schwerlich mit der Beurteilung,
ob sie zweckmäßig sind, hier fertig werden. So un-
gcrn ich fönst für Verschicbuugeu uud Vertagungen
bin, in diesem Falle bin ich daher doch der Meinung,
daß die Sache nicht recht spruchreif für uns ist und
auch nicht sehr rasch spruchreif werden dürfte, und daß
deshalb eine Vertagung zn empfehlen ist. Es sind in
der That schwierige Punkte inbetreff der Bewegungs-
freiheit und anf anderen Gebieten hier zu überlegen,
und da wi l l ich noch auf einen Pnnkt anfmerkfam
machen, der bisher blos gestreift worden ist. Die Ge-
nossenschaft, welche nach dem Vorschlage des Referenten
hier begründet werden soll, müßte doch wohl eine
Zwangsgenosscnschaft sein, nnd ich halte es doch für
sehr fraglich, ob die Versammlung gcucigt seiu würde,
einer solchen Zwangsgenossenschaft von vornherein das
Wort zn reden. Mancher denkt vielleicht, die Städte
werden gewiß mit beiden Händen zugreifen, ich halte
das aber für fchr Zweifelhaft. Die Gefahr einer
plötzlichen Anfchwcllung des Pensionsfonds ist größer
in den kleineren Gemeinden als in den größeren. Ich
bin dieser Ansicht im Gegensätze zu Herrn Bürger-
meister H a r t w i c h . Die größeren Städte haben meines
Erachtens ein geringeres Interesse an einer solchen
Genossenschaftskasse als die kleineren, denn je größer
der Verwaltuugsapparat eiuer Gemeinde ist, nm so-
mehr hat eine Gemeinde schon eine gewisse Aehnlichkeit
mit einem Versicheruugsvcrbande. M i r würde es am
meisten zusagen, wenn ein solcher Verband in ähnlicher
Weise entstände, wie die privaten Feuer- und Lebens-
versicherungsgesellschaften, daß sich jede Gemeinde an-
schließen kann oder nicht, je nach ihrem Belieben. Es
könnte dann immerhin vorkommen, daß sich auch Ge-
meinden, die keinen Vorteil ans der Sache haben,
denen vielleicht hier und da sogar ein kleiner Nach-
teil droht, sich doch im Interesse der großen Gesamt-
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heit der Kasse anschließen. Die Sache kommt meines
Erachtens darauf hinaus, daß wir die Vorlegung eines
Statuts abwarten und ferner weitere Erwägungen
darüber, ob es sich wirklich um einen Proviuzial-
Zwangs-Verband handeln soll, oder um die Gründung
einer Genossenschaft mit durchaus freiwilligem Beitritt.

Oberbürgermeister Delbrück-Dauzig: Nach meiuer
Ansicht liegt die Sache doch so: Wenn ein Teil der
heilte hier auweseuden Vertreter der Städte der An-
sicht ist, daß sich eine derartige Ruhegehaltskasse für
ihre Kommuucn uicht cigue, so ist das nicht präjudi-
ciercud für diejenigen, welche die Gründung einer
folchcn Kasse für wünschenswert halten, denn anders
als in der Form des freiwilligen Veitritts, etwa in
der Weise, wie die Proviuzial-Witweu- und Waisen-
kasse zustande gekommen ist, kam: die Sache uicht gc>
dacht werden. Auf Grund welcher gesetzlichen Be-
stimmungen eine Zwangsgenossenschaft zur Pensions-
zahlung au Beamte gegründet werden folltc, ist mir
nicht recht ersichtlich. Ich würde es für sehr be-
denklich halten, wenn wir hier darüber bestimmten, ob
"ne solche Kasse gegründet werden soll oder nicht; wir
müssen doch den Städten die uolle Aktiousfreiheit lassen,
ob sie sich aujchlicßeu wollen oder nicht. Nun hofft
der Herr Referent auf die Beteiligung der Provinz
in erheblichem Umfange, deuu wenn die Prooinz auch
materiell nichts leisten soll uud er die Einbeziehung
ihrer Beamten in den Verband nicht voraussetzt, so
rechnet er doch damit, daß die Provinz als solche
bereit sein würde, die Führuug der Kassengeschäfte in
dieser oder jener Form zu übernehmen, in ähnlicher
Weise, wie es in der Rheinprovinz geschieht. Wie
weit diese Annahme zutrifft, kaun ich nicht vollständig
übersehen. Ich glanbe die Bestimmungen der östlichen
Provinzialordnungen weichen von denen der west-
lichen ab. I n den Bestimmungen der westlichen Pro-
Dinzial- und Kreisordnung ist als zu den Aufgaben
der Provinz gehörend aufgeführt, daß sie solche Kasseu
überuehimu darf, — oder es steht im Kommuual-
beamten-Gesctz. Jedenfalls glaube ich, daß das Kom-
Pelle zur Nebcruahme derartiger Einrichtungen im
Nheinlande größer war als hier. Wenn die Sache
überhaupt zu einem Ziele führen foll, dann muffen
Wir erst einmal den Landeshauptmann fragen, wie-
weit er bereit fein würde, den Wünfchen des Referenten
näher zn treten. Weuu hier Eiuhelligkeit über die
Thesen bestände, so könnte der Vorstand sehr leicht er-
sucht werden, sich mit dem Landeshauptmann in Ver-
binduug zu setzen, da das aber nicht der Fall ist, so
möchte ich uach Lage der Verhältnisse empfehlen, zn
erwägen, ob es nicht zweckmäßig ist, auf eiue Beschluß-
fassung über die Thesen zu verzichten. Ich würde es
nicht für zweckmäßig halten, wenn sie hier psr i n^o ra
zur Entscheidung gebracht würden. Vielleicht zieht es
der Herr Referent vor, wenn eine Kommifsion gewählt
Wird, die durch Verhandlungen mit der Provinzial-
uerwaltuug es festzustellen hätte, ob die Grundlagen
für die Begründung eines solchen Verbandes nach dem
von dem Ncfereuteu vorgeschlagenen Muster iu West-
Prcußen gegebeu sind. Ich würde Ihnen empfehlen.

diese Kommission aus drei Mitgliedern bestehen zu
lassen, uud zwar aus Mitgliedern, aus dem Kreise
derjenigen Herren, die sich besonders für die Sache
interessieren. Ich schlage Ihnen also vor, über die
Thesen uicht abzustimmen, sondern eine Kom-
miss ion znr weiteren Bearbeitung der Sache ein-
zusetzen, und würde empfehlen, morgen beim Eintritt
in die Verhandlungen die Wahl vorzunehmen, damit
die Herren sich inzwischen darüber einigen können,
wen sie wählen wollen. Das ist eine Lösung, die sich
sowohl empfiehlt für diejenigen, welche fchon jetzt bereit
find, die Sache durchzuführen, als auch für diejenigen,
die freie Hand behalten wollen.

Berichterstatter, Bürgermeister Wüller-Dt. Krone.
Der Weg, den Herr Kollege H a r t w i c h betretcu wi l l ,
scheiut nur völlig uugaugbar zu sein. Er wollte erst
vorgehen, wenn er wüßte, daß alle Stadtgemeiudeu
uud sonstigen Verbände sich anschließen. Ja , wenn
wir das vorher wissen, dann brauchen wir nicht erst
zu verhandeln. Das wollen wir doch gerade erfahren.
Nnu schlägt der Herr Vorsitzende vor, eine Abstimmung
über die Thesen nicht vorzuuehmen und eine Kommssion
vou drei Mitgliedern mit der nochmaligen Prüfung
der Sache zu betrauen. Ja , meine Herreu, daun sind
wir genau foweit, wie vor ciuem Jahre, dann sind
wir nicht weiter gekommen. Wenn die Thesen nicht
angenommen werden, dann hat alles Anfragen keinen
rechten Zweck. Es muß doch eine Grundlage gefchaffen
werden dadnrch, daß sich der Städtetag ganz oder im
Prinzip mit den Thesen eiuverstandeu erklärt. Ich schlage
deshalb vor, über die Theseu abzustimmen. Fallen die
Thesen, dann schaffen wir damit die Sache aus der Welt.
Ich sehe nicht ein, warnm wir sie uoch eiu Jahr weiter
schleppen sollen. Wenn aber die Thesen angenommen
werden, dann ist der 11106.118 piooyclsnäi für die Znknnft
sehr einfach. I n der Rheinprovinz ist man so vorge-
gangen, daß der Landeshauptmann der Provinz, als
der Prouinzialausschuß au ihn mit dem bezüglichen
Ersuchen herantrat uud die 91 Verbände ihre prin-
zipielle Geneigtheit beizutreten erklärten,- mit 5 Bürger-
meistern und 5 Landräten zu einer Kommssion zusammen-
trat, daß diese Kommission die Satzungen der
Ruhegehaltskasse eutwarf, daß dann derProvinziallandtag
diefe Satzungen genehmigte uud sie demnächst den
interessierten Ministern zur Bestätigung eingereicht
sind. Aehnlich würde ich mir auch hier dasVorgeheu
denken für den Fall , daß der Provinzialausfchuß uud
der Landeshauptmann sich bereit erklären sollten, die
Verwaltung der Kasse zn übernehmen. Ich kenne die
Sätze, die die Provinzialverwaltnng für die Verwaltung
solcher Kassen nimmt, uud ich kann Ihnen zu Ihrer
Beruhigung fagen, daß diese Sätze z. B. für die Ver-
waltung der Provinzial-Witwen- und Waisenkassen
keine erheblichen sind. Die Vcrwaltnng einer solchen
Kasse ist sehr auch einfach. An der rheinischen Kasse sind
91 Verbände beteiligt; die machen jährlich in einer
Snmme ihre Zahlung. Da wären also 91 Zahlungen
zu verbuchen. Nun kämen noch hinzu die vierteljähr-
lichen Zahlungen au die Pensionsempfänger; es hätten



also im Jahre viermal nnr noch die Nmbnchnngen für
die einzelnen Städte stattzufinden. Eine ungeheure
Verwaltungsarbeit ist alfo nicht zu bewältigen. Es
könnte schlimmstenfalls ein halber Kassenafsistent damit
beschäftigt werden, aber der würde auch noch sehr viel
freie Zeit übrig behalten. Ich bleibe bei meinem
Antrage, über die Thesen abzustimmen.

Erster Bürgermeister Di ' . Kersten-Thorn: Meine
Herren! Ich glaube, gerade diejenigen, die aus der
Sache etwas werden lassen wollen, müßten dem Vor-
schlage des Herrn Vorsitzenden zustimmen. Eine folche
Kommission könnte sich doch mit dem Landeshanptmann
in Verbindung setzen, und wenn diefer nnd der
Provinzialausfchuß sagen: wir sind der Sache günstig,
dann kann sie weiter die Kommunen befragen: Wollt
ihr euch anschließen oder nicht? Ist dann die Be-
teiligung groß genug, so wird die Kasse gegründet.
Was wir dnrch die Annahme der Thesen weiter er-
reichen könnten, weiß ich nicht. Selbst wenn wir die
Annahme einstimmig beschlössen, hätten wir nichts davon,
denn wenn wir nach Hause kommen und unsere
Magistrate und Stadtverordneten sind anderer Meinuug
als wir, daun stoßen sie doch wieder alles nm. Ich
meine, die ganze heutige Beratung hat doch nur den
Zweck, Aufklärung zn schaffen, das Für nnd Wider
einer folchen Kasse zu beleuchten. Das ist ausreichend
geschehen, und wenn wir nun den Weg einschlagen,
den der Herr Vorsitzende vorschlägt, so wird das der
einzige sein, auf dem der Referent znm Ziele gelangen
kann, wenn bei dem Landeshauptmann und den ein-
zelnen Stadtvertretungen Neigung für feine Sache vor-
handen ist. Stellt die Kommission fest, daß das nicht
der Fal l ist, so wird er nicht zum Ziele gelangen.

Oberbürgermeister Delbrück-Danzig: Ich habe
gerade mit meinem modns ^ loosäsuäi dem Referenten
eine Brücke bauen wollen; ich habe es verhindern
wollen, daß auf Grund einer bei aller Ausführlichkeit
oberflächlichen Besprechung der Sache, ohne Gutachten
von Sachverständigen, ohne sicher feststehende Zahlen,
hier ein Urteil darüber gefällt werden foll, ob eine
Einrichtung zweckmäßig ist oder nicht. Wenn wir die
Thesen annehmen, so schwebt die Sache in der Luft
wie im vorigen Jahre, folange sich der Herr Landes-
hauptmann nicht dazu geäußert hat, und wenn dieser
dann sagt: ich wi l l nichts mit der Sache zu thun
haben, dann werden wir das hier mitteilen und können
uns weiter den Kopf zerbrechen. Wenn wir aber eine
Kommifsion einfetzen, in der Herr Kollege M ü l l e r als
Mitglied des Provinzialausfchnffes den Vorsitz über-
nehmen kann, so kann er auf den Landeshauptmann
feinen Einfluß auszuüben fnchen nnd kann durch dessen
Vermittclung auch einmal mit den Kreiskommunalver-
bänden über die Angelegenheit korrespondieren, für die
ja die Sache ebenfo wichtig ist, wie für die Städte.
Ich würde es alfo immer für das richtigste halten,
daß wir heute von einer Beschlußfassung über die
Thesen absehen, und"daß nun diejenigen Herren, die
sich jetzt schon für die Sache interefsieren, sich durch
eine stillschweigende i t io in. ^artß» darüber einigen,
wen sie in die Kommission gewählt wissen wollen.

Der Städtetag ist doch kein Parlament. Es gilt hier
nur Meinungen auszutauschen uud Ihnen Gelegenheit
zn geben, sich zusammenzuthun uud uns diejenigen
Herren zu nennen, die Sie mit der Vertretung der
Sache betrauen wollen. Das ist der einzige Weg, der
es verhindert, daß wir mit der Angelegenheit ans einen
toten Strang geraten.

Bürgermeister Steinlierg-Enlm: Ich schlage vor,
daß die i t io i n parw8 nicht stillschweigend vor sich
geht, sondern daß dnrch Anfstehen festgestellt wird,
wer der Sache fympathisch gegenüber steht.

Oberbürgermeister Drtlmick'Danzig: Wir sind
zwar kein Parlament, aber doch auch keine Versammlung,
deren Aufgabe es ist, Tympathiebezeugungcn von sich
zn geben. Das Für uud Wider der ganzeu Angele-
genheit ist erörtert. Ich bin vom Standpunkte meiner
Stadt vielleicht auch grundsätzlich nicht für die Sache
gewonnen, ich halte es aber trotzdem für unrichtig,
daß man eine Sache, für die hier lebhaftes Interefse
vorhanden ist, ohne weiteres von der Tagesordnung
verschwinden läßt. Gerade deshalb schlage ich vor,
von einer Beschlußfassung über die Thesen abzusehen
uud eine Kommission zu wählen. Dnrch eine Sympa-
thiekundgebung für die Sache würden wir nur, wenn
sie nicht einstimmig erfolgt, das Anfehen diefer Kommission
schwächen; wir wollen doch die Kommission mit der
Antorität des ganzen Städtetages versehen.

Zerichtcrstatter, Bürgermeister Wüller-Dt. Krone:
Nachdem ich den Herrn Vorsitzenden des Städtetages
seinen Vorschlag, eine Kommission zu wählen, dahin
habe erläutern hören, daß diese Kommission sich anch
mit der Provinzialverwaltung, den Kreisen und Stadi-
gemeinden in Verbindung setzen soll wegen des Beitritts
zu der Ruhekasse, und nachdem er erklärt hat, das; die
Kommission gerade in der Thatsache ihrer vom Städte-
tage möglichst e i n h e l l i g beschlossenen Einsetzung einen
Rückhalt haben soll, kann es mir nicht mehr so sehr
anf die Annahme meiner Thesen ankommen. Um
eine möglichste Einstimmigkeit zu erzielen, mache ich
seinen Antrag nuu auch zu dem meinigen und formuliere
ihn dahin:

Ich beantrage,
eine Kommission zu wählen, welche sich mit
der Provinzialvertretnng und den Kreis-Kom-
mnnalverbänden uud Stadtgemeinden wegen
Errichtung und Verwaltung bezw. Beitritt
zu eiuer provinziellen Ruhegehaltskasse in
Verbindung zu setzen hat.

Stadtverordneten - Vorsteher ßorn > Elbing: Ich
schließe mich dem veränderten Antrage des Herrn Re-
ferenten an, möchte aber den Zweck der Kommifsion
auch anf die eventl. Ausarbeitnng der Statuten aus-
gedehnt wissen.

Berichterstatter, Bürgermeister M l l e r - T t . Krone.
Den Antrag acceptiere ich auch.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrük'-Danzig.
Die Sache liegt jetzt geschäftlich foldendermaßen: Der
Referent hat seinen Antrag anf Abstimmung über die
Thefen zurückgezogen und an dessen Stelle folgenden
nenen Antrag eingebracht:



Ich beantrage,
eine Kommission zu wählen, welche sich mit
der Provinzial-Vertretuug und den Krcis-
Kommunalverbänden und Stadtgemeinden
wegen Einrichtung und Verwaltung bezw. Bei-
tritt zu 'einer provinziellen Ruhegehaltskassc
und 'eventl. Ausarbeitung der Statuten iu
Verbindung zu setzen hat.

Meine Herren! Andere Anträge liegen nicht
vor. Wenn, kein Widerspruch erfolgt nehme ich an,
daß der Antrag des Referenten angenommen ist. —
Das ist der Fall.

Damit würde dieser Punkt der Tagesordnung
erledigt sein. Sie haben vorhin beschlossen, die Herren
Rcchmmgsrevisoren znm Zwecke der

Gntlastungserteilung

am Schlüsse der heutigen Sitzung, zu hören; die
Herren sind aber bereit, uns ihren Bericht schon jetzt
zu erstatten. Ich bitte sie das Wort zu nehmen.

Stadtverordnetenvorsteher Hurn-Elbing. Wir
haben die Rechnung revidiert, die Beläge geprüft und
alles für richtig befunden. Wir schlagen vor, dem
Herren Rechnungsführer Entlastnng zu erteilen. Wir
können aber die Bemerkung nicht unterdrücken, daß
eine Kommnne nicht bloß mit dem Beitrage für 1901
sondern auch noch mit dem für 1900 im Rückstande
ist, und daß wir diese heranzuziehen bitten.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbriick-Danzig.
Es sind häufig Kommunen im Rückstände geblieben, die
den Ctädtetag nicht beschickt haben, und wir sind nns
im Vorstände darüber einig geworden, daß wir in
denjenigen Fällen, in denen eine Kommnne den Städte-
tag nicht beschickt, von der Heranziehung zu einer
Beitragsleistuug absehen wollen. — Wenn kein Wider-
spruch erfolgt, nehme ich an, daß Sie mit diefem Vor-
schlage des Vorstandes einverstanden sind und daß
Sie gleichzeitig dem Herren Rechnungsführer nach dem
Antrage der Herren Revisoren E n t l a s t u n g erteilen.
- " ~- Ich stelle das fest.

Meine Herren! Es ist eben ein Telegramm in
weine Hände gelangt, das ich verlest:

Zu meinem Bedauern an der Beiwohnung
des diesjährigen Westpreußischen Städtetages
dienstlich behindert, sende ich meine besten Wünsche
für einen gedeihlichen und nutzbringenden Ver-
lauf feiner Verhandlungen.

Oberpräsident.
Wir nehmen dankend von dem Gruße des Herren

Oberpräsidenten Kenntnis.
' W i r kommen nuu zu Puukt 5 der Tagesordnung:

E r t r a g , betreffend die Zrage der Einrichtung
eines Kassenrevisions Verbandes unter den Städten
der Prov inz Westpreußen und die Anstellung ge-

meinsamer Aassenrevisoren.
Ich bitte den Referenten, Herrn Stadtrat

Dr. Mayer, das Wort zn nehmen.
Berichterstatter, Stadtrat Dr. Waner-Danzig:

Meine Herren! Auf der letzten Tagung des West-
Preußischen Städtetages zu Elbiug im August v. I .

hielten Herr Bürgermeister Ste inberg-Culm uud als
Mitberichterstatter der Kämmerer von Graudenz Herr
Stadtrat T c t t e n b o r n einen Vortrag über die Frage:

a) Ist es empfehlenswert, die städtifchen Kafsen
in gewissen Perioden durch einen nicht der
Verwaltung angchörigen Kassensachver-
ständigen revidieren zu lassen? und

d) auf welche Weise ist die Bestellung eines
derartigen Revisors am zweckmäßigsten
durchzuführen?

Beide Herren Berichterstatter gelangten zu einer
Bejahung des ersteren Teiles der Frage, wenigstens
für die Mehrzahl der kleineren nnd mittleren Städte,
und fanden dabei, soviel der Druckbericht ergicbt, auch
keinen Widerspruch.

Ueber den zweiten Teil der Frage, auf welche
Weife nämlich die Bestellung eines gemeinsamen Kasfen-
revifors am zweckmäßigsten durchzuführen sei, gelangte
man in den vorjährigen Verhandlungen aber noch
nicht zur vollständigen Klarheit.

An Einrichtuugen, die anderwärts bereits zur
Lösung der Frage getroffen seien, wurden erwähnt:

a) die Zweckverbände der sächsischen
S t ä d t e , von denen sich je 5 bis 10 zur
Anstellung eines gemeinsamen Revisors
zusammen geschlossen hätten,

d) die Reuisiousverbäude der Sparkassen uud
die der Erwerbs- uud Wirtschaftsgenossen-
schaften, von denen für eine g a n z e P r o v i n z
oder einen noch größeren Landesteil ge-
meinsame Revisoren bestellt seien.

Keine der beiden Einrichtungen glaubten die
Herren Berichterstatter als für die hiesigen Verhält-
nisse und die hier zn erstrebenden Zwecke praktisch
brauchbar empfehlen zn können, fchlngcn vielmehr zu-
nächst vor, sich mit der P r o v i n z wegen eventueller
Einrichtung einer „ P r o v i n z i a l r e c h n u n g s k a m m e r "
in Verbindung zu setzen.

I m Laufe der Verhandlungen überzengte man
sich aber, daß dieser Weg nicht gangbar sei, und daß
man die Frage, wenn überhaupt, wie anderwärts, so
auch hier uur auf dem Wege der f r e i w i l l i g e n
V e r b a n d s b i l d u n g löfen könne. Um aber zu sehen,
ob eine solche hier durchführbar fei, hielt man es für
erforderlich, zuuächst durch ciue bezügliche U m f r a g e
bei den einzelnen Städten festzustellen, ob uud inwie-
weit sie geneigt seien, sich an einer bezüglichen Ein-
richtung zn beteiligen nnd zn den Kosten beizusteuern.
Aus diesem Grunde wurde die Angelegenheit dem
Vorstande znr weiteren Erlediguug überwiese«.

Der Vorstand seinerseits hat mich beanftragt,
die bezügliche Umfrage iu die Wege zu leiten.

Die Umfrage ist, wie Sie wissen, inzwischen ge-
halten, und mir liegt es nun heute ob, Ihuen mitzu-
teilen, welches Ergebnis dieselbe gehabt hat, uud mich
darüber zn äußern, ob und eventuell was iu dieser
Angelegenheit weiter zu veranlassen sein wird.

Vorweg wil l ich bemerken, daß das Ergebnis
der gehaltenen Umfrage für die Vornahme weiterer



Schritte in dieser Angelegenheit keineswegs besonders
ermutigend ist.

Von den 5)0 dem Städtetag ungehörigen Städten,
an welche die Anfrage gerichtet ist, haben 32 jede Be-
teiligung abgelehnt nnd 4 überhaupt uicht geautwortet,
14 Städte dagegen haben ihre Beteiligung unter ge-
wissen Bedingungen zugesagt bezw. in Aussicht gestellt,
und zwar 2 für beide Arteu der Organisation, sowohl
für eine solche nach Art der sächsischen Städte, als für
eine solche nach Art der Sparkassenuerbände, die
übrigen dagegen nnr für eine Art nämlich 6 für die
erstere, und 6 für die zweite. Fast alle Städte machen
aber ihre Zustimmung von der Höhe der ent-
stehenden Kosten abhängig und dabei bemessen sie
— soweit sie übcrhanpt Zahlen nennen — die zu
zahlende Höchstsummc so gering, daß sich voranssichtlich
damit nichts wird anfangen lassen. Von den Städten
z. V., die sich für eine Einrichtung nach Art der
sächsischen Städte erklären, würde nach den abgegebenen
Erklärungen höchstens ein Gesamtbetrag von ruud
1600 Mk. zur Verfüguug stehen, ein Betrag der zur
Einrichtung eiues Kasseurevisionsverbandes nach Art
der sächsischen Städte jedenfalls nicht annähernd aus-
reichend sein würde, da nach den Erfahrungeu der
letzteren ein Betrag von etwa i. Sa. rund 4000 Mk.
wohl mindestens erforderlich fein dürfte.

Von den Städten, die sich für Errichtung eines
Revisionsverbandes nach Art der S p a r k a f s e n -
v e r b ä n d e erklärt haben, ist nnr ein geringer Bruch-
teil zur Zahlung eines Beitrages bis zu 100—150 M t .
bereit. Die überwiegende Alizahl begrenzt ihre Höchst -
leistnng auf 50—75 Mk. für jede der alljährlich vor-
zuuehmeuden Revisionen. Da nach den Erfahruugen
der Sparkassenverbände eine 3—4 tägige Revision im
Durchschnitt einen Kostenaufwand von etwa 100—150
Mark erfordert, fo dürfte klar fein, daß mit den hier
zur Verfügung gestellten Beträgen die Vcranstaltuug
vou Revisionen mittels gemeinsamer Revisoren nicht
dnrchsührbar ist. Angesichts dieses Ergebnisses der
Umfrage muß mau sich fragen, ob es überhaupt einen
Zweck hat, daß der Städtetag die Angelegenheit noch
weiter verfolgt.

Der Stüdtetag wäre an sich wohl in der Lage
zu sagen: „Es thut mir sehr leid, aber angesichts der
ablehnenden oder zurückhaltenden Stellung der meisten
Städte, bin ich nicht im Stande, etwas weiteres in
dieser Sache zu veranlassen."

Ich glaube aber, daß eiu derartiges Schlußer-
gebnis unserer Verhaudluugen und Ermittelungen für
eiue große Anzahl der hier vertretenen Städte fehr
wenig befriedigendes hätte.

Ich persönlich stehe dem: auch auf ciucm auderen
Standpunkte. Ich glanbe, daß der Städtetag, trotz
des nicht fehr günstigen Ergebnisses der Umfrage, die
Augelegeuheit doch nicht gänzlich fallen und anf sich
beruhe» lasseu sollte.

Eiu gewisses ^Bedür fn is uach Austeilung
eines gemeinsamen Revisors scheint mir auch durch die
gehaltene Umfrage erwiefen zu sein. Denn immerhin
haben 14 Städte einer solchen zugestimmt, wenn sie

auch uur unznreichendc Opfer dafür zn bringen sich
bereit erklärt haben.

Ich glaube aber, daß iu der That das Bedürf-
nis sehr viel größer ist, als es vielleicht nach dieser
Umfrage scheinen könnte.

Die Verhältnisse in kleinen uno mittleren Kassen
hat uns ja Herr Bürgermeister E t c i n b e r g - Eulm
auf der vorjährigen Tagnng des Städtetages in über-
aus anschaulicher Weise geschildert und damit in durch-
aus überzeugender Weise dargethan, daß für eine
große Anzahl kleinerer nnd mittlerer Städte die An-
stellung gemeinsamer Neuisoren ein dringendes Bedürf-
nis ist.

Ich selbst kann dem ans eigener Erfahrung nur
weuig hinzufügen. Ich weiß nur, daß durch derartige
Revisoren wiederholt erhebliche Untcrschleife aufgedeckt
nnd die größten Unregelmäßigkeiten zu Tage gebracht
sind. Ich weiß auch aus deu auf Verbandstagen der
Sparkassen wie der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
fchaften über die stattgehabten Revisionen erstatteten
Gcncralberichten, daß die Revisionen regelmäßig bei
einer großen Anzahl von Kassen zn einer ganz erheb-
lichen Reihe von Erinnerungen Veranlassung gegeben
haben, uud ich weiß endlich, daß wiederholt derartige
Revisionen den Anstoß zu einer vollständigen Umge-
staltung des Kassen- und Rechnnngswesens der be-
treffenden Stadt geführt haben.

Letztere Thatsache legt freilich die Frage nahe,
ob die Ursache für die vorgekommenen Unregelmäßig-
keiten nnd Unterschleife nicht thatsächlich in der M a n g e l -
haften O r g a n i s a t i o n des Kassenwcsens über -
haup t , anstatt gerade spcciell in dem Fehlen eines
sachverständigen uud uach jeder Richtuug hin fach-
männifch durchgebildeten Revisors gelegen hat.

Darauf ist zn erwidern: Die Hauptsache bleibt
freilich immer ein zweckmäßig eingerichteter Kassenbe-
trieb, der sich gewissermaßen in sich selbst kontrolliert.
Aber, meine Herren, ein Hauptzweck derartiger Revi-
sioueu ist es ja gerade, auf eine zweckmäßige
Organisierung des Kassenwesens hinznwirken, wo solche
noch nicht vorhanden ist, und dort, wo solche vor-
handen ist, dafür zu forgcu, daß die gegebenen Kontroll-
vorfchriftcn auch wirklich fortgesetzt iu gehöriger Weise
zur A u w c u d u n g ge langen. Denn, meine Herren,
das werden Sie alle mir bestätigen, die weisesten und
zweckmäßigsten Anordnungen können ergehen, sie bleiben
wirkungslos und führen ein Scheindasein lediglich auf
dem Papiere, wenn nicht durch geeignete Kontrollmaß-
regeln dafür Sorge getrageu wird, daß die Maßregeln
auch wirklich zur Durchführung gclaugcu. Deshalb
glaube ich, daß auch die bestorganisierte Kasse der
Kontrolle dnrch einen a u ß e r h a l b derselben
stehenden Revisor — sei es nuu einen von der
Stadt selbst oder vom Verbände angestellten — gar
nicht entbehren kann, und daß, anch wenn der Revisor
bei der Kasse keinerlei zu eriuncrn findet, dies durch-
aus kein Beweis für die Entbehrlichkeit der Revision
ist. Vielmehr wird man sagen müssen, daß schon die
bloße Existenz der Revisionscinrichtnng die Tendenz
hat, dahin zu wirken, daß den bestehenden Vorschriften



gemäß verfahren wird und alles in bester Ordnung
verläuft. Diese Erkenntnis in Verbindung mit der
Thatsache, daß es einer großen Anzahl kleinerer Städte
nicht gut möglich ist, einen eigenen Revisionsbeamten
bei sich anzustellen, hat die Frage nach der Anstellung
gemeinsamer Kassenrevisoren ja auch immer wieder auf-
tauchen lassen. Auf den verschiedensten Verbandstagen
ist sie bereits behandelt worden.

Außer dem westpreußischen Städtetage haben
bereits. der ostprenßischc, der brandenburgische, der
hessische und rheinische Städtebnnd sowie die sächsischen
Städte sich mit ihr beschäftigt. Das B e d ü r f n i s
hat man überall anerkannt. Maßnahmen aber, um
diesem Bedürfnis abzuhelfen, hat man nicht überall
ergriffen. Man ist vor den Schwierigkeiten der Aus-
führung vielfach zurückgefchreckt. Aber, meiue Herren,
Wenn wir ein dringendes Bedürfnis für eine solche
Anstelluug wirklich anerkennen müsscu, — w a s , glaube
ich, nach allem, was bisher darüber ausgeführt
ist, wohl der Fal l sein dürste, — dann, meine ich,
müßten sich auch Mit tel nnd Wege finden lassen, um
dieses Bedürfnis zu befriedigen. Der Ver fnch muß
Wenigstens gemacht werden. Und wenn wir auch zu
der Nebcrzeugung gelangen, das; es nicht möglich ist,
etwas v o l l k o m m e n e s auf diesem Gebiete zu schaffen,
so darf das uns meines Erachtens doch nicht abhalten,
das nnter den gegebenen Verhältnissen E r r e i c h b a r e
ms Werk zu fetzen.

Aus diesem Grunde möchte ich Sie bitten, mir
trotz des nicht sehr günstigen Ergebnisses der Umfrage
zu gestatten, daß ich die verschiedenen Versuche,
die zur Lösuug der Frage anderwärts bereits gemacht
sind, noch knrz einer n ä h e r e n P r ü f u n g uuterziehe
und daran meine Vorschläge knüpfe.

Bei diesen Versuchen muß man zwei, bereits im
Eingang dieses Vortrages kurz gekennzeichnete, Grund-
formen unterscheiden, nämlich

1. die bei den sächsischen Städten znr Durch-
führung gelangte,

2. die bei den Sparkassen-Verbänden nnd ebenso
bei den Unternerbändcn der deutscheu Erwcrbs-
uud Wirtschaftsgeuoffeufchafteu übliche Form.

Die nähere Einrichtung dieser beiden Arten von
Veranstaltungen brauche ich hier wohl uicht im Einzelnen
M schildern. Ich kann mich bezüglich dieses Punktes
lediglich auf die vorjährigen Verhandlungen beziehen,
in denen alles wcfcntliche darüber mitgeteilt ist.

Ich wi l l uur Eins hervorheben. Der haupt-
sächliche fachliche Unterschied beruht meines Erachtens
darin: Bei den sächsischen Städten ist die Revision
eine sehr eingehende, sie beschränk: sich in der Regel
nicht ans eine eigentliche Kassenrev is ion, sondern um-
faßt meistens auch die Prüfung der gesamten I a h r e s -
rcchnungcn, sie nimmt infolgedessen für jede Kafse eine
ziemlich erhebliche Zeit (1 — 2 Monate uud darüber)
M Anspruch und verursacht dadurch der einzelnen Kasse
naturgemäß auch nicht ganz unerhebliche Kosten (jährlich
300 — 1200 M t . und darüber je nach der Größe der
Stadt). Bei den Verbänden der Sparkassen und der
Erwerbs- nnd Wirtschaftsgenossenschaftcn beschränken sich

dagegen die Revisionen auf die eigentliche Kassenrevi-
si o n , sie nehmen deshalb für die einzelne Kasse auch nur
wenige Tage in Anspruch nnd kommen deshalb der
betreffenden Stadt verhältm'ßmaßig fehr viel billiger
zu stehen (höchstens etwa 100—150 Mk. pro Revision),
das umsomehr, als hier meistens nicht eine a l l j äh r l i che ,
Revision üblich ist, sondern eine solche meinem mehr -
j ä h r i g e n (3 oder gar 5 jährigen) T u r n u s .

Von diesen beiden Arten der Revision kann meines
Erachtens, soweit es sich um Maßnahmen handelt, die
der S t ä d t e t a g a ls solcher ergreifen soll, nnr die
letztere Art in Frage kommen. Die diesbezüglichen
Einrichtungen der sächsischen Städte erscheinen mir dafür
nicht geeignet. Denn die Einrichtungen der fächfischen
Städte sind meines Erachtcns ganz nnd gar zugeschnitten
auf kleiuere Zweckverbändc, die sich speziell zur
Austeilung eiucs gemeinsamem: Kassenrevisors zusammen-
thun.

Ich kann das hier nicht näher ausführen. Ich
würde es aber nicht für zweckmäßig oder auch nur
ausführbar halteu, daß der Städtetag feinerseits Revisoren
mit den Befugnissen nnd Obliegenheiten, wie sie die
sächsischen Verbandsreuisoren haben, anstellt.

Der Städtetag hat, glaube ich, bezüglich einer
solchen Einrichtung vollständig seiner Aufgabe geuügt,
wenn er feine Mitglieder auf dieselbe aufmertfam macht
und auf ihre Licht- und Schattenseiten gebührend hin-
weist. I m Uebrigen mnß er es den einzelnen Städten
überlassen, zn vrüfen, ob und wieweit es sich für sie
empfiehlt, von der zu ihrer Kenntnis gebrachten Ein-
richtung Gebrauch zu macheu und sich zu diesem Zwecke
mit anderen in gleicher Lage befindlichen Städten zu-
sammenzuschließen.

Hiernach bleibt, meines Erachtens, für den Städte-
tag nur noch die Frage zur Entscheidung übrig, ob er
etwa sich bereit finden lassen soll, Einrichtungen zu
treffen, wie sie die Sparkassenverbände uud die Unter-
verblinde der Erwerbs- und Wirtfchaftsgenofsenschaften
für sich getroffen haben, d. h. ob er feinerfeits ein
Abkommen mit geeigneten Sachverständigen treffen foll,
wonach diese den dem Städtctag angehörigeu Städte
zur Revision ihrer Kassen gegen Zahluug der Reise-
kosten uud bestimmter Gebühren ans Wuusch Zur Ver-
fügung stehen.

Ich möchte das meinerseits empfehlen. Ob es
hier möglich sein wird, einen oder gar mehrere Zweck-
Verbände nach Art der sächsischen Städte ins Leben zn
rufen, erscheint mir nach dem Ergebnis der Umfrage
doch mehr wie zweifelhaft und ist Zinn mindesten heute
noch völlig ungewiß.

Aber, selbst wenn es möglich sein sollte, so würde
doch immer noch eine größere Zahl von Städten übrig
bleiben, die sich an solchem Verbände nach Lage der
Verhältnisse weder beteiligen können iwch wollen nnd
die doch andererseits das unleugbare Bedürfnis nach
einem außerhalb der Kasse stehenden Revisor haben,
ohne selbst einen solchen für sich allein anstellen zu tönueu.

Ich stelle dehalb den Autrag:
u) „Der Vorstand wird ersucht, dafür zu sorgen,

daß den dem Westpreußischen Städtctag an-



gehörigen Städten zmn Zwecke der Revision
ihrer Kassen geeignete Sachverständige auf
Wnnsch zur Verfügung stehe»." —

d) „Der Städtetag ist damit einverstanden, daß
von den Kosten, die dnrch die Kassenrevision
von Seiten des Städtetag-Nevisors enstehen,
'Viu auf die Kasse des Stüdtetages geuonuuen
werden, uud nur der Rest mit ^ o von der
revidierten Kasse selbst getragen w i rd / '

Ich glaube, daß Sie alle, meine Herren, wenig-
stens dem ersten T e i l e meines Antrages unbedenklich
zustimmen können. Der Städtetag bürdet dadurch
seinem Vorstande zwar eine vielleicht nicht ganz gering zu
veranschlagende Mühewaltung auf, verschafft dafür aber
auch, ohne selbst irgend welche Lasten oder Verbind-
lichkeiten zu übernehmen, einer größeren Zahl seiner
Mitglieder die Möglichkeit, einem von ihnen schwer
empfundenen Mangel ihrer Verwaltung abzuhelfen.

Fraglich bleibt ja immerhin, ob und inwieweit
der Beschluß prakt isch d u r c h f ü h r b a r ist.

Der ostpreußische Städtetag hat es s. Z. im
Jahre 1892 abgelehnt, auf einen ähnlichen Antrag
einzugehen, hauptfächlich aus dem Grunde, weil es,
wie mau meinte, nicht gelingen würde, einen geeigneten
Revifor zu finden. Und, meine Herreu, es ist ohne
weiteres zuzugeben, daß die Hanvtschwierigkeit in der
P e r s o n e n f r age liegt. Von ihr hängt eigentlich
alles ab. Finden Sie keinen geeigneten Revisor, —
als welcher meines Erachtens nur ein praktisch erfah-
rener Kassenbeamter in Betracht kommen kann — so
ist der ganze Wert der Revision illusorisch. Durch
einen ungeeigneten Beamten kann die ganze Einrichtung
sehr leicht in Mißkredit geraten. Eine geeignete Per-
sönlichkeit zu finden, wird aber gewiß nicht leicht sein.
Darin hm der ostpreußische Städtetag offenbar recht.

Es wird um so schwieriger sein, als unsere Kussen-
beamten, die für die Stelle doch in erster Linie in Frage
kämen, die gesicherte Lebensstelluug, in der sie sich, be-
finden, kaum werden aufgeben wollen, um einen Posten
zu übernehmen, der ihnen weder ein gewisses Ein-
kommen von bestimmter Höhe, noch irgend welche
Sicherheit für die Zukunft zn gewähren vermag. Daß
es aber bei uns unmög l i ch fein follte, geeignete
Perfönlichkeiten zu gewinnen, wenn man nur einen
genügend hohen Gebührensatz gewährt, möchte ich doch
nicht ohne weiteres annehmen, jedenfalls nicht bevor
der prakt ische Beweis dafür erbracht ist. Der V e r -
such muß meines Erachtens unbedingt gemacht werden.
Denn was anderen Verbänden, z. B. dem branden-
bnrgischen Svarkassenverbande und dem rheinischen
Städtebund gelungen ist, warum sollte das uicht mög-
licherweise auch uns gelingen?

A u f welche Weise der Vorstaud hierbei zu
Werke gehen und welche Entschädigung er für den
Revifor festsetzen wil l , möchte ich demselben ganz über-
lassen. Insbesondere, möchte ich es ganz seinem Er-
messen anheimstellen, ob er zunächst — so lange die
Zahl der Revisionen noch keine erhebliche ist, und den
nach dem Ergebnis der Umfrage zu erwartenden Um-
fang nicht wesentlich übersteigt — versuchen wi l l , von

den Kassen- oder K o n t r o l l - B c a m t e n der
g röße ren S t ä d t e den einen oder den anderen für
den fraglichen Posten im Nebennmte mit Genehmi-
gung feiner vorgefetzten Behörde zu gewiuuen uud
dadurch die Schwierigkeiten, die in der Beschaffung
einer geeigneten Perfönlichkeit für den Posten eines
Revisors liegen, zu überwinden. Es erscheint ja frei-
lich zweifelhaft, ob nnd welche größereu Städte bereit
uud in der Lage fein werden, geeignete Beamte für
den fraglichen Zweck zur Verfügung zu stelle». Und
abgesehen hiervon, hat diese Art der Durchführung des
Planes auch unleugbar große Mängel gegenüber der
Anstellung eines eigenen Revisors im Vollamte. Vor
allem ist es bei dieser Einrichtung, da ein fest ange-
stellter Beamter von seiner Verwaltung immer nur
auf eine vcrhältnißmäßig knrze Zeit im Jahre wird
beurlaubt werden köuneu — fobald die Zahl der
Revisioneu eiu gewisses, nicht zu hoch bemessenes Maß
überschreitet — unvermeidlich, daß eine größere
A n z a h l von R e v i s o r e n , womöglich aus ver-
schiedenen Städten innerhalb desselben Verbandes
thätig ist, als es im Iuteresse der E i n h e i t »
l i c h k e i t des Verfahrens bei der Revision
und der dabei zu beobachtenden Grundsätze wünschens-
wert ist. Und ferner ist mit dieser Einrichtung der
Uebelstand verknüpft, daß es bei ihr sich durchaus
uicht immer ermöglichen läßt, e in und d ie-
selbe Kasse stets durch denselben R e v i s o r
revidieren zu lassen, was doch aus dem Grunde sehr
wünschenswert ist, weil eine wirklich sachgemäße und
den Besonderheilen der einzelnen Stadt gerecht werdende
Revision nur bei genauerer Kenntnis der betreffenden
Stadt und ihrer Einrichtungen zu erwarten ist, wie sie
sich in vollkommener Weise jedenfalls nur durch,
wiederholte Revision erreichen läßt.

Sie sehen, meine Herren, ich verschließe meine
Angen durchaus nicht vor den Mängeln, die dieser
Einrichtung anhaften. Aber ich sage mir als Ver-
waltuugsbeamter immer: das Bessere ist der Feind des
Guteu.

Die Austeilung eines eigenen Revisors ist zwar
wunderschön, sie hat nnr den einen Fehler, daß sie
wahrscheinlich für uns, wenigstens z. Zt., noch nicht
durchführbar ist. Denn sie setzt meines Erachtens
vorans, daß eine viel größere Anzahl von Städten^
als sich bisher dazu gemeldet habeu, sich einer regel-
mäßigen Revision alljährlich oder in einem bestimmten
mehrjährigen Turnus unterwerfen, weil der betreffende
Revifor nur dauu auf eiue gewisse Höhe des Ein-
kommens mit einiger Sicherheit rechnen kann.

Aber, meine Herren, ich wil l durchaus für den
Vorstand keine bestimmte Marschroute vorgeschrieben
wissen. Gelingt es ihm, auch uuter den gegenwärtig
obwaltenden Verhältnissen, eine besondere geeignete
Kraft für den fraglichen Zweck zu gewinnen, fo werde
ich das mit Freude» begrüßen. Ich wollte für meinen
Teil nur dem Wunsche Ausdruck geben, daß, wenn sich
dieser Weg etwa als nicht gangbar erweisen sollte, es
nicht unterlassen werden möchte, nach der anderen
Richtung hin geeignete Schritte zu thuu. Und ich



wollte ferner dabei darauf hinweisen, daß man ander-
wärts, z. B. im ostpreußischen und brandenburgifchen
Sparkassenverbandc, sich bereits in dieser Weise that-
sächlich geholfen hat uud zwar, so viel ich weiß,
durchaus mit befriedigendem Erfolge.

Beiden Arten der.Durchführung des fraglichen
Plans steht freilich ferner das weitere, nicht ganz un-
wichtige Bedenken entgegen, daß der Vorstand mit der
Auswahl des betreffenden Revisionsbeamten eine
gewisse V e r a n t w o r t u n g dafür übernimmt, daß
derselbe die Revision auch gut und sachgemäß zur
Ausführuug bringt.

Der ostpreußische Städtetag glaubte s. Z. seinem
Vorstande die Uebernahme einer derartigen Verant-
wortung nicht zumuten zu können. Ich halte das aber
meinerseits für eine etwas übertriebene Aengstlichkeit.
Gewiß übernimmt der Vorstand mit der Auswahl des
betreffenden Revisionsbeamten eine gewisse Verant-
wortung. Er wird deshalb eingehend uud sorgfältig
Prüfen müssen, ob die betreffende Persönlichkeit ihrem
Bildungsgänge und ihrem ganzen Vorleben nach für
den fraglichen Posteu geeignet erscheint.

Damit hat er meines Erachtend aber anch alles
gethan, was billiger Weise von ihm verlangt werden
kann. Eine G a r a n t i e - U e b e r n a h m e für eiue
wirklich gute uud fachgemäße Vornahme der Revision
wird kein Verständiger von ihm beanspruchen, und der
Vorstand braucht deshalb meines Erachtens durchaus
in keiner Weise zu befürchten, daß man ihn zur Ver-
antwortung ziehen werde, falls wirklich einmal ein
Beamter — was ja trotz aller Vorsicht passiren kann
— die in ihn gesetzten Erwartungen täuschen und sich
als unfähig erweisen sollte.

Ich glaube deshalb, die Verantwortung, die der
Vorstand mit der Auswahl der betreffenden Persönlich-
keit übernimmt, ist wirklich nicht so schlimm, daß man
um deswegen die ganze Einrichtung verwerfen follte.

Das gewichtigste Bedenken, auf das ich
zum Schluß etwas näher eingehen wi l l , und von dem
zweifelhaft erscheint, ob nnd wie man es beseitigen kann,
bleibt meines Erachtens der le id ige Kostenpunkt .

Soviel scheint mir festzustehen, daß mit den
Mitteln, die die einzelnen Städte gelegentlich der Umfrage
beizusteuern sich bereit erklärt haben, die Sache nicht
durchführbar ist. Es würden erheblich höhere Mittel
aufgebracht werden müssen.

Ich würde es auch au sich für durchaus gerecht-
fertigt halten, wenn sich die in Frage kommenden Städte
hierzu entschlössen, denn ich halte nichts für übler
angebracht, als einefalsche Sparsamkeit auf diesem Gebiete.

Aber uach den anderwärts gemachten Erfahrungen
und bei der finanziell bedrängten Lage, in der sich
eine große Zahl unserer kleineren Städte befindet,
bezweifle ich sehr stark, daß es möglich sein wird, die
Stadtverwaltungen, insbesondere die Stadtverordneten-
Versammlungen, der kleineren Städte zu wesentlich
höheren Aufwendungeu für den fraglichen Zweck zu
bestimmen.

Deshalb fragt es sich, nnd dami t komme ich
zn dem zwei ten T e i l e meines A n t r a g e s , ob

nicht der Städtetag als solcher, wenn er seinerseits die
Einrichtung für eine gute und segenbringende, ja not-
wendige, ansieht, dieselbe den einzelnen Städten dadurch
etwas schmackhafter machen soll, daß er ihr etwas voll
dem bitteren, metallischen Beigeschmack, den sie unzweifel-
haft für die einzelnen hat, benimmt, indem er einen
Teil der Kosten anf feine eigene Kasse schlägt.

Ich meines Teils würde das befürwortet. Es
würde dies meines Erachtens nicht nur die Voruahme
der Revision bei den Städten, die sich jetzt schon dazn
gemeldet haben, überhaupt erst ermöglichen, sondern
entschieden dazu beitragen, der Revision auch in den
Städten Eingang zu verschaffe», die bisher fich ganz
ablehnend verhalten haben. Denn ich glaube, eine
größere Anzahl von Städten wird sich dann wohl
sagen: Wenn ich sowieso zu den Kosten der Einrichtung
beitrage, dann wil l ich dieselbe auch benutzen uud meine
Kassen gleichfalls revidiren lassen. Und dieser Erfolg
wäre meines Erachtens mit Freuden zu begrüßen.

Ueber die Höhe, anf welche der Kostenanteil des
Städtetagcs zu bemessen wäre, kann man ja natürlich
streiten. Ich für meine Person gehe davon aus, daß
es richtig ist, wenn der zn rcvidirenden Kasse selbst,
die ja entschieden das größte und uumittelbarste Interesse
an der Sache hat, auch der Löwenanteil der Kosten
zufällt, während die Städtetagskassc ihrerseits nur eiue
Veihülfe, wenn auch immerhin keine ganz unwesentliche,
gewährt. Ich habe deshalb geglaubt, den vom Städte-
tag zu tragenden Kostenanteil nach Vorgang des
Brandenburgischen Städtetages anf ^ a der Gesamt-
kosten bemessen zu sollen. Doch bin ich gerne geneigt,
auch anderen Vorschlägen Gehör zu schenken, wenn Sie
nur prinzipiell dem zweiten Teile meines Antrages
zustimmen.

Ich glaube wohl, daß der Städtetag das vor
seinem Gewissen wird rechtfertigen können, wenngleich
ich mir nicht verhehle, daß auch hier gewisse Bedenken
sich erheben.

Der Städtetag ist geschaffen, nm diegemei n f a m e n
Interessen der dieser Provinz ungehörigen Städte wahr-
zunehmen uud zu vertreten. Die Sonder interessen
einzelner oder gewisser Gruppen unter ihnen zu verfolgen,
gehört dehalb nicht in den Kreis seiner Aufgabe«.

Hierau anknüpfend könnte vielleicht die eine oder
die andere Stadt einwenden: Wie komme ich dazu,
Kosten für eine Einrichtung aufzuwenden, die ich felbst
niemals zn benutzen gedenke, ja, die zu gebrauchen, ich
vielleicht niemals in die Lage komme? Wo bleibt da
die Gemeinsamkeit der Interessen? Wenn man's so
hört, möcht's leidlich scheinen. Das Interesse einer
solchen Stadt an der fraglichen Einrichtung ist in der
That anf den ersten Blick nicht ganz klar zu Tage
liegend. Aber es um deswillen ganz zu leugnen, geht
doch nicht an.

Ein gewisses mittelbares Interesse hat, glaube
ich, jede einzelne Stadt unseres Proviuzialverbandes
daran, daß in den übrigen Städten der Provinz, mit
denen sie doch mehr oder weniger in einem gewissen
Zusammenhange steht, gut und ordnuugsmäßig gewirt-
schastet wird. Jedenfalls können größere Unregelmäßig-



leiten bei einzelnen städtischen Sparkassen oder Kämmerei-
kassen, besonders wenn sie sich öfters wiederholen und
einen größeren Umfang annehmen, unter Umständen
sehr wohl geeignet sein, das V e r t r a u e n zu den
städtischen Verwaltungen und ihren Kredit ü b e r h a u p t
zu schädigen oder sie in i h r e r Se lbs ts tänd igke i t
und B e w e g u n g s f r e i h e i t dadurch zu bee in t räch-
t i g e n , daß sie die Au fs i ch tsbehörden zur Ein-
führung einer strengeren Kontrolle durch staatliche
Organe auf den Plan rufen. Wir haben in jüngster
Zeit Erfahrungen nach dieser Richtung an den
Vorkommnissen in der deutschen Bankwelt machen können.
Unter oem Mißtrauen des Publikums, das durch
Unregelmäßigkeiten bei einzelnen Institnten wachgerufen
wurde, hatten nicht nur diese Institute, sondern die
gesamte Bankwelt zn leiden.

Ein gewisses solidarisches Interesse an der Ge-
währleistung regelmäßiger uud ordnungsmäßiger Kassen-
revisionen uuter den Städten der Provinz wird man
hiernach vielleicht anzuerkennen vermögen.

Abgesehen hiervon, würde der größte Teil der-
jenigen Städte, welche die Einrichtung selbst direkt nicht
benutzen köuneu oder wollen, doch insofern einen ge-
wissen, nicht zn unterschätzenden V o r t e i l von ihr
haben können, als sie aus dem Gene ra l be r i ch t ,
den der Verbandsrevisor über die abgehaltenen Revi-
sionen nnd die vorgefundenen Mängel auf den Ver-
bandstagen zn erstatten hätte, mancherlei anch für sich
würden verwerten können.

Ich habe wiederholt solchen Berichten sowohl
auf Sparkasfenucrbandstagen, als anf den Vcrbands-
tagcn der Erwerbs- und Wirtfchaftsgenossenschaften
zugehört uud stets gefunden, daß sie außerordentlich
lehrreich waren.

Man erhält die verschiedensten Anregungen und
nimmt ans der Besprechung dieses oder jenes von dem
Revisor gezogenen Monitums gerne Anlaß zu prüfen,
ob nicht vielleicht anch in der eigenen Kasse — so vor-
trefflich sie auch im Uebrigen eingerichtet sein mag —
sich der gerügte Mangel eingeschlichen hat oder die
vorgeschlagene Verbesserung sich anbringen läßt.

Ich bin fest überzeugt, daß der Generalbericht
über die stattgehabten Revisionen — falls solche, wie
ich hoffe, hier znr Einführung gelangen — fehr bald
auch bei nus sich als einen der beliebtesten nnd inter-
essantesten Punkte der Tagesordnung des Städtetages
einbürgern wird, zumal dieser nebenbei den Vorzug
haben würde, daß er dem Vorsitzenden bezw. dem
Vorstande keine Kopfschmerzen in Bezug auf die Wahl
eines geeigneten Themas nnd eines Referenten ver-
ursachte, was ich nicht zn unterschätzen bitte.

Hiernach glaube ich wohl annehmen zu dürfen,
daß es sich mit den Zwecken nnd A u f g a b e n des
S t ä d t e t a g e s , die ja freilich in der Hauptfache die
E r ö r t e r u n g praktischer Fragen zum Gegenstande
haben, wohl vereinigen läßt, eine solche g e m e i n -
schaftl iche E i n r i c h t n n g ins Leben zu rufen und
an den entstehenden Kosten die stärkeren Schultern der
größeren, leistungsfähigeren Städte zu Gunsten der
kleineren, schwächeren mittragen zu lassen.

Wenn der Städtetag, wie ich hoffe, gleich dem
brandenburgischen Städtetag sich hierzu entschließen
sollte, so würde damit freilich unvermeidlich e i n e
E r h ö h u n g der B e i t r ä g e zu r S t ä d t e t a g s -
kasse, die heute 5) Mark für jeden stimmberechtigten
Vertreter betragen, verknüpft sein. Diese Erhöhung
würde aber, so viel ich übersehe, nicht so ungeheuerlich
sein, daß sie uns davon zurückschr cken könnte, die Auf-
gabe in die Hand zn nehmen.

Wenn man berücksichtigt, daß bei diefer Art Ein-
richtnng die meisten Städte sich nicht regelmäßig jedes
Jahr, sondern nnr in einem Zwischenraum von 3—5
Jahren revidieren lassen, so würden meines Erachtcns
auf das Jahr nicht mehr als etwa 20 Revisionen zu
rechnen sein. Auch wenn man den höchsten Betrag
der Kosten, anf die man etwa bei Anstellung eines
eigenen Revisors zn rechnen hätte, zn Grunde legt,
würde man auf keinen höheren Betrag als etwa 1lX)
bis 150 Mk. für die einzelne Revision kommen. 20
Revisionen würden danach insgesamt höchstens 2 0 0 0
b is 3 0 0 0 M a r k kosten. Davon Vw auf die Kasse
des Städtetages gerechnet, müßten jährlich etwa 600
bis 900 Mark mehr aufgebracht werden, d. h. pro
Vertreter statt bisher 5 Mk. der Betrag von 9,41 Mk.
bis 11,62 oder rund 10 — 12 M a r k .

Diese Steigerung ist ja gewiß, r e l a t i v ge-
nommen, d. h. im Vergleich zn der Höhe der bis-
herigen Beiträge nicht ganz nnerheblich, aber ich meine,
an nnd für sich steigen dadurch die Beiträge zur
Städtetagskasse noch nicht ans eine solche Höhe, daß
einem dadurch etwa die Freude am Städtetag verleidet
werden könnte.

Ich kann mir nicht denken, daß sich eine Stadt
finden würde, die aus diefem Grunde etwa ihren
Austritt erklärte.

Herr Oberbürgermeister Fr i tsche bemerkte s.Z.
auf dem brandenburgifchen Städtetage, als ihm dieser
Einwand gemacht wurde, meines Erachtcns fehr richtig:
„Wenn eine Stadt dies zum Anlaß nehme, um aus
dem Städtctage auszuscheiden, so sei das in Wirklich-
keit nicht der wahre Grnnd, sondern dann suche die
betreffende Stadt nnr nach einem Grunde zum Austritt."

Die Stadt Danzig z. B., welche ja die erheb-
lichste Steigerung erfahren würde, hätte statt jetzt 45
Mark später 85—105 Mk. zn zahlen, oder die Stadt
Elbing statt bisher 30 Mk. später 57—70 Mk.

Glauben Sie nun wirklich, daß um deswegen
diese Städte die Fahue des Städtetages im Stiche
lassen werden, weil die Lasten zu einer unerträglichen
Höhe angewachsen seinen? Bevor ich es nicht gesehen,
glaube ich es uicht, meine Herren.

Viel eher bin ich geneigt zu glauben: Diese
Entrichtung wird eine so starke Anziehungskraft aus-
üben, daß Städte, die bisher noch nicht dem Städtetag
beigetreten sind nnd zagend, zaudernd und zweifelnd
abseits stehen, angesichts einer so praktische Vorteile
bietenden Einrichtuug schleunigst ihren Beitritt erklären
werden.



Wie dein aber anch sei, meine Herren, jedenfalls
brauchen wir wegen der fraglichen Erhöhung der Beiträge
eiue zn starke Lichtnng uuscrer Reihen kaum befürchten.

Deshalb stimmen Sie, bitte, meinem Antrage zn.
Ich glaube, Sie werden es nicht bereuen. M i t Annahme
des Antrages ist ja freilich noch nicht viel erreicht.
Es ist damit nur der erste Schritt gethan, — der
hier vielleicht nicht einmal, wie sonst im Leben, der
schwerste ist, — der erste. Schritt zn einem prakt ischen
Versuch. Denn mehr als ein Versuch kann und
soll es nicht sein, meine Herren, was ich Ihnen vorschlage.
Das ist mir vollständig klar. Aber ein einziger praktischer
Versuch bringt einen im Leben oft weit mehr vorwärts,
als stilndenlange Erönernngen, die im Sande verlaufen
und nichts Positives zeitigeil.

Auch diejenigen, welche die Sache nicht für
durchführbar halten', welche glanbcn, daß es uuter den
gegebenen Verhältnissen nicht gelingen werde, einen
geeigneten Revisor zu finden, können sich meinem Vor-
schlage anschließen nnd werden gut daran thun, sich so zu
verhalten. Denn so lange nicht der praktische Beweis
der Unmög l i chke i t erbracht ist, werden die Freuudc
der Sache, die vou der Durchführbarkeit sich überzeugt
halten, nicht zur Ruhe kommen. Theoret ische Gründe
snid ein schlechtes Beruhigungsmittel. „Der Andere
hört vor Allein nur das Nein." - Deshalb machen
Sie, bitte, den Versuch. Gelingt er, so werden ^-ie
etwas Segensreiches schassen: mißlingt er, so haben wir
wenigstens das bernhigende Bewußtsein, Alles gethan
zu haben, was in unseren Kräften stand. (Beifall.)

Oberbürgermeister Delbrück-Danzig. Ich habe
keinen Korreferenten bestellen können für diefe ^ache,
wir haben aber gestern im Vorstande, weil sie den
Städtetag intensiv angeht, eingehend darüber gesprochen.
Wir teilen im Vorstände das Bedauern, das aus den
letzten Aeußernngen des Referenten herausklingt, day
so weuig aus der Sache herausgekommen ist, aber
noch größer ist das Bedauern, daß wir auch diesem
Wenigen, was er vorschlägt, unsere Zustimmung ver-
sagen müssen. Was die Sache selbst betrifft, fo find
wir im Vorstände einig gcwcfen, daß die Ausführungen
der beiden Referenten des vorigen Städtetages über
die Zweckmäßigkeit derartiger Revisionen kleinerer
städtischer Kassen absolut zutreffeu; ich kann es auch
aus meiner persönlichen Erfahrung als Landrat nur
bestätigen, daß Revisionen in einer größeren Zahl von
Fällen den betreffenden Kommuuen zum Segen ge-
reichen würden, wenn sie in der Lage wären, sich dazu
Vou Zeit zu Zeit auswärtiger mit den städtischen I n -
teressen wohl vertrauter Revisionsbeamtcn zu bedienen.
Es wäre auch wüuschenswert, wenn man noch weiter
gehen könnte, wenn man ihnen nicht blos die Revision
der Kassen, sondern anch die Revision der gesamten
Iahresrechnnngen übertragen würde. Daß hier eine
sachverständige Hand sehr nutzbringend thütig sein
kann, darüber ist kein Streit gewesen, weder auf dem
vorjährigen Städtetage noch im Vorstande. Darüber
sind wir uns einig, daß es sich dabei um einen ge-
sunden und zweckmäßigen Gedanken handelt und daß

die Erreichung des Zieles, das sich die Referenten
gesteckt hatten, wohl des Schweißes der Edlen wert
ist. Nun hat es sich aber herausgestellt durch die
Umfrage, daß die Zahl der Städte, die bereit sind,
den Vcrfuch mit solchen periodischen Kassenrevisionen
zn machen, bei uns so gering ist, daß man darauf
nicht eine solche Einrichtung basieren kann, wie sie die
sächsischen Städte besitzen, nämlich die Gründung eines
Verbandes, der sich Revisoren anstellt und diese yerum-
fchickt. Das ist nach dem Ergebnis der Umfrage aus-
geschlossen. Nnn ist der Referent anf die Idee ge-
kommen, den Vorstand zu ersuchen, er solle den Städten
die erforderlichen Rcviforen zur Verfügung stellen. Ja,
wie soll der Vorstand das machen? Wenn Sie mir
die Ehre erweisen, mich wieder zum Vorsitzenden zu
wählen, dann drücken mir die Herren Kollegen vom
Vorstande die Hand und ich sehe sie vor dem nächsten
Jahre nicht wieder. Wo soll ich da die Sachver-
ständigen herbekommen? Sol l ich sie von außerhalb
der Provinz her verschreiben? Das würde ja unter
Umständen gehen, weil es sich um eine ständige Ein-
richtung handelt; aber wenn sich anch in dem einen
Jahre vielleicht eine größere Zahl von Städten zu-
sammenfindet,,so melden sich in dem nächsten vielleicht
nnr zwei oder drei Städte. Wie soll ich da einen
Sachverständigen von auswärts her anstellen? Ich
werde augewiesen seiu, auf die allernächste Nähe, es
Wird mir nichts anderes übrig bleiben, als zu uuserem
Kämmerer zn gehen, und ihm zn sageni Wir wollen
einmal gntc Inngcn sein nnd unfern Rendantcn hin-
schicken und ihn der Stadt anf ein paar Tage borgen.
Sie soll die Reisekosten bezahlen. Ich meine aber,
dann ist es doch besser, es den kleinen Städten selber
zn überlassen, daß sie sich an die großen Städte mit
der Bitte wenden, ihnen gegen Ersatz der Reisekosten
und gegen Diäten Beamte abzugeben. Wir würden,
wenn das nicht überHand nimmt, es sehr gern thun,
nnd die kleinen Städte würden ebenfalls zu dem er-
wünschten Ergebnis kommen. Und wo wir nicht helfen
können, alfo wenn beispielsweise an den Regierungs-
präsidenten die Bitte gerichtet werden würde, er möchte
einen qualifizierten Rentmeister mit der Revision einer
kleinen Kasse nnd mit der Abgabe von Vorschlägen
über die Einrichtung einer solchen betrauen, so würde
dieser wahrscheinlich auch keine erheblichen Schwierig-
keiten machen. Also, wir sind gestern zu dem Ergebnis
gekommen, daß es der Vorstand des Städtetages kanm
übernehmen kann, Beamte znr Verfügnng zu stellen,
znmal er weder weiß, wie oft sich die Revisionen
wiederholen sollen, noch wo er die nötigen Sach-
verständigen her bekommen soll. Wir können Ihnen nur
empfehlen, daß sich diejenigen wenigen Städte, die sich
zn solchen Revisionen bereit gefunden haben, felber
an die größeren Städte in der Nachbarschaft mit der
Bitte herantreten, ihnen den sachverständigen Kassen-
beamten für eine Revision zu leihen und den be-
treffenden Beamten zur gutachtlichen Aeußcruug über
die Einrichtung der Kasse ermächtigen. Das ist mit
wenig Mitteln zn erreichen und wird vielleicht die
Grundlage sür die zukünftige Entwickeln««, bilden.



Noch größere Schwierigkeiten als bei dem eben be-
handelten Teile des von dem Herrn Referenten ge-
stellten Antrages wären bei der Mmmer 2 seines
Antrages zu überwinden. Ich wil l hier keine Be-
trachtung darüber anstellen, ob es in der That den Stadt-
verordneten gleichgültig sein würde, ob sich die Beiträge
znr Kasse des Städtetages ungefähr verdoppelt würden,
damit einigen wenigen unter uns die Wohlthit einer
Revision ihrer Kassen zu Teil w i rd ; ich wi l l aber ein-
mal annehmen, die Stadtverordneten wären alle so
mildthätig und freundnachbarlich gesinnt, daß sie sagen:
gut, wir wollen den Nachbarn zu Hilfe kommen, —-
dann würde aber für mich nicht das praktische sondern
das grundsätzliche Bedenken maßgebend sein, daß hier
unserer Städtetag auf unbestimmte Zeit Lcistnngen
übernehmen soll, deren Höhe er garnicht übersehen
kann und von denen er nicht weiß, ob er das Geld
dazu eiubekommt. Jetzt leistet die Kämmerei-Kasse in
Danzig alle Zahlungen für den Städtetag uorschnß-
weise, bis die Beiträge eingegangen sind. Wenn nnn
die Ausgaben des Städtetages durch die Uebernahme
eines Teils der Kosten dieser Revisionen erheblich an-
schwellen, wohin sollen wir dann kommen, wenn
plötzlich drei Viertel der Städte erklären, wir kommen
zum nächsten Städtetag nicht, oder wir treten aus?
Daun steheu wir mit unseren Auslagen in der Luft.
Der Städtetag ist doch äs taoto nichts weiter als ein
Kongreß, auf dem wir zusammenkommen, um Meinungen
auszutauscheu uud uus wichtigere kommunale Neuc-
rungen anzusehen. Damit ist uusere Thätigkeit erschöpft,
uud unsere ganze Kassenverwaltung besteht darin, daß
wir die Kosten für die Drucksachen u. f. w. einziehen.
Wenn Sie aber jetzt von dem Vorstande verlangen
wollten, er soll die Revisionsbeamten besorgen nnd
znm Teil anch für ihre Besoldung Sorge tragen, dann
könnte man vielleicht im nächsten Jahre anch auf deu
Gedanken kommen, der Vorstand solle Wanderinstruk-
toren für freiwillige Feuerwehren beschaffen, nnd dann
könnte auch der Vereiu zur Förderung der Knaben-
handarbeit kommen und sagen: Bitte, Städtetag,
schicke doch einen oder zwei Lehrer in die kleinen
Städte und halte Kurse in der Kerbschnitzerei ab!
Alle diese Dinge würde ich für ungemein wünschens-
wert halten, nnd sie stehen meinem Herzen so nahe,
wie die Kassenrevisionen, aber es ist doch undurch-
führbar, daß der Städtetag so etwas selbst in die
Hand nimmt. Ich bitte Sie im Namen des Vor-
standes, den zweiten Teil des Antrages unter allen
Umständen abzulehnen uud, wenn möglich, nns vor
dem ersten in Gnaden zu bewahren. Ich bin ja gern
bereit, mit den Magistraten der großen Städte in
Verbindung zu treten und anzufragen, ob sie geneigt
sind, ihre Beamten den kleineren Städten znr Ver-
fügung zn stellen, ich meine aber, es wird einer der-
artigen Korrespondenz gar nicht bedürfen, fondern die
Vorstände der größeren Gemeinden werden ohnehin
bereit sein, den kleineren" Nachbargemeinden, soweit es
mit den dienstlichen Verhältnissen vereinbar ist, auf
deren Anfucheu entgegenzukommen. Die Anregung der
Gründung eines Verbandes ist ja wnnderschön, aber

sie läßt sich jetzt nicht durchführen. Wer fo lange wie
ich gearbeitet hat auf städtischen Gebieten, der weiß,
daß es maßlos schwer ist, irgend etwas Neues in Ganz
zu bringen, namentlich, wenn es sich um die Gründung
von Verbänden und Vereinen mit Beitragspflicht der
Mitglieder handelt. I n Sachsen haben die Lente
mehr Schneid, sie sind beweglicher als bei uns. Es
bleibt also nur der einzige Weg übrig, den sechs Ge-
meinden, die sich gemeldet haben, anHeim zu geben,
sich nnmittelbar an ihre größeren Nachbarstädte zu
wenden. Sie werden dann erreichen, was sie wollen.
Und wenn sie dann den Segen dieser Revisionen ge-
fühlt haben, und die Sache mehr Anhänger gewinnt,
dann werden wir vielleicht in 6 bis 8 Jahren, vielleicht
noch fpäter, zn dem schöneil Ziele gelangen, das die
Referenten des vorigen Städtetages in ihrem Idealis-
nms nnd Optimismus als m einem Jahre erreichbar
hingestellt haben.

Stadtrat Hettenborn-Graudeuz: Meine Herren!
Es ist ja von dem, was der Referent Steinberg und
ich im vorigen Jahre vorgeschlagen haben, nicht sehr
viel übrig geblieben, und die Umfrage, die an die
Städte gerichtet ist, hat ja ein keineswegs ermntigendes
Resultat ergeben, sie ist aber meines Erachtens auch
uicht ganz entmntigeud ausgefallen. Aller Anfang ist
schwer, und auch das Gute und Notwendige muß sich
häufig sehr langsam Bahn brechen, zum Teil sogar direkt
aufoktroyirt werden. Wenn sich bisher auch nnr 6.
Städte bereit erklärt haben, ihre Kassen einer periodischen
Revision zn unterwerfen, fo wollen wir von feiten des
Städtetages diesen Städten wenigstens die Möglichkeit
verschaffen, es zu thun, und es handelt sich um den
Weg, den wir einzuschlagen haben. Ich bin von vorn-
herein in Uebereinstimmung mit dem Herrn Vorsitzenden
der Ansicht, daß die Kasse des Städtetages zn den
Kosten nicht herangezogen werden soll. So wünschenswert
es wäre, das Interesse der einzelnen Städte dadurch
zu wecken, so handelt es sich hier doch nnr zunächst
um ciuen kleinen Kreis, und für dessen Interessen wird
die Gesamtheit nicht beitragen können und wollen. Da-
gegen halte ich den ersten Punkt des Antrages, daß
der Vorstand ersucht wird, dafür zu forgen, daß den
dem westpreußischcn Städtetage angehörigen Städten zum
Zwecke der Revision ihrer Kassen geeignete Sachver-
ständige auf Wuufch zur Verfügung stehen, nicht für
so schwer ausführbar. Es handelt sich doch zunächst
nicht darnm, Beamte anzustellen, sondern darum, über-
haupt Jemanden zu finden, der die Revisionen vor-
nimmt. Ich möchte hierbei darauf zurückkommen, was
ich in diefer Beziehung am Schlüsse meines vorjährigen
Vortrages ausführte. Es wird voraussichtlich möglich
sein, aus der Zahl der pensionierten Staats- oder
Gemeindebeamten < Rentmeister, Hauptkassenrendanten
uud Kämmerer), die zum ja Teil gern neben der Pension
noch etwas verdienen wollen nnd im Kassen- nnd
Rechnungswesen durchaus erfahren sind, die erforder-
lichen fachverständigen Kassenrevisoren zn gewinnen, die
sehr wohl sich 5 bis 6 Monate im Jahre dieser Reoisions-
thätigkeit widmen können. Solche pensionierten Beamten
werden anch bei uns in Westpreußeu vorhanden sein.



Wenn sie aber vorhanden sind, dann halte ich es für
besser, für diese 6 Städte einen solchen Beamten anzu-
stellen, als daß sie sich leihweise von den größeren
Städten einen Revisor zn beschaffen fuchen. Zunächst
sind meines Wissens überhaupt nnr 4 Städte in der
Provinz vorhanden, die ganz eigene Revisoren und
Kalkulatoren haben. Auf Dirschau kann ich hierbei
nicht exemplifizieren. Herr Dembski wird mir vielleicht
entgegnen: Dirschan hat einen Revisor, ich habe aber
weder im Etat, noch im Verwaltungsbericht Ihrer
Stadt etwas davon gefunden. Von Graudenz weiß
ich, daß wir nns feiner Zeit der hohen Kosten wegen
sehr schwer dazu entschlossen haben, einen solchen Revisvr
anzustellen. Jetzt ist er vorhanden, er ist seit 3 Jahren
im Amt, er hat sich sehr gut bewährt, es sind ihm
auch die kleinen Nebenkassen übertragen wordeli und
es ist eine so ungeheure Arbeitslast für ihn vorhanden,
daß es anf die Dauer vielleicht gar nicht mit ihm allein
gehen wird. Wir haben infolgedessen auch die Anfrage
einer Nachbarstadt, ob wir ihr unseren Revisor für
kurze Zeit überlassen können, in verneinendem Sinne
beantworten müssen. So wird es vielleicht bei den
anderen Städten, die einen eigenen Revisor haben,
anch sein.

Ich fasse deshalb meine Ausführungen dahin
zusammen, daß ich beantrage:

Der Vorstand des Städtetages wolle ver-
suchen, ans der Zahl pensionierter Beamten einen
Sachverständigen zu ermitteln und den Städten
auf Wunfch namhaft zn machen, um Kaffeu-
oder Rechnungsrevisionen vorzunehmen.
Ich glaube, weuu auch zunächst nur wenige

Städte den Versuch gemacht haben werden, dann wird
sich die außerordentliche Branchbarkeit des Instituts
der Revisoreu so bald weiteren Kreisen bemerkbar
machen, daß wir in absehbarer Zeit, vielleicht schon in
kürzerer Frist als in 6—8 Jahren, zu einer festen
Einrichtung gelangen werden.

Oberbürgermeister Dclbrück-Danzig. Ich bin ja
gern bereit, für den Fall , daß Sie mich wieder zum Vor-
sitzenden wühlen, den Verfuch zu machen, Ihnen einen
solchen Revisor zu beschaffen und er wird sich ja auch
Wohl aus der Zahl der pensionierten Beamten besorgen
lassen. Ich müßte aber feierlich erklären, daß ich es
uur thun kann, o h n e j e d e G a r a n t i e f ü r
1 ein.e F ä h i g k e i t e n . Wir wollen es ja gerne ver-
Wchen. die Adressen solcher Leute zu ermitteln nnd sie
denjenigen Städten, die Wert darauf legen, zur Ver-
füguug stelle».

Berichterstatter, Stadtrat!) Dr. Mayer - Danzig.
>5ch war ja von vornherein daranf gefaßt, daß eventuell
mein Antrag einer ablehnenden Stimmung begegnen
Würde, besonders bezüglich des zweiten Teils. Ich
War nur nach dem Resultat der Umfrage zu dem Er-
gebnis gelangt, daß es wahrscheinlich nicht möglich
^ein würde, mit den Mitteln der einzelnen zunächst in
Betracht kommenden Städte die Sache durchzuführen.
M i r erfchien sie aber so wichtig, daß ich nach einem
Wege suchte, um ebenso wie der brandenburgische
Städtetag etwas Gemeinsames zu stände zu bringen.

Wenn aber hier keine Gegenliebe dafür vorhanden ist,
die Kosten gemeinsam anfzubringeu und man hier der
Ansicht ist, daß die beteiligten Städte die Kosten allein
tragen müssen, so lege ich meinesteils anf den zweiten
Teil des Antrages kein so erhebliches Gewicht. Dagegen
bitte ich dem ersten Teil zuzustimmen. Daß man es
den Städten selbst überläßt, sich den Revisor zu
besorge», halte ich für keine praktische Lösung. Das
ist schon deshalb nicht zweckmäßig, weil der Vorstand
einen bestimmten Reiseplan für den Revisor aufstellen
muß. Wenn der Mann jedes M a l erst von seinem
Wohnorte ausreisen muß, dann stellen sich die
Revisionen v ie l teurer . Die Reisekosten spielen
sicherlich dabei eine ganz erhebliche Rolle. Für so
ungeheuer schwierig, wie Herr Oberbürgermeister
Delbrück es hingestellt hat, halte ich es nicht, einen
pensionierten Beamten oder von den Beamten der größeren
Städte den einen oder anderen im Nebenamte für den Ne-
visorposten zn gewinnen. Die Erfahrungen anderer Ver-
bände haben gelehrt, daß das dnrchans nicht undurchführbar
ist. I m Uebrige» kan» meines Erachtens der prakt ische
Versuch allein entscheiden. Die W ich t i gke i t der
Sache ist von allen Seiten anerkannt. Den Versuch
ist sie also wert. Diesen Versuch kö»ne» uud müssen
Sie meines Erachtens nm so mehr wagen, als derselbe
nichts, als ei» wenig Mühe kostet. Wenn Sie sich
daranf beschränken, dem ersten Teil meines Antrages
zuzustimmen, so muten Sie damit jedenfalls dem
Stäotetag nichts Ungeheuerliches zn. Nehmen Sie des-
halb bitte, im Intcreffc der Sache, wenigstens den ersten
Teil meines Antrages, der vollständig harmlos ist, an.

Bürgermeister Dembski-Dirschau. Ich möchte nur
Herrn Stadtrat T e t t e n b o r n bemerken, daß nnser
Revisor in der Zahl der städtischen Beamten sitzt und
daß in dem Verwaltungsbericht nicht jede Funktion
unserer Beamten ausgezählt wird. I m Uebrigen ist es
selbstverständlich, daß der Vcrwaltungsbcricht wesentlich
zur Information der in unserer eigenen Verwaltung
thätigen Personen bestimmt ist. Ich möchte nur hinzu-
fügen, es war feiner Zeit, auf dem vorige» Städte-
tage, eigentümlich, daß von dem Vertreter einer Kommune,
die sich selbst ausschließt von diesen: Projekt, diejenigen
Städte namentlich genannt wurden, die solche Revisionen
nötig hätten, trotzdem ihm die Verhältnisse dieser Städte
garnicht bekannt waren. — Znr Sache selbst habe ich
»ichts z» bemerken.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delkrück-Danzig:
Es hat sich Niemand mehr znm Wort gemeldet. Ich
schließe die Debatte. Ich frage de» Herrn Nefere»te»,
ob er das Wort noch wünscht. Der Referent verzichtet.

Es liegen vor: Der Antrag des Herrn Referenten
in zwei Nummern nnd außerdem der Antrag T e t t e n -
b o r n . Der letztere ist eigentlich nnr eine Umfchreibnng
der Nummer 1 des vom Referenten gestellten Antrages.
Ich werde in der Weise procedieren, daß ich abstimmen
lasse über die beiden Teile des vom Referenten gestellten
Antrages, nnd falls diefer abgelehnt werden sollte, über
den Antrag Te t t enbo rn . Sollte anch dieser abgelehnt
werden, dann ist sich der Städtetag einig, daß in der
Sache nichts geschehe» soll.



Die Anträge des Referenten sind ja gedrnckt in
Ihren Händen, ich brauche sie nicht mehr zu verlesen.
Ich bitte diejenigen Herren, welche die Nummer 1 des
Antrages annehmen wollen, sich von den Plätzen zu
erheben. — Das ist die Minderheit. — Dann frage
ich, wer die Nummer 2 des Antrages annehmen wil l .
— Das ist Niemand. — Der Antrag des Referenten
ist in beiden Teilen a b g e l e h n t .

Jetzt bitte ich diejenigen Herren, die den Antrag
T e t t e n b o r u annehmen wollen, sich von den Plätzen'
zu erheben. — Auch das ist die Minderheit: der An-
trag ist abgelehnt.

Damit wäre auch dieser Teil der heutigen Tages-
ordnung erledigt. Ich schließe die Sitzung.

Schluß der Eitznng gegen 2 Uhr.

Zweiter Sitzungstag.
Dienstag, den 27. Angust. — 10Vz Mhr Mormittags.

Vorfihendcr, Oberbürgermeister Delbrück-Danzig:
Meine Herren! Ich eröffne die Sitzung. Das Bureau
funktioniert in dcrfelben Besetzung wie gestern. —
Bezüglich der weiteren Abwickelung der Tagesordnnng
erlaube ich mir zn bemerken, daß wir zunächst den noch
ausstehenden Vortrag entgegennehmen, dann die Wahl
der Kommission inbctreff der Gründung des Ruhe-
gehaltskassenverbandes vornehmen und dann die Tages-
ordnnng, wie sie gedruckt Ihnen vorliegt, weiter er-
ledigen wollen.

Ich erteile das Wort dem Herrn Referenten,
Stadtrat!) Meckbach zu seinem Vortrage:
A l te rs und Mnteröliebenenversorgung der in den

städtischen Metrieben beschäftigten Arbeiter.
Berichterstatter, Stadtrat Weckbach-Danzig. Meine

sehr geehrten Herren! Die Frage, welche ich mir zum
Gegenstände meiner Erörterungen erwählt habe, ist eiue
verhältnismäßig noch juuge, sie ist überhaupt erst in
den letzten Jahren Gegenstand von Erörterungen ge-
worden: namentlich ist sie in West- nnd süddeutschen
Städten, die ja in allen diesen Angelegenheiten infolge
der hohen Entwicklung ihrer Industrie die Führung
übernommen haben, auf der Tagcsorduuug gewesen
nnd hat dortselbst znr Beschlußfassung meist unter
lebhaften Erörterungen geführt. Von den Wellen diefer
Bewegung ist eigentlich in unsere Regionen wenig ge-
drungen, immerhin sind es aber auch im Norden und
Osten einige Städte, die mit der Alters- und Hinter-
bliebenenverforgung der in den städtischen Betrieben
beschäftigten Arbeiter bereits vorgegangen sind.

Es wird vielleicht manchen unter Ihnen geben,
der der Ansicht ist, daß diese Frage ein akutes Iuteresse
für seine Verwaltung uicht habe, uud ich muß das für
kleinere Städte, die noch nicht in dem mehr oder
minder glücklichen Besitz eines Elektrizitätswerks oder
von Gas- und Acetylenanstalten sind, in gewissen
Grenzen zugeben, aber ich glaube doch, daß die Sache
soviel allgemein Interessantes bietet, daß auch diese
Herren getrost meinen Ausführungen werden folgen
können, umfomchr als das Thema strenge genommen
Zu eng gefaßt ist, insofern es nur von Arbeitern spricht,
während sich meine Ausführungen anf die Versorgung

aller derjenigen städtischen Bediensteten beziehen sollen/
welche nicht als Beamte pensionsberechtigt sind.

An den Anfang meiner Betrachtung möchte ich
einen allgemein bekannten Umstand setzen, der aber für
das Thema von grundlegender Bedeutung ist. Das
ist die Thatsache, daß die Personen, welche im Bereiche
der städtischen Verwaltungen diesen ihre Arbeitskräfte
znr Verfügung stellen, in zwei große Grnppen zerfallen.
Es sind auf der einen Seite die eigentlichen Beamten,
die durch den öffentlich rechtlichen Akt der Anstellung
in den städtischen Dienst getreten sind und deren Rechte
nnd Pflichten als die mittelbarer Etaatsdiener nach
öffentlich rechtlichen Gesichtspunkten zu beurteilen sind;
und es sind auf der anderen Seite die Nichtbeamten,
insbesondere die Techniker, Werkmeister nnd anderen
Perfonen, die in den städtischen Betrieben thätig sind,
bis znm Arbeiter hcruuter, welche Personen, sei es
vorübergehend oder dauernd, znr Verrichtung bestimmter
Arbeiten von der Stadt nicht so in ihrer Eigenschaft
als Behörde, fondcrn vielmehr als bloßer privatrecht-
licher Arbeitgebern: durch einen rein privatrechtlich zn
beurteilenden Dienstvertrag angenommen sind. Die
Beamten haben wesentlich öffentliche Aufgaben zn er-
füllen, während die Nichtbeamten ebenso gut von einem
wirtschaftlichen Unternehmer angestellt sein könnten, und
ihre Funktionen auch im wesentlichen wirtschaftlicher
und privatrechtlicher Natur sind. Dieser Gesichtspunkt
bildete früher das hauptfächlichste Unterscheidungs-
merkmal zwischen den beiden Klassen, weshulb die
Grenzen naturgemäß äußerst schwankend waren. Erst
durch das ueue Kommunalbeamtengesetz ist auch ein
äußeres Merkmal gegeben, das jederzeit eine Hand-
habe bietet, die beiden Klassen genau zu unterscheiden
und allen Zweifeln ein Ende macht, nämlich durch die
Bestimmung, daß die Anstellung als Beamter aus-
drücklich als solcher unter Aushändigung einer Urkunde
geschehen muß.

I n der Frage der Alters- und Hinterbliebenen-
Versorgung stehen diese beiden großen Gruppen der
Personen, die in den Verwaltungen beschäftigt werden,
verschieden da. Hinsichtlich der städtischen Beamten
ist der letzte Schritt durch das Kommunalbeamtengesetz



qcthan, dnrch welche sie mit den unmittelbaren Staats-
beamten hinsichtlich der Alters- nnd Hinterbliebenen-
Versorgung völlig gleich gestellt sind; bei den Nicht-
beamten sohlt es dagegen bisher an jeder gesetzlichen
Regelung, und es bleibt den Gemeinden überlassen,
entweder von Fall zu Fall zu entscheiden, oder durch
Gemeindebcschluß Grundsätze festznlegen, nach denen
diese Personen behandelt werden sollen. Letzteres ist
in einer nicht mehr geringen Zahl von größeren
Städten geschehen, und es ist überall als erster Grund
für die Regelung dieser Frage die Behauptung aus-
gestellt worden, daß es an einer inneren Ursache,
weshalb die beiden Kategorien der in den städtischen
Verwaltungen beschäftigten Personen bezüglich der
Alters- und Hinterbliebenen-Versorgung verschieden
behandelt werden, fehlt. Es muß daher zunächst
untersucht werden, ob diese Behauptung richtig ist.

Wenn man sragt, worin bei den Beamten der
innere Grund für die Alters- nnd Hinterblicbenen-
Vcrsorgnng liegt, so muß man auf den Begriff des
Beamten, wie er sich feit Friedrich Wilhelm I. in
Preußen ausgebildet hat, eingehen, anf den Begriff,
wie er nicht nur thatfächlich verstanden wird, sondern
auch in den Entscheidungen der höchsten Gerichtshöfe
rechtliche Festlegung gefunden hat. Da ist hervorzu-
heben, daß dieser Begriff sich nicht erschöpfen läßt
durch die Gegenüberstellung von Leistung nnd Gegen-
leistung, der Arbeit auf der einen, der Vergütung
auf der anderen Seite, fondern daß vielmehr diese
Gesichtspunkte beim Beamten dahin sich erweitern,
daß durch das Amt, dnrch die öffentlichen Aufgaben,
die dem Beamten zu erfüllen obliegt, die ganze Person
des Beamtelt mit seinen physischen, intellektuellen und
idealen Fähigkeiten ergriffen wird, und demgemäß
diesen Pflichten des Beamten die Pflicht der Behörde
bezw. des Staates gegenübersteht, nun auch die ganze
Fürsorge sür die betreffende Person zu übernehmen,
sodaß der Beamte als Aequivalent für die Gesamtheit
seiner Dienste einen angemessenen Lebensunterhalt und
die volle Fürsorge für feine wirtschaftliche Existenz
erhält. Darans folgt, daß nicht die Arbeit eines
Monats etwa dnrch die Monatsrate des Gehalts
ausgeglichen wird, sondern daß man im Ganzen der
Hingabe der Persönlichkeit die Uebernahmc der Sorge
für die winfchaftliche Existenz gegenüberstellen muß.
Aus diesem Gesichtspunkte ergiebt es sich, daß mit der
Beendigung der Ausübuug des Amtes das Verhältnis
noch nicht erschöpft ist, vielmehr das volle Aequivalent
für das Tarbieten der ganzen Persönlichkeit erst dann
gegeben ist, wenn auch für die Zeit des Alters des
Beamten und weiterhin, wie aus der engen Zusammen-
gehörigkeit der Familie folgt, auch für seine Hinter-
bliebene Ehefrau und die Kinder geforgt ist, für Letztere
solange bis sie in der Lage sind, selbst für sich zu
sorgen. So läßt sich aus dem Begriff des Beamten
die jetzt bestehende Alters- und Hinterbliebenen-Ver-
sorgung entwickeln. Allerdings muß dabei hervor-
gehoben werden, daß das wirkliche Gewähren dieser
Versorgungen historisch keineswegs die unmittelbare
Folge der Durchführung des Beamtenbegriffs gewesen

ist — es hat sehr lange Zeit Beamte ohne solche
Versorgungen gegeben, — sondern daß es vielmehr
erst praktische Gründe und Anforderungen gewesen
find, welche allmählich die Pensionsberechtigung in
ihrer heutigen Gestalt herbeigeführt haben. So sei
erwähnt, daß die Beiträge der Beamten für die Alters-
versorgung erst im Jahre 1868, für die Hinterbliebenen-
Versorgung erst im Jahre 1888 abgeschafft sind.

Wenn mau nnn hiermit zunächst nur theoretisch
und prinzipiell die Verhältnisse der Nichtbeamten ver-
gleicht, so ergiebt sich da allerdings, daß die Gründe, aus
denen sür jene auf den genannten Gebieten gesorgt
wird, nicht ohne weiteres anf diefe übertragen werden
können. Es darf jedoch nicht übersehen werden, daß
die Anforderungen der Treue und Hingebung der
ganzen Persönlichkeit beim Beamten sich doch eigentlich
nur als solche darstellen, die ideal genommen an jedes
dauernde Dienstverhältnis zu stellen sind. Wenn anch
nur bei den Beamten mit Rücksicht anf ihre öffent-
lichen Aufgaben diese Anforderungen eine feste rechtliche
Gestalt gewonnen haben, so wird man doch, wenn
man die Doctrin verläßt nnd in das praktische Leben
blickt, auch anderwärts die gleichen Anforderungen ge-
stellt uud erfüllt sehen. I n der That wird mau,
wenn z. V. ein Maschinist bei einem Wasserwerk oder
einer Pumpstation im Kanalisationswcsen thätig ist,
sagen müssen, daß derselbe anch im öffentlichen Inter-
esse seii'e ganze Thätigkeit darauf richten muß, daß
die wertvollen Maschinen stets in bestem Zustande
sind, daß die Betriebssicherheit gewahrt ist n. s. w.
Einen solchen Mann wird man, wenn er arbeitsun-
fähig ist nnd darauf hinweist, daß z. B. ein Kanzlist
die Pensionsberechtigung besitzt, nicht mit dem Hinweis
abspeisen können, der Kanzlist stelle als Beamter seine
ganze Persönlichkeit in den Dienst der Stadt, während
es sich bei dem Maschinisten nur um Leistung und
Gegenleistung handele und mit dem Anfhören der einen
die andere fortfalle.

Hiernach ist der sür die Motivierung dcrAltcrs-
Versorgung auch der Nichtbeamtcu an die Spitze ge-
stellte Satz: „Was dem Einen recht ist, ist dem Andern
billig" als den Anforderungen des praktischen Lebens
entsprechend anzusehen, und es ergiebt sich die Konse-
quenz, daß für die Verwaltung thatsächlich Grund
vorliegt, die Nichtbeamten im Hinblick auf die Alters- und
Hinterbliebenen-Verforgung ähnlich zu behandeln, wie
die Beamten.

Es drängt sich nun sofort die Frage auf, ob nicht
das, was die Beamten ans der Alters- und Hinter-
bliebeuen-Verforgnng erhalten, den Nichtbeamten bereits
anf anderem Wege zuteil w i rd , nämlich durch die
reichsgesetzlichen Invaliden- und Altersrenten, die den
Nichtbeamten in fast allen Fällen zustehen, weil sie
fast alle versicherungsftflichtig sind.

Da ist znnächst von der prinzipiellen Seite aus
darauf hinzuweisen, daß der Grund der Rente ans den
Versichernngsgesetzen nicht durchaus der gleiche ist, wie
der der Beamtenpension, denn bei den Beamten-
Pensionen ist das Verhältnis des Beamten zu dem
speziellen Arbeitgeber, der Behörde, die Grundlage des



Anspruchs, nicht aber bei der Versicheruugsreute, da hier
der Versicherte jede Woche einen anderen Arbeitgeber gehabt
haben kann. Aber der prinzipielle Unterschied könnte ja ans
sich beruhen, wenn die Rente thatsächlich einen Ersatz der
Beamtenpension bildete. Für die Untersuchung dieser
Frage wil l ich vergleichen, was ein Beamter mit
Tausend Mark Gehalt und ein Arbeiter mit Tausend
Mark Lohn als Pension bezw. als Invalidenrente
bekommt. I n den unteren Stufen also bei kurzer
Dienst- oder Arbeitszeit ist hier der Unterschied nicht
zu erheblich. Die Pension des Beamten beträgt nach
10 jähriger Thätigkeit 250 Mk., die Invalidenrente
würde nach 10 Iahreu, vorausgesetzt daß sie voll
gewährt wird, 193 Mk. betragen, also ruud drei
Viertel von dem, was der Beamte bekommt. Dieses
Verhältnis ändert sich aber sehr rasch mit dem Aus-
steige« des Dienstalters zu Unguusten der Renten, uud
schou nach 20 Iahreu ist die Pensiou bis auf an-
nähernd den doppelten Betrag der Invalidenrente ge-
stiegen, nnd sie steigt nachher im Verhältnis noch
weiter. I m Ganzen kann man sagen, daß der Ar-
beiter aus der Rcichsversicherung etwa die H ä l f t e
von dem bezieht, was der Beamte mit gleichem Ein-
kommen als Pension erhält. Das ist nicht genau
berechnet, aber es trifft schließlich iu der Hauptsache zu.
Was die Hiuterbliebenen-Versorgung aulaugt, so war
schon bei der Emanicrnng der Reichsversicheruugsgesetze
die Rede davon, auch diese in den Bereich der Gesetz-
gebung zu ziehen. Die Sache ist nicht soweit gediehen,
weil große Schwierigkeiten zu überwinden sind, und
so stehen wir auch heute noch auf dem Standpunkte,
daß die Reichsversicherungsgesetze — abgesehen vom
Unfalloersicherungsgesetz — nur für das Alter des
Arbeiters sorgen, nicht aber für die Hinterbliebenen.
Das Ergebnis ist also, daß der Arbeiter nnd Nichtbeamte
in städtischen Betriebe:: aus der Invalideurente zwar
einen teilweisen Ersatz für den Maugel au Pension
erhält, etwa die Hälfte, daß er aber auf dem Gebiete
der Hinterbliebenenversorguug gar keinen Ersatz für
das bekommt, was dem Beamten gewährt wird.

Da es sich mm von selbst verbietet, daß eine
Stadt ihre altgedienten Arbeiter uud dereu Angehörige
einfach der Armenpflege auheim falleu lassen kann, so
hat sich schon längst die Notwendigkeit ergeben, in
größeren Städten mit größereu industriellen Betrieben,
hier helfend einzugreifen. Zu Anfang wurde über die
Notwendigkeit, ob eine Unterstützung zu gewähren sei
oder nicht, meist von Fal l zn Fall entschieden. Das
ist jedoch auf die Dauer umfoweniger angängig, je
größer eine Verwaltung ist. Daher hat das Bedürfnis
nach festen Grundfätzeu in den letzten Jahren eine
große Zahl von Städten dazu geführt, Bestimmungen
zu erlassen, welche die Gewährung feststehender Ruhe-
lohnbeträge an altgediente Arbeiter oder sonstige
Nichtbeamte und zugleich die Versorgung ihrer Hinter-
bliebenen regeln.

Die Entwicklung datiert, soweit bekaunt, seit 4
bis 5 Jahren. Den Anfang hat Frankfurt a. M .
gemacht, wo im September 1897 der betreffende Ge-
meindebeschluß gefaßt wurde, andere westliche Gemein-

den sind dann gefolgt und ferner iu letzter Zeit auch
Bcrliu und Königsberg.

Ich möchte uun einen Ueberblick darüber gebeu,
uach wclchelt Gesichtspunkten diese allgemeine Regelung
in den verschiedenen Städten stattgefuuden hat, und
demnächst eine Kritik, ob diese Gesichtspunkte als zu-
treffend anzusehen sind. Vorweg hebe ich dabei
hervor, daß ich ans die finanzielle Seite der Frage
wenig oder garnicht eingehen kann, die natürlich in.
pi-axi die Hauptrolle spielt. Es ist sehr schwer zu
sageu, wie die finanzielle Belastung der einzelnen Ge-
meinden sein wird, denn die Einrichtung ist noch recht
neu und die hinsichtlich der Bcamtcnpensiouierun?, ge-
sammelten Erfnhrnngen können fchlecht zum Vergleiche
herangezogen werden, schou weil dort die Konkurrenz
der Invalidenrente wegfällt.

Die Beschlüsse der einzelnen Gemeinden, dnrch
welche sie die Sache geregelt haben, sind verschieden
ausgefallen, insbesondere uach 3 Gesichtspunkten.
Erstens nämlich, ob sie sich auf den Standpunkt
stellten, daß der Arbeiter und Nichtbeamte dem Beamten
völlig gleich gestellt werden folle, oder ob sie aner-
kannten, daß zwischen den beiden Gruppen Unterschiede
vorliegen, die zu berücksichtigen wären. Der zweite
Gesichtspunkt ist das Verhältnis zn dem Bezüge der
Invalidenrenten. Es ist natürlich eine besonders
wichtige Frage, ob man diese Renten anrechnen soll
auf das was die Stadt gewährt, oder ob man sie als
außerhalb der Sache stehend ansehen wil l . Der dritte
Gesichtspunkt ist der, ob die betreffende Stadt sich ans
die Negelnng des Ruhelohus beschränkt, oder ob sie
zugleich die Hiuterbliebenenversorgung in den Kreis
ihrer Beschlüsse zieht.

Was zunächst den Rnhelohn anlangt, so hat sich
Frankfurt a. M . im Wesentlichen angelehnt an das,
was für die Beamten gilt mit kleinen Unterschieden,
deren Grund ich nicht habe feststellen können. Frank-
furt a. M . giebt dem Nichtbeamten nach Zehnjähriger
Thätigkeit einen Ruhelohn von 20°/<i des Jahresein-
kommens, während der Beamte nach einem gleichen
Zeitraum 25 "/o des Gehalts an Pensiou erhält. Der
Ruhewhu steigt, wie beim Beamten, allmählich bis
auf 75 "o,' es wird aber das Maximum bei dem
Nichtbeamtcn erst nach 47 Jahren erreicht, während
es der Beamte fchon nach 40 Jahren erhält. Die
Renten werden voll angerechnet; es wird das, was
die Stadt giebt, gekürzt um den Betrag, den der
Nichtbeamte aus der Invalidenversicherung erhält.
Das ist uatürlich ein Grundsatz, der die Sache finanziell
sehr erleichtert.

Diefer Regelung fchließeu sich mehrere Städte
an, ich nenne Essen und Worms, auch Darmstadt, nur
daß dieses mit 25 "/'<,, also wie beim Beamten, den
Ruhelohn beginnen läßt. I n Darmstadt kommt aber
eine Abweichung hinsichtlich der Anrechnung der I n -
validenrente hinzn, nnd es ist besonders interessant,
die Entwickeluug zu verfolgen, die die Sache dort
genommen hat. Nämlich zu Anfang wurde durch Be-
schluß vom 5. Ma i 1898 bestimmt, daß die Anrechnung



genau so wie iu Frankfurt voll geschehen soll; es hat
sich dann aber der Gedanke gelteud gemacht, daß
darin eine große Unbilligkeit liege, nud man hat schon
im Januar 1900 den Beschlnß dahin geändert, daß
nur noch die halbe Rente in Anrechnung zu briugcn
sei, offenbar unter Verücksichtiguug der Thatsache, daß
der Arbeiter sich zur Hälfte durch seine Beiträge selber
die Rente erworben hat. Dadurch, daß man diesen
Grundgedanken, die halbe Rente gehöre dem Arbeiter,
erst nachträglich hineingebracht hat, ist man in Darm-
stadt im schließlichen Ergebnis zu besonders hohen
Sätzen gelangt, den höchsten yon allen. Für einen
Arbeiter, der 40 Jahre im Dienst war, und ein Ein-
kommen von 850 Mk. hatte, beläuft sich der Ruhelohn
inel. Rente in Tarmstadt auf 740 Mt . , während in
Frankfurt a. M . nur 553 Mk. herauskommen.

Es kommen weiter eine Reihe von Städten in
Betracht, die sich in noch stärkerem Maße als die
bisher genannten an die für die Beamten geltenden
Bestimmungen angeschlossen haben, indem sie die voll-
ständige Gleichstellung der beiden Kategorien durch-
führen, unter Anrechnung der Rente in vollem Umfange,
sodaß im Endergebnis der Arbeiter genau dasselbe wie
der Beamte erhält. Das ist Breslau und Eharlotten-
burg. Eine Abweichung liegt jedoch in Breslau
insofern vor, als die Rcntenanrcchnnng in den untersten
Etnfen (bis zur Grenze von 450 Mk.) aus nahe-
liegenden Billigteitsgründen uicht stattfindet. Dann
kommt Berlin, wo erst im vorigen Winter die Sache
geregelt ist. I u Berlin hat malt sich ursprünglich
ans denselben Boden stellen wollen, wie Breslau; man
hat anch dort anfänglich das Ziel verfolgt, eine voll-
ständige Gleichberechtigung zwischen Arbeitern uud
Beamten eintreten zu lassen. Es ist aber im Laufe
der Verhandlnugen allmählich etwas ganz anderes
herausgekommen. Als es nämlich zur endgültigen
Beschlußfassung kam, lag bereits das neue Invalidcn-
versichcruugsgesetz vor, welches deu Gemciuden bei
Regelung der Angelegenheit eine besondere Schwierig-
keit bereitet. Es wird darin eine Grenze gezogen für
die Anrechnung der Invalidenrente. I n dem Gesetz
ist bestimmt — die Motive liegen mir uicht vor —
daß, wenn der Arbeiter von der Gemeinde einen Ruhe-
lohn bezieht uud der Ruhelohn einschließlich der Rente
eine gewisse bei den eiuzelueu Lohnklassen verschieden
bemessene Höhe erreicht hat, dann der über-
schießende Betrag der Rente „ruht", d. h. nicht gezahlt
wird. Die festgesetzte Grenze ist bei einem Arbeiter,
der 850 Mk. Lohn bekommt, 600 Mk. Also, wenn
der Nnhelohn, den er aus irgend einem Grnnde
bezieht, p1n8 Rente 600 Mk. übersteigt, so behält der
Staat den Ueberschuß der Rente ein, ohne Rücksicht
darauf, daß der Arbeiter zum Teil selbst die Beiträge
dazu geleistet hat. M i t Recht ist iu eiuzelueu Kom-
meutareu zu dem Gesetze hervorgehoben, daß hierin eine
große Unbilligkeit liege, nnd zugleich eiue Unzweckmäßig-
kcit, weil sie den Gemeinden die Regelung der Rnhe-
lohnfrage erschwere. Diese Erschwerung tritt, wie
nähere Betrachtung sogleich erkennen läßt, insofern
ein, als die Stadt in den über die augegebeue Grenze

hinausgehenden Fällen weder, wenn sie bei Gcwährnng
des Nuhelohns Anrechnung der Rente, noch wenn sie
Nichtanrechnung der Rente statuiert, ihren uud der
Arbeiter berechtigten Interessen gerecht werden kann,
da in jedem dieser Fälle die Rente entweder zum
Schaden der Arbeiter, oder zum Schaden der Stadt
nicht znr Auszahlung gelangt. I u Berlin ist man
nach langen Beratungen eben wegen dieser Bestimmung
des Iuvalidenvcrsicherungsgesctzes zu eiuem von der
ursprünglichen, auf thatfächliche Gleichstellung mit den
Beamten hinauslaufendeu Absicht, völlig abweichenden
Ergebnis gelangt, indem man nämlich beschloß den
nach den Sätzen der Beamten bemessenen Nuhelohn
neben der Rente zn gewähren, soweit dies nach dem
Gesetz möglich ist, also soweit beide neben einander
bestehen bleiben. Darans crgiebt sich tatsächlich
Folgendes: Ein Arbeiter mit 850 Mk. Iahrcslohn
erhält bei 10jähriger Dienstzeit ^ des Einkommens
als Nnhelohn mit 213 Mk. uud außerdem die Rente
mit 170 Mk., mithin zusammen 383 Mk. ^ 45 «^
seines Diensteinkommcns, gegen 25"/» beim Beamten.
Nach 30 Jahren beträgt der Ruhelohn 310 und die
Rente 290 Mk., es ist dann mithin die aus dem I n -
validenversicherungsgesetz sich ergebende Maximalgrcnze
von 600 Mk. erreicht. Von nun au steigt der Bezug
des Arbeiters nicht mehr, da sonst ein Ruhen der Rente
eintreten würde, vielmehr tritt in Folge des weiteren
Steigcns der Rente bei längerer Dienstzeit nur eiue
Verschiebung insofern ein, als weiterhin der Anteil,
den die Stadt von deu 600 Mk. zahlt, sich verringert.
Bei höheren Lohnsätzen als 350 Mk. tritt dieses Er-
reichen der Maximalgrcnze des Invalideugesctzes und
damit das Aufhören weiterer Steigerung nicht unerheb-
lich früher ein. Es ergicbt sich also, daß man in
Berlin, während man zunächst die Absicht hatte, die
Arbeiter den Beamten gleich zu stellen, zn einem
Ergebnis gelangt ist, das sie vollkommen anders stellt,
sie bekommen nicht den von 10 bis 40 Jahren steigen-
den Ruhelohn von 25 — 75"/«, wie die Beamten,
sondern sie faugeu erheblich höher, in unserem Beispiel
mit 45 "/o an nnd steigen nur bis längstens zum
30. Jahre und höchstens auf 70 "/<,.

Diefes von vornherein uicht beabsichtigte Er-
gebnis stimmt ziemlich nberein mit der Regelung, die
eine süddeutsche Stadt, Karlsruhe, aus innern Gründen
vorgenommen hat. Dort hat man sich von vornherein
gesagt, daß es nicht richtig sei, die Arbeiter mit den
Beamten vollkommen gleichzustellen, uud hat deshalb ciue
besondere Skala für die Arbeiter aufgestellt. Die
Skala ist iu Karlsruhe iu der Weise festgesetzt, daß
der Nuhelohn nach 10 Jahren 40 "/a beträgt nnd dann
langsamer als bei den Beamten steigt bis ans 70 "/<>.
Das deckt sich mit den Ergebnissen, die mehr zufällig
in Berlin herans gekommen sind, und, wie noch dar-
zulegen, entsprach es einem sehr gesunden Gedanken,
den Nuhelohn für die jüngeren Dienstalter beim Ar-
beiter höher zu dotieren.

Die Frage der Anrechnung der Renten, die in
Darmstadt eine so eigenartige Entwicklung herbeige-
führt hat, stellt am besten auf ein zweifelloses Funda-
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ment die Stadt Mainz, die den Rnhelohn als einen
Zuschnß, als eine Ergänzung znr Rente gewährt, so
daß damit-die Anrechnung uon vornherein klargestellt
ist. I n Mainz kommt man anch hinsichtlich der Höhe
nngcführ auf die Sätze von Karlsruhe.

Bei allen bisher erwähnten Städten ist insofern
eine Gleichheit mit den Verhältnissen der Beamten
herbeigeführt, als wie beim Beamteu so hier auch
beim Arbeiter die Familienverhältnisse nicht berück-
sichtigt sind. Bei den Beanüen ist es bekanntlich ganz
gleich, ob er Junggeselle oder Familienvater ist, er
bekommt die gleiche Pension; ebenso anch der Arbeiter
in den genannten Städten. -.'Inders haben dieses Ver-
hältnis zwei Städte geregelt, die eine im Süden, die
andere- im hohen Norden: Ulm und Königsberg.
Diese haben eine Berücksichtigung der persönlichen
Verhältnisse des betreffenden Arbeiters oder Nicht-
beamten dnrchgeführt, allerdings in verschiedener Weise.
I n Ulm ist ein Grundbetrag des Nnhelohns festgelegt,
der nebenbei bemerkt 220 Mk. beträgt nnd bei 10 Jah-
ren Dienstzeit gewährt wird. Zu dem Grnndbetrag
kommt für jedes Dienstjahr ein prozentualer Zuschlag,
und dieser Zuschlag ist verschieden bemessen nach der
Familiengröße, wobei schon ein verheiratheter aber
kinderloser Arbeiter besser gestellt wird, als ein Un-
verheiratheter. Während also hier bei zehnjähriger
Dienstzeit eine Berücksichtigung der Familienverhält-
nisse noch nickt stattfindet, vielmehr nur das Wachsen
der Rente mit längerer Dienstzeit je nach derFamilien-
größc stärker oder schwächer ist, wird in Königsberg
schon von vornherein, also bei 10 Jahren Dienstzeit
das Vorhandensein von Kindern berücksichtigt, jedoch
nicht durch prozentuale Zuschläge, sondern indem in
allen Fällen pro Kind ein fester Satz von 30 Mk.
jährlich bezahlt wird. Das Vorhandensein einer Fran
bleibt in Königsberg im Gegensatz zn Ulm nnbeiück-
sichtigt. Was die Rente aulangt, so wird sie in Ulm
voll angerechnet, in Königsberg znr Hälfte.

Ich bemerke hierbei, daß das Material, das ich
hier vorgetragen habe, keineswegs vollständig ist, nnd
daß anch einiges von dem, was ich als feststehend
vorgetragen habe, mir erst in Vorlagen an die
Stadtverordnetenversammlungen vorliegt.

Die finanzielle Belastnng bei diesen einzelnen
Städten ist natnrgemäß der Verschiedenheit der Skala
entsprechend, sehr verschieden. Frankfurt a. M . zahlt
z. B. etwa mir die Hälfte von dem, was Mainz nnd
Darmstadt uud wohl auch Königsberg gewährt.

Was nnn die Hinterbliebenen-Fürsorge betrifft,
so wird diese von einigen der genannten Städte über-
haupt nicht geregelt. Sie haben sich gesagt, daß das
einer späteren Zeit vorbehalten bleiben müsse, und
haben zunächst nur deu allgemeinen Grundsatz aufge-
stellt, daß die Hinterbliebenen nicht der Armenpflege
zur Last fallen sollen, sondern daß ihnen in bescheide-
nen Grenzen Unterstützung aus den Fonds der Be-
triebsverwaltungen gewährt werden soll. Die Städte,
welche die Hinterbliebenenversorgung geregelt haben,
haben sich entweder den Beamten voll angeschlossen,

d. h. sie gewähren dieselbe in Prozenten des Rnhelohns,
also wie bei dem Beamten abhängig von der Höhe des
Einkommens nnd dem Dienstalter, oder sie machen die
Witwenpension lediglich abhängig von dem Dienstein-
kommcn des Verstorbenen, sodaß die Witwe eines Ar-
beiters, der 10 Jahre im Dienste war, genau ebenso
viel bekommt, wie die eines gleichgestellten Arbeiters
mit 40 Dienstjahren.

Wenn man nuu die verschiedenen Arten, in denen
die Alters- nnd Hinterbliebenenversorgnng in den
einzelnen Städten geregelt worden ist, kritisch benrteilt,
so wird es zweckmäßig sein, die Frage des Verhältnisses
zu den Versicherungsrenten vorwegzunehmen, denn das
wird ja immer zuerst festgelegt werdeu müssen: giebt
man den Ruhelohn außerhalb der Rente oder rechnet
man sie an mid in welcher Weise, ehe man ans die
eigentliche Skala dessen, was der Nichtbeamte bekommt,
definitiv eingehen kann. Es ist klar, daß die Rente in
irgend einer Weife berücksichtigt werden muß, denn die
Stadt hat einmal die Hälfte der Beiträge gegeben zu
dem, was die Rente fchließlich darstellt nud anderer-
seits würde es ja anch über das Ziel der ganzen
Maßnahme Hinansgehen, wenn der Arbeiter etwa die
Sätze der Beamten als Rnhelohn bekäme und die
Rente anch noch, denn dann würde er ja erheblich
besser gestellt werden, als die Beamten.

Die Berücksichtigung der Rente kann stattfinden
in der Weife, daß sie entweder voll angerechnet wird,
oder daß sie halb angerechnet wird, oder in der Weise
wie in Mainz, daß die Rente zwar nicht im Einzelnen
angerechnet, aber im Allgemeinen in der Höhe der
Sätze berücksichtigt wird.

Wenn die volle Rente angerechnet wird, so ist
der Vorteil klar, daß dies finanziell sehr günstig ist.
Wir haben gesehen, daß beinahe die Hälfte dadnrch
gespart wird. Und dann wird dadnrch anch erreicht,
daß der Nuhelohn im Eudergcbuis genau auf das
herauskommt, was der Beamte bekommt.

Es liegen aber doch anch eine Reihe von Be-
denken vor, die sich an der Entwickelnng in Tarmstadt
gezeigt haben. Eines dieser Bedenken ist die Unbilligkeit,
die ans allgemeinen Gesichtspunkten betrachtet, in
diesem Verfahren liegt. Und zwar ist es unbillig,
weil der Arbeiter aus eigenem Vermögen die Hälfte
der Beiträge bezahlt hat, zweitens deshalb, weil ja
die Rente sich nicht blos ans diefen Beiträgen zu-
fammenfetzt, fondern auch noch ans einem Zufchuß
von 50 Mark der von Seiten des Reichs gegeben
wird, nnd von dem es eher anzunehmen ist, daß er
im Interesse des Arbeiters als des Arbeitgebers ge-
währt wird. Schließlich ist noch ein Gesichtspunkt zu
beachten, das ist der, daß die Rente keineswegs ihrem
Grunde nach auf das Arbeitsverhältnis bei der Stadt
zurückgeführt werden muß. Wcun ein Arbeiter erst
20 Jahre bei einem anderen Arbeitgeber thätig war
und 10 Jahre bei der Stadt, dann ist ja die Rente
zu zwei Dritteln bei einem anderen erworben, uud es
wäre unbillig, wenn anch diese zwei Drittel nnn uon
der Stadt usurpiert werden. Dieses prinzipielle Be-



denken ist anch nicht blos theoretischer Natur, sondern
es weiß sich, wie die Entwicklung in Darmstadt ge-
zeigt hat, i n praxi Geltung zu verschaffen, nnd führt
dann leicht zu einem Ergebnis, das von vornherein
nicht gewollt war.

Man kann der Sache schon in höherem Maße
gerecht werden, wenn man nicht die volle Rente an-
rechnet, sondern nur die halbe. Das trägt dem
Umstände Rechnung, daß Arbeitgeber und Arbeiter je
zur Hälfte die Rente anfbringen. Aber ganz gerecht
ist diese Regelung doch nicht, weil es ja anch bei der
Hälfte Möglich ist, daß sich der Arbeiter einen Teil
derselben aus anderer, nicht bei der Stadt zugebrachter
Arbeitszeit erworben hat und ebenso bleibt das Be-
denken hinsichtlich des Neichszuschnsses bestehen. So
läßt es sich nicht vermeiden, daß bei dieser Regelung
auch immer etwas ungerecht sein wird.

Darum erscheint es mir am besten, ähnlich vor-
zugehen wie in Mainz, daß man sagt: wir berücksich-
tigen im Allgemeinen bei Bemessung der Renten den
Umstand, daß diejenigen, die nicht als Be mte schon
pensionsbcrechtigt sind, in allen Fällen rentenberechtigt
sein werden, — was man ohne großen Fehler be-
haupten kann — und nntcr Berücksichtigung dieses
Umstandcs stellen wir feste Sätze anf nnd gewähren
diese dann ohne Berücks ich t i gung / ob und i n
welcher Höhe i n den e inze lnen F ä l l e n eine
Rente da ist. I n Mainz ist nur der Fehler gemacht
worden, daß man den Nuhelohn als Zuschuß zur Rente,
das heiß; von dem Bestehen einer Rente abhängig, gewährt
und sich dadurch iu gewisser Hinsicht von den Versichern ngs-
iustauzen abhängig gemacht hat. Das ist mehr ein
Schönheitsfehler, immerhin hat es andere Städte davon
abgehalten, Mainz anf dicfcm Gebiete zu folgen: aber
der Fehler kann leicht korregiert werden, indem man
wie gcfagt, den Ruhelohn selbständig und nicht als
Zuschuß gewährt. Mau hat dann bei dieser Regelung
den Vorteil, daß die Anrechnnngsfragc von vornherein
ausgeschlossen ist, daß die Berechnungen wesentlich verein-
facht werden, und daß die subjektiven in individuellen
Verschiedenheiten begründetem Unterschiede in den Renten-
Höhen wirksam bleiben. Wenn z. B. in einzelnen
Fällen wegen teilweiscr Erwerbsfähigkeit nicht die
volle Rente gewährt wird, fo kommt das bei diefer
Regelung auch zum Ausdruck, währeud es bei voller
Rcutenzurechnung für den Arbeiter gleichgültig wird
und ganz ungerechtfertigter Weife der Stadt Zur Last
fällt. Entsprechend, nur umgekehrt, bleibt bei dieser
Regelung dem Arbeiter der Vorteil einer höheren
Rente ans anderweitcr Arbeitszeit, und geht nicht wie
bei der vollen Anrechnung ohne Grnnd anf die
Stadt über.

Nnn ist noch ein zweiter Gesichtspunkt zn be-
achten. Es fragt sich, ob man bei der Ruhelohusskala die
Skala der Beamtenpensionen innehalten soll, oder ob es
notwendig sein wird, mit Rücksicht auf die verschiedeneu
Lebensverhältnisse der Beamten und Arbeiter größere
Unterschiede zn machen. Die Gleichstellung mit den
Beamtenpensionen würde allerdings verwaltnngsmäßig

und zur Abschncidnng aller Vcrglcichungcn von Vor-
teil sein, aber es fragt sich doch, ob nicht wesentliche
Unterschiede sozialer nnd wirtschaftlicher Natnr dabei
unberücksichtigt blieben. Bei dem Beamten steigt ja
die Pension bedeutend, von V4 bis ^4, und das liegt
großenteils darin begründet, daß die Ausgaben des
Beamten für feine Familie im Laufe der Jahre
wachsen; die Kinder brauchen mehr, wenn si' älter
werden. Bei dem Arbeiter liegt die Sache gerade um-
gekehrt; bei dem Arbeiter sind die Kinder früher in
der Lage, sich eigenen Erwerb zu schaffen, und sie
sind, wenn sie älter werden, für die Eltern eher ein
Rückhalt als eine Belastung; die größten Kosten der
Erziehung der Kinder entfallen bei dem Arbeiter ge-
rade auf die erste Zeit.

Es ist also das Richtige, wenn man so wie in
Süddeutschlaud uud im Endergebnis auch in Berlin den
Ruhelohn des Arbeiters hoch beginnen läßt und ihn
langsam steigert, und nicht daß man ihn wie beim
Beamten niedriger anfangen läßt nnd fchneller steigert.

Man muß aber auch dem beipflichten, was in
Ulm und Königsberg gcfchieht, daß die ganzen Familien-
verhältnisse des Arbeiters berücksichtigt werden. Das
Vorhandensein von Kindern wird am besten wie in
Königsberg dnrch einen geeigneten festen Zuschlag in
Rücksicht gezogen, dagegen wird es nicht richtig sein
wie in Ulm das Vorhandenfein einer Ehefran zn
berücksichtigen, denn die Fran des Arbeiters ist eher
ein Aktivum als ein Passivnm des Vermögensstandes,
weil sie eher znm Verdienst selbst beiträgt, als die
Beamtenfrau.

Was nun die Hinterbliebenenversorgung anlangt,
so wird man sie anch am zweckmäßigsten so regeln
wie in Süddeutschlaud, daß eine Steigerung nach dem
Dienstalter nicht eintritt. Es kommt dabei in Betracht,
daß gerade die Hinterblicbencnversorgnng finanziell
sehr schwerwiegend ist. I n Darmstadt sind z. B. in
einem Jahre an Ruhelohn 2170 Mk., an Hinter-
bliebencngeld aber 6607 Mk. gezahlt worden. Es
kann ja dieser eine Fall nicht maßgebend sein, aber
man sieht doch daraus, zu welchen finanziellen Lasten
die Hinterblicbencnversorgung führen kann. Es kommt
hinsichtlich der Witwcnversorgung znm Unterschiede
von dem Beamten in Betracht, daß die Fran des
Arbeiters sehr viel eher in der Lage ist, sich selbst zu
unterhalten, als die Fran des Beamten, die doch vielfach
den höheren Ständen angehört nnd auch wenn sie
arbeiten wi l l , keine Gelegenheit dazu findet. Tarnm
wird es nicht richtig fein, einfach die Sätze der Beamten
auf die Nichtbeamtcn auszndehnen, sondern es dürfte
zweckmäßiger sein, wenn man die Witwcnversorgung
nur mit dem Lohnsatze, nicht mit dem Dienstalter steigen
läßt. Natürlich wird anch hier die Zahl der Kinder
zu berücksichtigen sein, und es wird sich empfehlen,
für jedes Kind hier ebenfalls einen festen Zuschlag zu
gewähren.

Die Frage, wie hoch bei einer derartigen Regelung
sich die Belastung stellen würde, läßt sich hier nicht



erörtern: eine solche Frage läßt sich allgemein garnicht
beantworten, sondern sie muß nach den besonderen
Verhältnissen jeder einzelnen Stadt erwogen werden.

Nnn wil l ich nur noch zwei Gesichtspunkte be-
rühren, uon denen der eine, allerdings mit Unrecht,
bei den Veratungen, die diese Angelegenheit in anderen
Städten gefunden hat, im Vordergrunde des Interesses
gestanden hat. Das ist die Frage, ob die Bezüge als
klagbares Recht gewährt werden sollen wie bei den
Beamten. Aus praktischen Gründen ist in allen
genannten Städten das Verfahren so geregelt worden,
daß die Grundsätze als für die Gemeinde bindend
erachtet werden, daß aber dem Arbeiter ein im Klage-
wcge verfolgbares Recht nicht eingeräumt wird. Das
ist nicht abnorm. Bei den Beamten war es früher
ganz ebenso, auch sie hatten auf die Peusion kein
klagbares Recht, nicht einmal auf das Gehalt. Ich
meine, das ist ohne Bedenken: Wenn in einer Gemeinde
feste Grundsätze aufgestellt werden, dann sind sie für
die Gemeinde Gefetz und werden auch eingehalten,
ohne daß es einer Erzwingbarkeit im Rechtswege bedarf.
Wenn man aber dem Arbeiter einen klagbaren Rechts-
anfpruch gebeu wil l , dann entstehen daraus praktische
Konsequenzen, die nicht iu Kauf zu nehmen sind. Es
entstehen dann einmal schwierige nnd verwickelte Prozesse
und es ergiebt sich weiter die Thatsache, daß für die
Stadt auf dem betretenen und finanziell sehr weit
gehenden Wege ein Zurück nicht mehr möglich ist.

Der zweite Gesichtspunkt hat nirgends Berück-
sichtigung gefunden, außer iu Karlsruhe. Es ist
Folgender. Zweifellos sind die Grundlagen für die
Gewährung uud Höhe des Ruhelohns und der Hinterblie-
benenpension in den einzelnen Fällen bei dem Arbeiter nicht
leicht festzustellen. Bei dem Beamten hat man Personal-
akten; ans ihnen läßt sich alles feststellen, und es
ergiebt sich, wenn der Pensionsfall eintritt, das nach
dem Gefctze Angemessene von selbst; bei den Arbeitern,
die in vielen Stadien in sehr großen Mengen in
Betracht zu ziehen wäreu, würdeu diese Feststellungen
einen ziemlich großen Verwaltungsapparnt erfordern,
und cs scheint richtig, daran zn denken, diefe Umständ-
lichkeit zu vermeiden oder einzuschränken. Das ist in
zweckmäßiger Weise in Karlsruhe geschehen. Da hat
man nämlich die Schwierigkeiten in der Weise einge-
schränkt, daß man gesagt hat: wir statuieren nicht von
vornherein für jeden Nichtbeamten oder Arbeiter die
Anwartschaft auf Ruhelohn und Hinterbliebencnver-
forgnng, sondern wir warten erst ab, bis die 10 Dienst-
jahre, die beim Beamten die Grundlage bilden, um
siud, und dann erst verleihen wir dem Arbeiter, der
sie hinter sich hat, indem wir ihn znm „ständigen"
Arbeiter ernennen, die feste Anwartschaft ans Bezüge
als Rnhelohn und Hintcrblicbcnenuerforgnng. Dadurch
wird aus der Masse der gesamten Arbeiter ein Kreis
von Qnasibeamten herausgehoben, bei denen es nicht
schwierig sein wird, durch geeignete Bnchuugeu, da es
sich ja nnn um eiue sehr viel geriugere Zahl handelt,
alles Maßgebende festzulegen. Es hat dies, abgeseheu
vou diesen: rein verwaltungstechnisch günstigen Umstände,
verschiedene andere Vorteile. Es kann auch in anderer

Hinsicht dieser ständige Arbeiter dem Beamten ähnlicher
gestellt werden, z. B. durch Fortbezug des Arbeitslohns
in Krankheitsfällen, und es wird erreicht, daß ein fester
Stamm uon Arbeitern herangezogen wird, sodaß die
fluktuierenden Verhältnisse ini Arbeiterwesen, die auf den
Betrieb ungünstig einwirken, eingedämmt werden.

Es ist überall das Bedürfnis hervorgetreten,
einen festen Stamm von Arbeitern zu besitzen, und
dadurch, daß mau den 10 Jahre thätigen Arbeitern
eine bevorzngte Stellnng einräumt, erreicht man das
zweifellos in hohem Maße, sodaß die Regelung der
Alters- und Hinterbliebenenversorgung nicht nur erscheint
als ciu rein arbeitcrfreundlichcs und mildthätiges
Vorgehen, sondern daß sie, wenn auch nicht in einem
ziffernmäßigen Betrage, so doch eben in dem Vorteil
des geschaffenen festen Stammes uon Arbeitern auch
auf der Einnahmefeite in gewinnbringender Weife für
die Stadt in Erfcheinnng tritt, und darin liegt natürlich
ein großer Vorteil. (Lebhafter Beifall).

Vorsitzender, Oberbürgermeister Dellirück - Danzig:
Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall.
Der Herr Referent hat im Einverständnis mit mir
davon abgesehen, bestimmte Thesen vorzulegen: wir
haben aber geglaubt, daß es für Sie von Interesfc
fein würde, einmal eine Darlegung der Gesichtspunkte
zu erhalten, nnter denen in den verschiedenen Kom-
munen des Vaterlandes diese Frage behandelt worden
ist. Und ich hoffe, daß dem Einen oder Anderen von
Ihnen hierdurch Anregungen znteil geworden sind, die
einmal von praktifcher Bedeutung werden können.
Dem Herrn Referenten für den klaren, .hübschen und
interessanten Vortrag herzlichen Dank.

Wir würden nun zu dem eingeschobenen Punkte
der Tagesordnung kommen:

M a h l der Kommission zur Beratung der Fragen
betreffend die Einrichtung von Mul)egeyatts-

kassenverbänden.

Der Herr Berichterstatter, Bürgermeister M ü l ler
schlägt vor, zu wählen einen Vertreter aus einer
kreisfreien Stadt, einen aus einer Stadt mit über
10000 Einwohnern und einen aus einer Stadt von
weniger als 10000 Einwohnern. Das fchcint mir
sehr zweckmäßig zu seiu, weil bei dieser Besetzung
große, mittlere und kleinere Städte zn Wort kommen.
Als Mitglieder dieser Kommission schlägt Herr Kollege
M ü l l e r vor, die Herren:

Bürgermeister Sauße - Elbing,
Bürgermeister Dembski - Dirschan
Bürgermeister Müller - Dt. Krone

Es ist Akklamationswahl zulässig. Wird Akkla-
mationswahl beantragt? (Znrufe: Jawohl!) Das ist
der Fall. Ich konstatiere, daß gegen den Antrag kein
Widerspruch erhoben ist, nnd daß die genannten drei
Herren in die Kommission gewählt sind. Ich darf
wohl bitten, daß sich die Kommission einen Vorsitzenden
wählt und ihres Amtes waltet. Ich werde bis zum
uächstcn Städtetage Fühlung mit der Kommission zu
nehmen suchen.



Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung:
M i t t e i l u n g e n .

Ich habe Mitteilungen nicht mehr zu macheu;
was von meiner Seite dem Städtetage mitzuteilen
war, ist an anderer Stelle geschehen. Ich werde also,
wenn nicht von anderer Seite das Wort gewüuscht
wird, diesen Gegenstand verlassen. Punkt 7 ist also
erledigt.

Wir kommen zur
M a l j l des Vorstandes.

Der Vorstand besteht zur Zeit aus den Herren:
Oberbürgermeister Delbrück - Danzig, Vor-

sitzender,
Stadtverordneten - Vorsteher Wehrlein - Grau-

deuz, stellvertretender Vorsitzender,
Stadtverordneter Wnftrrberg-Dauzig, Kasscu-

führer,
Bürgermeister Sandfuchs-Marieuburg, Schrift-

führer,
Oberbürgermeister Elditt-Elbing, l
Bürgermeister Würtz-Marienwcrdcr, ^Beisitzer.
Bürgermeister Dartwich-Eulmsee, 1

Nach der Geschäftsorduung ist Wiederwahl uud
Wahl durch Akklamation zugelassen. Ich frage an,
ob Vorschläge zu machen sind. (Zuruf: Die bisheri-
gen Herren durch Akklamation wiederzuwählen?)

Es ist der Autrag auf Wiederwahl durch Zuruf
gestellt. Es erhebt sich keiu Widerspruch, ich konstatiere,
daß die Herreu gewählt sind und danke für das uns
geschenkte Vertrauen. Ich darf wohl im Namen aller
voraussetzen, daß sie die Wahl mit Dank annehmen.

Nun haben wir noch Beschluß zu fassen über
Or t und Zei t des elften Städtetages.

Der Vorstand hat sich schlüssig gemacht, ent-
sprechend einer Einladung der Stadt Graudenz, die
ihm durch Herrn Mehrlein überbracht wurde, Grandenz
für den nächsten Städtetag in Vorschlag zu bringen.
Ich frage an, ob das Wort gewünscht wird. Das ist
nicht der Fall, ich darf also auuehmeu, daß die Herren
beschlossen haben, der Einladung von Graudcnz, für
die wir herzlich danken, im nächsten Jahre Folge zu
leisten.

Damit wären wir am Schlüsse unserer Ver-
handlungen angelaugt. Ich möchte es nicht unterlassen,
der gastlichen Stadt Thorn noch einmal in Ihrem Namen
zu danken. Wir Alle gehen, glaube ich, reicher an Er-
fahrung und reich an angenehmen uud erfreulichen
Erinnerungen von hier weg. Wir haben wieder ein-
mal ein Stück Geschichte der Provinz in ihren Denk-
mälern an uns vorüberziehen sehen, wir haben in der
ersten Stadt, die der Orden gegründet hat, die Erfolge
moderner Thätigkeit in einer Reihe neuer, muster-
giltiger Einrichtuugcu kennen gelernt, und wir werden
alle die gastfreundliche liebenswürdige Art, mit der
wir hier aufgenommen sind, danerud iu guter Erin-
ncrung behalten. Ich danke der Stadt Thorn, insbe-
sondere ihrem Herrn Ersten Bürgermeister herzlich für
alles Gebotene.

Ich schließe die gegenwärtige Tagung mit dem
Wunsche: Ans frohes Wiedersehen im nächsten Jahre!

Schluß 12 Uhr.



IV. Anlage zu Junkt 4 der Hagesordnung.

Nr.

N a m e n

der

S t ä d t e

G e z a h l t w e r d e n
Magistrats- und

Polizeibeamte
Ruhe-

Gehälter gehälter

Lehrpcrsunal höherer
städtischer Schulen

Ruhe-
Gehälter

an:
Die Beamteu der
städt. Betriebe

Ruhe-

gehälter
Gehälter

gehältcr

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

Bereut

B ischo fswerdc r . .

Br ieseu . . . . .

B a l d e n b u r g . . .

C h r i s t b u r g . . . .

C u l m s c e . . . . .

C u l m . . . . . .

D i r s c h a u . . . .

D t . E y l a u . . . .

D t . K r o n e . . . .

Freystadt . . - .

Flatow . . . . .

Garnsee

Gollub

Hammerstein . . .

Iastrow

Kauernick . . . .

Konih

Krojanke

Kamin

Locbau

L a u t e u b n r g . . . .

Leßen

Landeck

Marienbura, . . .

Marieuwerder . .

Mewe

Mk. Friedland . .

Neuteich

Seite 1

7105

5249

12034

3030

4648

13996

26870

37337

18260

24164

5680

5350

3282

5634

6343

8010

1890

31465

4350

2100

8850

6104

3520

2155

33230

28790

6500

3160

7000

326106

1012

540

600

1331

2800

4515

2492

1030

1900

720

4879

2100

255

2897

2059

2380

720

4440

23910

19300

79710

25110

355

960

1060

1105

800

1800

7480

8200

4637

2733

1500

1100

5500

4565

800

2100

1360

540

200

3325

32230 > 152470 2375 > 46945 800
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Nr.

t a m c n

der

S t ä d t e

G e z a h l t w e r d e n a n :
Magistrats- und

Polizeibeamte
Ruhe-

Gehälter gehälter

Lchrprrsonal höherer
städtischer Tchulen

Ruhe-
Gehälter

gehälter

Die Beaniten der
städtischen Betriebe

Ruhe-
Gehälter

gehälter

Neustadt . .

31. Neumark. .

32. Neuenburg .

33. Pr. Etargard

34. Putzig . . .

35. Pr. Friedland

36. Niesenburg .

37. Rosenberg .

38. Rchden . '.

39. Schoeneck .

40. Stnhm . .

41. Strasburg .

42. Schwetz . .

43. Schlochau .

44. Schloppe

45. Tolkcmit . .

46. Tiegcnhof .

47. Tuchel. . . ,

48. Tütz . . .

49. Vandsburg .

50. Zempelburg

51. Danzig . .

52. Graudcnz .

53. Tho rn . . .

54. Elbing . .

Seite 2

Dazu „ 1

Zusammen

11700

8224

8640

22380

6650

7650

7500

6740

3500

5250

3500

11618

18481

6280

4921

3450

7550

6090

2736

2100

7850

507356

74944

122780

218585

1086475
326106

260

1500

4116

600

2800

436

177

600

56250

8768

16066

15349

11180

34324

12960

24120

414303

110262

124640

84772

2074

40886

7590

11488

9668

3333

900

1500

600

3100

3300

1750

1620

301415

8800

17942

10690

17323

2520

780

106912
32230

816561
152470

71706

2375

354950

46945

1412581 ! 139142 969031 74081 401895

20623

800

21423



V. Geschäftsbericht
de«

Vorstandes des westpreußi scheu Städtetages
für das

Geschäftsjahr 1900

r in der ordentlichen Versammlung des Ttädtctages vom 28. August 19(X) m Elbing gewählte
Vorstand hat sich in einer au demselben Tage abgehaltenen Sitzung konstituiert und setzt sich danach zu-
sammen, wie folgt:

Oberbürgermeister Delbrück - Danzig, Vorsitzender,
Stadtverordneten-Vorsteher M e h r l e i n - Grandenz, stellvertretender Vorsitzender,
Stadtverordneter M üns terberg - Danzig, Kassenführer,
Bürgermeister Eandsnchs - Marienbnrg, Schriftführer,
Oberbürgermeister E l d i t t - E l b i n g !
Bürgermeister Würtz-Marienwerder < Beisitzer.
Bürgermeister H a r t w i c h - Clllmiee

Die Kassenführung ist in der im Geschäftsbericht für 1898/99 beschriebenen Weise weitergeführt.

Die Einziehung der Umlage für deu zehuten westprcnßischen Städtetag im Jahre 1901 in Thorn
ist mittels Schreibens vom 7. Ju l i 1901 1^ 2684/01 ins Werk gesetzt.

Die Rechnuug schloß z. Zt. der Berichterstattung (8. August 1901) mit:

1441,39 Mk. in Einnabme,
580,30 Mk. in Ausgabe,

mithin mit einem Bestände z. Z. von 861,09 Mk.
Sie ist rechnerisch uud uach deu Belägen vorgeprüft uud für richtig befuuden.

Es wird Decharge-Ertcilnng beantragt.

Die Druckstücke über die Verhandlnngen des nennten westprenßischen Städtetages vom 27. uud
28. August 1900 sind den einzelnen Städten der Provinz Westpreußen im Januar d. I s . 1^ 5/01 in
üblicher Weise zugegaugeu.

Der dritte allgemeine preußische Städteiag wurde zu Berliu am 29. uud 30. Iannar 1901 abge-
halten. Der westprenßische Städtetag hat unterm 23. August 1897 die Städte Marienburg, Dirschau und
Dt. Krone mit dem Rechte begabt, den allgemeinen preußische« Städtetag zu beschicken. Von diesem Recht
hat die Stadt Dt. Krone Gebrauch gemacht, welche durch deu Herru Bürgermeister M ü l l e r daselbst ver-
treten war.

I . Auf dem vorjährigen westpr. Städtetage ist beschlossen worden, zu Punkt 5 der Tagesorduuug:

„ Is t es empfehlenswert, die städtischen Kassen in gewissen Perioden durch einen nicht
der Verwaltung augehörigeu Kqssensachverständigen revidieren zu lassen, und auf welche
Weife ist die Bestellung eines derartigen Revisors am zweckmäßigsten durchzuführen?",

die Angelegenheit dem Vorstande zur weiter«-Veranlassung zu überweise». Der Vorstand hat
daraufhin die erforderlichen Umfragen an die westpreußischen Städte ergehen lassen, über deren
Ergebnis zn Nr. 5 der diesjährigen Tagesordnung Bericht erstattet werden wird.
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I I . Außerhalb ver vorjährigen Tagesordnung erfolgte am 28. Angust v. I § , eine Besprechung der

herrschenden Kohlennot.

Hierbei wurde folgender Antrag des Referenten angenommen:

den V o r s t a n d zn b e a u f t r a g e n , bei den zus tänd igen S t a a t s b e h ö r d e n

d a h i n v o r s t e l l i g zu w e r d e n , daß die Z n f n h r von S t e i n k o h l e n nach

den östl ichen P r o v i n z e n (Westprenßen pp.) i n jeder Weise e r le i ch te r t ,

insbesondere auch die E i n f u h r englischer S t e i n k o h l e n durch er-

m ä ß i g t e E i n f u h r t a r i f e von den Seehä fen ans g e f ö r d e r t werde.

Der Antrag hat seine Erledigung gefunden, ehe noch an den Minister der öffentlichen

Arbeiten eine schriftliche Vorstellung ergangen war. I n einer Andienz, Anfang September 1900,

erklärte der Minister dem Referenten, daß demnach eine besondere Vorstellung nicht mehr er-

forderlich sei.

Danach hat der Herr Minister znr Erleichternng der Deckung des inländischen Kohlen-

bedarfs angeordnet, daß vom 12. September v. I s . ab für die Dauer von 2 Jahren anstatt des

Spccialtarifs I I I die billigeren Frachtsätze des Rohstofftarifs auch auf die über deutsche See-

uud Binnenhäfen umgeschlagenen Kohlen nnd Koks Anwendung finden.

Die Ermäßigung beträgt:

bei Entfernungen von 5 1 — 98 1«n 4—6 Mt .

„ „ 101—350 I^in 5 „

Für den Verfand von den inländischen Kohlengruben gilt der Rohstofftarif bereits seit dem

1. April 1897. Die von Schlesien nach dem Küstengebiet bestehenden Ansnahmefrachtsätze für

Kohlen sind sogar niedriger als die Sätze des Nohstofftarifs.

Ferner wird der Antrag des Bürgermeisters M ü l l e r -D t . Krone, die Frage, ob die Gründnng

von Rnhegehaltskassenuerbäuden zu empfehlen sei, auf dem nächsten Städtetage zu behandeln, durch das

Referat des Antragstellers, Punkt 4 der diesjährigen Tagesordnung, erledigt werden.

Weiteres war zur Ausführuug der vorjährigen Beschlüsse nicht zu veranlassen.

Zur stenographischen Aufnahme der Verhandlungen des diesjährigen westpreußischen Städtetages ist

der in den Vorjahren bereits thätig gewesene Parlamentsberichterstattcr wiedergewonnen.

T a n z i ü , den 8. August 1901.

Der Vorstand des weltpreuMchen Städtetages.
I. A.

Oberbürgermeister.




